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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. WINDHAGER als Einzelrichter über die 
Beschwerden von 1.) XXXX , geb. XXXX , 

2.) XXXX , geb. XXXX , 3.) XXXX , geb. XXXX , 4.) XXXX , geb. XXXX und 5.) XXXX , geb. XXXX , alle 
Staatsangehörigkeit Russische Föderation, gegen die Bescheide des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl 
vom 02.01.2017, Zl. 1.) 1102275310-160081612, 2.) 1102275408-160081582, 3.) 1102444108-160081663, 4.) 
1102444206-160081680 und 5.) 1102444010-160081655, nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung 
am 19.09.2017 zu Recht erkannt: 
 

A) 
 

Die Beschwerden werden gemäß §§ 3, 8 AsylG 2005, § 57 AsylG 2005, § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm. § 9 
BFA-VG, § 52 Abs. 2 Z 2 FPG, § 52 Abs. 9 FPG, § 46 FPG sowie § 55 Abs. 1 bis 3 FPG als unbegründet 
abgewiesen. 
 

B) 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG, nicht zulässig. 

Text 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE: 
 

I. Verfahrensgang und Sachverhalt: 
 

Der Erstbeschwerdeführer (in der Folge BF1), ein Staatsangehöriger der Russischen Föderation, der 
tschetschenischen Volksgruppe zugehörig und Muslim, gelangte am 14.01.2016 gemeinsam mit seiner Frau 
(BF2) und den gemeinsamen Kindern (BF3 bis BF5) illegal in das Bundesgebiet und stellte noch am selben Tag 
einen Antrag auf internationalen Schutz, zu dem er vor Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes am 
16.01.2016 befragt wurde. 
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Dabei erklärte der BF1 zu seinen familiären Verhältnissen befragt, dass seine ganze Familie in Europa verteilt 
sei. In Österreich lebe ein Cousin. Er sei mit seiner Familie über unbekannte Länder nach Österreich gekommen, 
bei dieser Reise mit privaten PKWs bis zur ukrainischen Grenze und von dort nach Österreich habe er keinen 
einzigen polizeilichen Kontakt wahrgenommen. Er habe die Russische Föderation verlassen, weil Lebensgefahr 
für ihn und seine Familie bestanden hätte, sie seien verfolgt worden, man hätte ihnen die Papiere abgenommen. 
 

Auch die BF2 schilderte im Zuge ihrer Erstbefragung gleichlautend, dass sie auf unbekannten Wegen von 
Tschetschenien bis zur ukrainischen Grenze gebracht worden sei, von dort sei sie dann mit einem privaten PKW 
nach Österreich gefahren worden. Auch sie wisse nicht, durch welche Länder sie dabei gereist seien, sie hätten 
Österreich als Zielland gehabt, weil der BF1 hier einen Cousin habe. Auch sie befürchte, im Fall der Rückkehr 
getötet zu werden, die Familie werde verfolgt. 
 

Nach einer vorgelegten Heiratsurkunde haben die beiden erwachsenen Beschwerdeführer im Jahre XXXX in 
XXXX die Ehe geschlossen. 
 

Am 23.09.2016 wurden die erwachsenen Beschwerdeführer durch die belangte Behörde niederschriftlich 
einvernommen. BF1 schilderte, in keinerlei ärztlicher Behandlung oder sonst in Therapie zu stehen, er nehme 
auch keine Medikamente ein, es gehe ihm gesundheitlich gut. Er sei russischer Staatsbürger, Tschetschene, habe 
zuletzt mit der Familie in der tschetschenischen Hauptstadt XXXX gelebt. Der Vater sei XXXX verstorben, jetzt 
lebe nur mehr die Mutter dort. Weder er noch die BF2 hätten einen Reisepass gehabt, sie hätten nur die 
Dokumente besessen, die er gerade übergeben habe, nämlich erneut die Heiratsurkunde und einen Führerschein. 
Er habe in den 90-er Jahren einen Reisepass besessen, mit diesem sei er aber nicht ausgereist. Der russische 
Inlandspass sei gemeinsam mit anderen Dokumenten von bestimmten Personen mitgenommen worden. Er selbst 
habe bis zuletzt als privater Taxilenker gearbeitet, in seinem eigenen Beruf habe es keine Arbeit gegeben. Sonst 
habe er auf die Kinder aufgepasst, da die BF2 gearbeitet habe. Die Mutter sei Pensionistin und lebe jetzt im Haus 
in XXXX . Sie seien in der Familie fünf Brüder und eine Schwester gewesen, zwei Brüder seien schon tot, einer 
sei im Jahr XXXX vom Militär mitgenommen worden, seitdem fehle von ihm jede Spur. Ein Bruder lebe in 
Frankreich, die Schwester lebe in einem namentlich genannten Ort nahe XXXX . Im Jahr XXXX sei ein Bruder 
getötet worden, XXXX sein anderer Bruder mitgenommen worden. Der jüngere Bruder sei deshalb im Jahr 
XXXX nach Frankreich gereist und habe dort XXXX auch einen positiven Asylbescheid bekommen. Ein anderer 
Bruder sei nach XXXX gezogen, dort sei er verhaftet und in das Gefängnis gesteckt worden. Dieser Bruder sei 
am XXXX verstorben. Er sei im Jahr XXXX mit seiner Familie von Inguschetien nach XXXX gezogen, er selbst 
habe nie gegen den KADYROW-Clan gekämpft, er sei der ältere Bruder. Der Vater habe ihn darum gebeten, es 
nicht zu tun, aber seine Brüder und viele Verwandten hätten gekämpft und er habe diese unterstützt. Diese 
Verwandten hätten im ersten und zweiten Krieg gegen die russische Armee gekämpft. Einige hätten direkt 
gekämpft, andere hätten unterstützt. 
 

Der BF1 habe niemals direkten Kontakt mit dem jetzigen Präsidenten in Tschetschenien gehabt, er habe auch 
niemals irgendeinen Kontakt mit Clan-Mitgliedern von KADYROW gehabt, er habe mit solchen Leuten nichts 
zu tun und habe immer versucht, solche Kontakte zu vermeiden (AS 67). 
 

Er sei einmal in XXXX inhaftiert gewesen. Er sei einmal mitgenommen worden, dann sei er geflohen. 
 

Der BF1 schilderte nunmehr, dass er "Mitglied einer Menschenrechtsorganisation namens XXXX " gewesen sei. 
Die Filiale befinde sich in Inguschetien in der dortigen Hauptstadt. Dafür würde es auch Beweismittel geben, 
diese seien ihm aber abgenommen und beschlagnahmt worden. Er werde versuchen, etwas später Beweismittel 
vorzulegen. Er werde versuchen, Mitarbeiter dieser Organisation in Inguschetien zu erreichen. 
 

Für XXXX sei er beim Informationsaustausch tätig gewesen, so habe er bei verhafteten Personen geholfen, einen 
Rechtsbeistand zu besorgen. Er habe versucht, Informationen zu erhalten, wo diese Person festgehalten wird, 
damit die Verwandten informiert werden können. 
 

Auf die Aufforderung, die konkreten Gründe für die Ausreise zu schildern, führte der BF1 aus wie folgt: Am 
XXXX sei sein Bruder, der inzwischen am XXXX verstorben sei, zu ihnen in das Elternhaus gekommen. Im 
Haus seien der Bruder und die Mutter sowie die Kinder des BF1 geblieben. Er selbst sei mit der BF2 in das 
Geschäft gegangen, ein Verwandter der Mutter habe angerufen und gesagt, dass sie nicht nach Hause gehen 
sollen. Er sei dann zu diesem Verwandten der Mutter gefahren und habe erfahren, dass zum Familienhaus die 
Militärs mit zwei Fahrzeugen gekommen seien. Der Bruder sei mitgenommen worden und gefragt worden, wo 
sich der BF1 aufhalte. Die Militärs hätten eigentlich nach dem BF1 gesucht. Sie hätten das Haus durchsucht und 
die Tasche mit Dokumenten und Fotos mitgenommen. Die Militärs hätten dem Bruder zwei bis drei Tage Zeit 
gegeben, damit der BF1 sich bei ihnen stelle. Er habe dann erfahren, dass am 24.12.2015 eine Demonstration 
gegen den Präsidenten KADYROW in XXXX und in anderen europäischen Städten stattgefunden hätte. 



 Bundesverwaltungsgericht 07.12.2017 

www.ris.bka.gv.at  Seite 3 von 48 

Daraufhin habe KADYROW gesagt, dass alle, die Verwandte in Europa haben, zur Rechenschaft gezogen 
werden sollen. Er selbst sei dann nicht zur Behörde gegangen, sein Bruder sei dort nicht mehr lebend 
herausgekommen. Am 11.01.2016 habe ein Verwandter der Mutter die Ausreise organisiert und am 14.01.2016 
seien sie schon hier in Österreich gewesen. 
 

Zur eigenen Verhaftung in XXXX befragt, vermeinte der BF1, dass das schon im Jahr XXXX gewesen sei. Er 
und der inzwischen verstorbene Bruder XXXX seien damals in XXXX gewesen. Gegen sie sei damals im Jahr 
XXXX ein Verfahren fabriziert worden und sie hätten eine einjährige Haftstrafe bekommen. Viele 
Tschetschenen seien damals unschuldig ins Gefängnis gekommen. Seine Brüder und viele Verwandten hätten 
gekämpft, es habe immer die Gefahr bestanden, mitgenommen zu werden. Er sei zuhause geblieben, weil er der 
älteste der Brüder gewesen sei und bei den Eltern habe bleiben müssen. Die Mutter sei jetzt ganz allein, die 
Schwester besuche sie hin und wieder. Nach allgemeinen Erzählungen über die Haft im Jahr 1999 und über das 
Wesen von XXXX wurde der BF1 gefragt, wo sich eigentlich das Büro in der Hauptstadt von Inguschetien 
befunden habe. Die Antwort lautete, dass sich diese Büro mitten in XXXX , in einer zentralen Straße befinde, 
man müsse vom Bahnhof rauf, in der Nähe des Krankenhauses. 
 

Auf die Frage, aus welchem Grund und wann der Bruder XXXX in XXXX verhaftet worden sei und wie lange 
dieser inhaftiert gewesen sei, führte der BF1 aus wie folgt: "Zuerst wurde er 2012 oder 2013 von Skinheads 
zusammengeschlagen. Als er halbwegs wieder zu sich kam, da lag er auf der Straße, ein Polizeiauto kam vorbei. 
Die Polizisten haben ihn ebenfalls zusammengeschlagen. Die Passanten brachten ihn in das Krankenhaus. Er 
wurde operiert. Ihm wurde die Milz entfernt . Nach seiner Entlassung aus dem Krankenhaus hat er versucht, die 
Leute zu finden, die ihn zusammengeschlagen haben. Es stellte sich heraus, dass die Skinheads gemeinsam mit 
den Polizisten waren. Sie verbreiteten Angst und Schrecken gegen alle Nichtrussen. Die Polizei sicherte sie nur 
ab. Als mein Bruder schon fast am Ziel war und es herausgefunden hat, wurde er von der Polizei mitgenommen. 
Er wurde beschuldigt für etwas, was er nicht gemacht hat und wurde 2013 in eine Untersuchungshaft gesteckt. 
Unsere Verwandten haben sich dann eingeschaltet und so kam mein Bruder wieder frei. Es kam zu keiner 
Gerichtsverhandlung, aber er hat mehr als ein Jahr in U-Haft verbracht. Er war nach seiner Haftentlassung 
gesundheitlich angeschlagen. Er versuchte, Dokumente zu erhalten. Bei seiner Flucht nach Europa musste er 
umkehren und kam nach Tschetschenien zurück." 
 

Die BF2 wiederum schilderte im Zuge ihrer Einvernahme, dass von ihr nur eine Kopie des Inlandspasses 
vorgelegt werden könne, das Original sei zuhause weggenommen worden. Sie habe im Jahr XXXX ein Studium 
abgeschlossen, habe dann jedoch ein Herrenbekleidungsgeschäft betrieben, sie hätte schnell ausreisen müssen 
und hätte deshalb schnell das Geschäft zum halben Preise verkauft. Nicht sie selbst habe das Geschäft verkauft, 
die Mutter des BF1 habe das Geschäft verkauft, als sie schon in Österreich waren. Auf die Frage, ob sie jemals 
direkten Kontakt mit Clan-Mitgliedern von KADYROW gehabt habe, schilderte die BF2, dass dies niemals der 
Fall gewesen sei. Auch sonst habe sie keinerlei Probleme gehabt, sie sei nur ausgereist, weil der BF1 Probleme 
gehabt habe. Wenn der BF1 mitgenommen worden wäre, dann wäre er nicht mehr am Leben. Deshalb seien sie 
ausgereist. Aus Sicherheitsgründen für sich und die Familie seien sie ausgereist. 
 

Zum Vorfall Anfang 2016 befragt, schilderte auch die BF2, dass an diesem Tag der genannte Bruder des BF1 bei 
ihnen zu Besuch gewesen sei. Sie selbst und der BF1 seien in ein Geschäft gegangen, um für die Kinder etwas zu 
kaufen. Sie seien dann angerufen worden, die Mutter des BF1 habe diesen angerufen und habe gesagt, dass 
dieser gesucht werde und dass der andere Bruder mitgenommen worden sei. Sie seien dann zu Verwandten in ein 
Dorf gefahren, etwas später seien die Kinder dorthin gebracht worden. Sie habe schon bemerkt, dass sich der 
BF1 um verhaftete Personen gekümmert hätte, er habe ihr aber nichts davon erzählt. Der Ehemann erzähle der 
Ehefrau nicht alles. Der BF1 habe etwas von XXXX gesprochen, so glaube sie. 
 

Der BF1 wurde am 13.12.2016 nochmals zu seiner Tätigkeit für XXXX einvernommen. Der BF1 führte aus, von 
Österreich aus keinen Kontakt mehr zu dieser Organisation zu haben. Es gebe nur einen Mitarbeiter, mit dem er 
zusammengearbeitet habe, es sei ihm nicht gelungen, diesen zu finden. Er wisse nicht, wo sich dieser Mitarbeiter 
von XXXX nun befinde. Er habe in Tschetschenien Informationen gesammelt und dann nach Inguschetien zu 
XXXX weitergeleitet. Auf die Frage, ob er nach Beendigung der Tätigkeit für XXXX ab dem Jahr 2010 deshalb 
mit den Behörden in Tschetschenien noch Probleme gehabt habe, vermeinte der BF1, dass er deshalb keine 
Probleme mehr gehabt habe. Er sei mit dem genannten Mitarbeiter von XXXX in Inguschetien aber weiterhin in 
Kontakt gestanden, davon habe aber keiner gewusst. Seine Mutter sei zuhause gewesen, als der andere Bruder 
mitgenommen worden sei und habe ihm die Mutter erzählt, dass bei dieser Hausdurchsuchung eine Tasche mit 
Dokumenten und Fotos mitgenommen worden sei. In dieser Tasche hätten sich sein Studentenausweis, 
Familienfotos, sein Wehrdienstbuch, aber auch eine Bestätigung über seine Tätigkeit von XXXX befunden. Er 
habe diese Bestätigung damals bis zum Jahr 2009 gebraucht. Wenn er sich inoffiziell an einen Polizisten 
gewandt habe, habe er ihm diese Bestätigung gezeigt, dass er tatsächlich für XXXX arbeite. Er habe die 
Bestätigung aus Angst aber nie bei sich getragen. Die Militärs seien also im Jänner gekommen, aber nicht, weil 
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er für Memorial tätig war, sondern weil die Verwandten im Ausland leben und die Brüder gegen die Behörden 
gekämpft haben. Das müsse jemand den Behörden gesagt haben. 
 

In einer schriftlichen Stellungnahme vom 22.11.2016 übermittelte der BF1 die Kopie eines belgischen 
Personalausweises betreffend seinen Bruder und führte er aus, dass der andere Bruder XXXX am XXXX 
ermordet worden sei. Eine andere Schwester lebe noch in der Nähe von XXXX , zu dieser habe er jedoch keinen 
Kontakt, da sie möglicherweise überwacht werde und die Gefahr bestehe, dass sie ebenfalls entführt oder getötet 
werde. Vorgelegt wurden diverse Ausweise, die die genannten Familienmitglieder in Belgien und deren Erhalt 
von Personalausweisen dokumentieren sollen. 
 

Mit den nunmehr angefochtenen Bescheiden wurde jeweils unter Spruchpunkt I. der Antrag auf internationalen 
Schutz vom 14.01.2016 gem. § 3 AsylG abgewiesen und der Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht 
zuerkannt (Spruchpunkt II.) Den BF wurde ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen nicht 
erteilt und wurde gegen sie eine Rückkehrentscheidung erlassen. Die belangte Behörde stellte fest, dass die 
Abschiebung der BF in die Russische Föderation gem. § 46 FPG zulässig sei und legte die Frist für die 
freiwillige Ausreise mit zwei Wochen ab Rechtskraft der Rückkehrentscheidung fest. 
 

Nach Wiedergabe des Verfahrensganges und nach allgemeinen Feststellungen zur Lage in der Russischen 
Föderation führte die belangte Behörde im Rahmen der Beweiswürdigung zum BF1 aus, dass sich nach 
Länderberichten ergebe, dass nicht alle Tschetschenen, die Familienangehörige oder Verwandte in Europa 
haben, zur Rechenschaft gezogen werden sollen, sondern nur diejenigen Familienangehörige, deren Angehörige 
im Ausland in Europa demonstriert hätten. Der BF1 habe aber nicht angegeben, dass nahe Familienangehörige 
von ihm an Demonstrationen dabei gewesen seien und dass deshalb die Behörden auf ihn aufmerksam geworden 
wären. Die belangte Behörde ging grundsätzlich davon aus, dass der BF1 in den Jahren XXXX bis XXXX in 
Inguschetien für die Menschenrechtsorganisation XXXX Hilfsdienste erbracht hätte, es sei jedoch 
verwunderlich, dass es dem BF1 nicht gelungen sei, in so vielen Monaten die Kontaktdaten von einer bekannten 
Persönlichkeit, wie dem namentlich genannten Mitarbeiter von XXXX in Inguschetien zu finden. Die Ereignisse 
im Jänner 2016, warum das Militär zum Haus des BF1 gekommen sei und nach ihm gesucht habe, seien jedoch 
nicht glaubwürdig. Insofern nahen Angehörigen im Jahr 2005 der Asylstatus eingeräumt worden sei, sei dies für 
das gegenständliche Verfahren nicht relevant, da die Situation in Tschetschenien im Jahr 2016 gänzlich anders 
sei als zum Zeitpunkt der Ausreise des Bruders, habe sich doch zum Zeitpunkt der Ausreise der zweite 
Tschetschenienkrieg gerade in seiner "heißen Phase" befunden. Die angebliche Verhaftung in XXXX im Jahr 
XXXX habe keinen zeitlichen Zusammenhang mit der Ausreise im Jahr 2016. 
 

Gegen diese Bescheide haben die Beschwerdeführer fristgerecht Beschwerde erhoben und dabei im 
Wesentlichen das bisherige Vorbringen wiederholt, nämlich dass am XXXX Militärs den BF1 zuhause 
aufgesucht hätten, er sei mit der BF2 jedoch nicht anwesend gewesen. Er habe einen Zusammenhang mit den 
zuvor in Europa stattgefundenen Demonstrationen hergestellt und habe sofort die Flucht aus Tschetschenien 
organisiert. Bei der Hausdurchsuchung hätten die Militärs auch seinen Memorial - Ausweis gefunden und habe 
ein anderer Bruder seine Mitnahme nicht überlebt und sei am XXXX verstorben. 
 

Die Beschwerdeführer wurden am 19.09.2017 durch das erkennende Gericht im Rahmen einer 
Beschwerdeverhandlung nochmals zu den Ausreisegründen einvernommen, der nunmehrige rechtsfreundliche 
Vertreter erstattete am 03.10.2017 eine abschließende Stellungnahme. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat nach Durchführung einer Beschwerdeverhandlung wie folgt erwogen: 
 

Beweis wurde erhoben durch den Inhalt der vorliegenden Verwaltungsakte der BF, beinhaltend die 
niederschriftlichen Einvernahmen vor Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes (Erstbefragung) und vor dem 
BFA, Regionaldirektion Oberösterreich, die Beschwerde vom 16.01.2017, durch Einsichtnahme in die vor dem 
BFA und im Beschwerdeverfahren vorgelegten Unterlagen, durch Einsichtnahme in die vom BFA vorgehaltenen 
Länderinformationen zum Herkunftsstaat sowie durch Einholung von Auszügen aus ZMR; GVS und IZR. 
 

1. Feststellungen: 
 

Feststellungen zu den BF: 
 

Die BF sind Staatsangehörige der Russischen Föderation, der tschetschenischen Volksgruppe zugehörig und 
Muslime. Ihre Identität steht infolge der vorgelegten Dokumente fest. Sie stellten nach illegaler Einreise am 
14.01.2016 einen Antrag auf internationalen Schutz 
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Nicht festgestellt werden kann, dass dem BF1 in der Russischen Föderation eine an asylrelevante Merkmale 
anknüpfende Verfolgung maßgeblicher Intensität – oder eine sonstige Verfolgung maßgeblicher Intensität – in 
der Vergangenheit gedroht hat bzw. aktuell droht. Die von der BF2 im Beschwerdeverfahren vorgetragenen 
Fluchtgründe sind unglaubwürdig, können daher ebenfalls nicht festgestellt werden. 
 

Nicht festgestellt werden kann, dass die BF im Fall der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in 
die Russische Föderation in ihrem Recht auf Leben gefährdet, der Folter oder unmenschlicher oder 
erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen würde oder von der Todesstrafe bedroht wären. 
 

Es konnte ferner nicht festgestellt werden, dass die BF im Falle der Rückkehr in den Herkunftsstaat in eine 
existenzgefährdende Notlage geraten würden und ihnen die notdürftigste Lebensgrundlage entzogen wäre. 
 

Die BF halten sich seit ihrer Einreise am 14.01.2016 durchgehend im Bundesgebiet auf. 
 

Die BF leben von der Grundversorgung und haben keine fortgeschrittene Integration im Bundesgebiet dargelegt. 
Zahlreiche enge Verwandte leben unverändert in der Russischen Föderation (Tschetschenien). 
 

Länderfeststellungen zum Herkunftsstaat der BF: 
 

Politische Lage 
 

Die Russische Föderation hat knapp 143 Millionen Einwohner (CIA 20.6.2014, vgl. GIZ 2.2015c). Die 
Russische Föderation ist eine föderale Republik mit präsidialem Regierungssystem. Am 12.6.1991 erklärte sie 
ihre staatliche Souveränität. Die Verfassung der Russischen Föderation wurde am 12.12.1993 verabschiedet. Das 
russische Parlament besteht aus zwei Kammern, der Staatsduma (Volksvertretung) und dem Föderationsrat 
(Vertretung der Föderationssubjekte). Der Staatspräsident der Russischen Föderation verfügt über weitreichende 
exekutive Vollmachten, insbesondere in der Außen- und Sicherheitspolitik. Seine Amtszeit beträgt sechs Jahre. 
Russischer Präsident ist seit dem 7.5.2012 Wladimir Wladimirowitsch Putin. Er wurde am 4.3.2012 (mit offiziell 
63,6% der Stimmen) gewählt. Es handelt sich um seine dritte Amtszeit als Staatspräsident; zuvor war er auch 
1999-2000 und 2008-2012 Ministerpräsident. Dmitri Anatoljewitsch Medwedew, seinerseits Staatspräsident 
2008-2012, übernahm am 8.5.2012 erneut das Amt des Ministerpräsidenten. Bei der letzten Dumawahl im 
Dezember 2011 hat die auf Putin ausgerichtete Partei "Einiges Russland" ihre bisherige Zweidrittelmehrheit in 
der Staatsduma verloren, konnte jedoch eine absolute Mehrheit bewahren. Die drei weiteren in der Duma 
vertretenen Parteien (Kommunistische Partei, "Gerechtes Russland" und Liberal-Demokratische Partei 
Russlands) konnten ihre Stimmenanteile ausbauen. Wahlfälschungsvorwürfe bei diesen Dumawahlen waren ein 
wesentlicher Auslöser für Massenproteste im Dezember 2011 und Anfang 2012. Seit Mai 2012 wird eine stete 
Zunahme autoritärer Tendenzen beklagt. So wurden im Sommer 2012 das Versammlungsrecht und die 
Gesetzgebung über Nichtregierungsorganisationen erheblich verschärft, 2013 ein föderales Gesetz gegen 
"Propaganda nicht traditioneller sexueller Beziehungen" erlassen. Im Februar 2014 wurde die Extremismus-
Gesetzgebung verschärft, sowie Hürden für die Wahlteilnahme von Parteien und Kandidaten beschlossen, was 
die Wahlchancen oppositioneller Kräfte weitgehend zu Nichte macht (AA 11.2014a). 
 

Quellen: 
 

 - AA – Auswärtiges Amt (11.2014a): Russische Föderation – Innenpolitik, 

http://www.auswaertiges-
amt.de/sid_167537BE2E4C25B1A754139A317E2F27/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/RussischeFoede
ration/Innenpolitik_node.html, Zugriff 2.4.2015 
 

 - CIA – Central Intelligence Agency (20.6.2014): The World Factbook, 
https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/rs.html, Zugriff 2.4.2015 

 

 - GIZ Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH (3.2015a): Russland, Geschichte, 
Staat und Politik, http://liportal.giz.de/russland/geschichte-staat/#c17900, Zugriff 2.4.2015 

 

 - GIZ Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH (2.2015c): Russland, 
Gesellschaft, http://liportal.giz.de/russland/gesellschaft/, Zugriff 2.4.2015 

 

Tschetschenien 
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Die Tschetschenische Republik ist eine der 21 Republiken der Russischen Föderation. Betreffend Fläche und 
Einwohnerzahl – 15.647 km2 und fast 1,3 Millionen Einwohner/innen (2010) – ist Tschetschenien mit der 
Steiermark vergleichbar. Etwa die Hälfte des tschetschenischen Territoriums besteht aus Ebenen im Norden und 
Zentrum der Republik. Heutzutage ist die Republik eine nahezu monoethnische: 95,3% der Bewohner/innen 
Tschetscheniens gaben 2010 an, ethnische Tschetschenen/innen zu sein. Der Anteil ethnischer Russ/innen an der 
Gesamtbevölkerung liegt bei 1,9%. Rund 1% sind ethnische Kumyk/innen, des Weiteren leben einige 
Awar/innen, Nogaier/innen, Tabasar/innen, Türk/innen, Inguschet/innen und Tatar/innen in der Republik 
(Rüdisser 11.2012).# 
 

Den Föderationssubjekten stehen Gouverneure vor. Gouverneur von Tschetschenien ist Ramsan Kadyrow. Er 
gilt als willkürlich herrschend. Russlands Präsident Putin lässt ihn aber walten, da er Tschetschenien "ruhig" 
hält. Tschetschenien wird überwiegend von Geldern der Zentralregierung finanziert. So erfolgte der 
Wiederaufbau von Tschetscheniens Hauptstadt Grosny vor allem mit Geldern aus Moskau (BAMF 10.2013, vgl. 
RFE/RL 19.1.2015). 
 

Sowohl bei den gesamtrussischen Duma-Wahlen im Dezember 2011, als auch bei den Wahlen zur russischen 
Präsidentschaft im März 2012 lag die Wahlbeteiligung in Tschetschenien bei über 99%. Die Zustimmung für die 
Regierungspartei "Einiges Russland" und für Präsidentschaftskandidat Wladimir Putin lag in der Republik 
ebenfalls bei jeweils über 99%. Bei beiden Wahlen war es zu Wahlfälschungsvorwürfen gekommen (Welt 
5.3.2012, vgl. Ria Novosti 5.12.2012, ICG 6.9.2013). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (5.1.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Russischen Föderation 

 

 - BAMF – Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (10.2013): 

Protokoll zum Workshop Russische Föderation/Tschetschenien am 21.-22.10.2013 in Nürnberg 
 

 - ICG – International Crisis Group (6.9.2013): The North Caucasus: 

The Challenges of Integration (III), Governance, Elections, Rule of Law, 

http://www.ecoi.net/file_upload/1002_1379094096_the-north-caucasus-the-challenges-of-integration-iii-226-
the-north-caucasus-the-challenges-of-integration-iii-governance-elections-rule-of-law.pdf, Zugriff 7.4.2015 
 

 - ÖB Moskau (10.2015): Asylländerbericht Russische Föderation 
 

 - RFE/RL – Radio Free Europe/Radio Liberty (19.1.2015): The Unstoppable Rise Of Ramzan Kadyrov, 
http://www.rferl.org/content/profile-ramzan-kadyrov-chechnya-russia-putin/26802368.html, Zugriff 
7.4.2016 

 

 - Ria Novosti (5.12.2012): United Russia gets over 99 percent of votes in Chechnya, 

http://en.rian.ru/society/20111205/169358392.html, Zugriff 7.4.2016 
 

 - Rüdisser, V. (11.2012): Russische Föderation/Tschetschenische Republik. In: Länderinformation n°15, 
Österreichischer Integrationsfonds, 

http://www.integrationsfonds.at/laenderinformation/laenderinformation_russiche_foederationtschetschenische_r
epublik/, Zugriff 7.4.2016 
 

 - Die Welt (5.3.2012): In Tschetschenien stimmen 99,76 Prozent für Putin, 

http://www.welt.de/politik/ausland/article13903750/In-Tschetschenien-stimmen-99-76-Prozent-fuer-Putin.html, 
Zugriff 7.4.2016 
 

Sicherheitslage 
 

Russische Behörden gehen weiterhin von einer terroristischen Gefahr auch außerhalb des Nordkaukasus aus 
(SFH 25.7.2014, vgl. AA 1.4.2015b). Aus Sicht der Behörden versuchen die Aufständischen nicht nur den 
Nordkaukasus zu destabilisieren, sondern auch Terroranschläge in anderen Regionen Russlands zu verüben. 
Nach Angaben russischer Experten spiegelt die Wahl von Alaiskhab Kebekov als neuem Führer des 
kaukasischen Emirats, die Tatsache wider, dass mittlerweile Dagestan und nicht mehr Tschetschenien das 
Zentrum des Aufstands ist (SFH 25.7.2014). 
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Die Terroranschläge auf den zwischen Moskau und St. Petersburg verkehrenden Newski Express Ende 
November 2009 (28 Todesopfer), die beiden Anschläge in der Moskauer U-Bahn am 29.3.2010 (40 Todesopfer), 
der Anschlag auf den Moskauer Flughafen Domodedowo am 24.1.2011 (37 Todesopfer darunter zwei 
österreichische Staatsbürger) sowie zwei Selbstmordanschläge auf den Bahnhof bzw. einen Trolley-Bus in 
Wolgograd Ende Dezember 2013 (33 Todesopfer) (ÖB Moskau 10.2014, vgl. AA 1.4.2015b) scheinen von 
Tätern aus dem Nordkaukasus verübt worden zu sein, um somit zu zeigen, dass die Unruhe im Nord-Kaukasus 
auch auf das russische Kernland ausstrahlt. Zuletzt häuften sich Berichte, wonach zahlreiche Personen aus dem 
Nordkaukasus sich an Kämpfen in Syrien und zuletzt auch dem Irak auf Seiten radikalislamischer 
Gruppierungen und Organisationen (IS, Al Nusra-Front, ) beteiligen sollen. Die diesbezüglichen Angaben 
schwanken: von offizieller Seite werden die russisch-stämmigen Kämpfer auf einige Hundert geschätzt. 
Experten gehen hingegen von bis zu 2.000 Kämpfern mit russ. Staatsbürgerschaft aus (davon 1500 aus 
Tschetschenien, 200 aus Dagestan, der Rest aus anderen Gebieten). Auch in Österreich wurden Fälle bekannt, in 
denen Personen tschetschenischer Herkunft sich an Kämpfen in Syrien beteiligt bzw. dies zumindest ernsthaft 
versucht haben sollen oder andere Personen als Kämpfer für den Nahen Osten angeworben haben. 

Beobachter sehen dies als neues Phänomen an: bis vor kurzem hätten Tschetschenen und andere Kaukasier fast 
ausschließlich in ihrer Heimatregion gekämpft, um diese von der russischen Herrschaft zu befreien. Der 
Bürgerkrieg in Syrien zeige insofern eine Neuausrichtung des bisher stark nationalistischen Jihadismus der 
Kaukasier hin zu mehr Integration in die transnationale Szene. In Syrien sollen Kaukasier mittlerweile die größte 
nicht-arabische Gruppe unter den ausländischen Kämpfern darstellen und zugleich auch aufgrund ihrer 
Kampferfahrung und Homogenität eine der effektivsten Gruppierungen sein. Russische Offizielle warnten 
wiederholt vor den Gefahren, die für Russland (und andere Staaten) entstünden, wenn diese Personen mit der 
gesammelten Kampferfahrung in ihre Heimat zurückkehren. Berichten russischer Zeitungen zu Folge werden aus 
Syrien zurückkehrende Kämpfer bei ihrer Rückkehr nach Russland in der Regel umgehend verhaftet und vor 
Gericht gestellt (ÖB Moskau 10.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA – Auswärtiges Amt (1.4.2015b): Russische Föderation – Reise- und Sicherheitshinweise, 

http://www.auswaertiges-amt.de/sid_93DF338D07240C852A755BB27CDFE343/DE/Laenderinformationen/00-
SiHi/Nodes/RussischeFoederationSicherheit_node.html, Zugriff 1.4.2015 
 

 - SFH – Schweizerische Flüchtlingshilfe (25.7.2014): Russland: 

Verfolgung von Verwandten dagestanischer Terrorverdächtiger außerhalb Dagestans, 

http://www.fluechtlingshilfe.ch/assets/herkunftslaender/europa/russland/russland-verfolgung-von-verwandten-
dagestanischer-terrorverdaechtiger-ausserhalb-dagestans.pdf, Zugriff 1.4.2015 
 

 - ÖB Moskau (10.2014): Asylländerbericht Russische Föderation 
 

Tschetschenien 
 

Als Epizentrum der Gewalt im Kaukasus galt lange Zeit Tschetschenien. Die Republik ist in der Topographie 
des bewaffneten Aufstands mittlerweile aber zurückgetreten; angeblich sind dort nur noch kleinere 
Kampfverbände aktiv. Dafür kämpfen Tschetschenen in zunehmender Zahl an unterschiedlichen Fronten 
außerhalb ihrer Heimat – etwa in der Ostukraine sowohl auf Seiten prorussischer Separatisten als auch auf der 
ukrainischen Gegenseite, vor allem jedoch an der derzeit prominentesten und brutalsten Jihad-Front in Syrien 
und im Irak (SWP 4.2015). 
 

2015 gab es in Tschetschenien 30 Opfer des bewaffneten Konfliktes (2014: 117), davon 14 Tote und 16 
Verwundete (Caucasian Knot 8.2.2016). 
 

Im Dezember 2014 ist Tschetschenien von den schwersten Gefechten zwischen islamistischen Kämpfern und 
Sicherheitskräften seit Jahren erschüttert. Dabei wurden am Donnerstag, den 4.12.2014, in der Hauptstadt 
Grosny mindestens 10 Angreifer und 10 Beamte getötet sowie 20 weitere Personen verletzt (NZZ 4.12.2014). 
 

Quellen: 
 

 - Caucasian Knot (8.2.2016): Statistics of victims in Northern Caucasus for 2015, http://eng.kavkaz-
uzel.ru/articles/34527/, Zugriff 1.6.2016 

 

 - NZZ – Neue Zürcher Zeitung (4.12.2014): Tote bei Gefechten in Grosny, 

http://www.nzz.ch/international/asien-und-pazifik/tote-bei-gefechten-in-grosny-1.18438064, Zugriff 1.6.2016 
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 - SWP – Stiftung Wissenschaft und Politik (4.2015): Dagestan: 

Russlands schwierigste Teilrepublik, http://www.swp-
berlin.org/fileadmin/contents/products/studien/2015_S08_hlb_isaeva.pdf, Zugriff 1.6.2016 
 

Rechtsschutz/Justizwesen 
 

Die russischen Gerichte sind laut Verfassung unabhängig; allerdings haben sowohl der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR), der russische Ombudsmann als auch russische NGOs wiederholt Missstände im 
russischen Justizwesen kritisiert: Einerseits kommt es immer wieder zu politischen Einflussnahmen auf 
Prozesse, andererseits beklagen viele Bürger die schleppende Umsetzung von Urteilen bei zivilrechtlichen 
Prozessen. In Strafprozessen kommt es nur sehr selten zu Freisprüchen: Lediglich 1,1% der eingeleiteten 
Strafverfahren enden mit Freispruch des Angeklagten. Das geringe Vertrauen der russischen Bevölkerung in die 
Unabhängigkeit der Justiz wird durch Umfragen belegt: einer im Juli 2013 veröffentlichten Umfrage des 
Lewada-Zentrums zu Folge glauben nur 27% der Bevölkerung an die Unabhängigkeit der russischen Justiz. Der 
Europarat empfahl Russland im November 2013 substantielle Reformen zur Beseitigung systemischer Defizite 
in der Justizverwaltung und zur Stärkung der Unabhängigkeit der Justiz. Großes auch internationales Aufsehen 
erregten zuletzt etwa die Verurteilung des Oppositionellen Alexej Nawalny am 18.7.2013 zu 5 Jahren Haft 
wegen Unterschlagung (wurde in eine bedingte Strafe umgewandelt). Zudem wurden zahlreiche Personen im 
Zusammenhang mit Ausschreitungen bei einer großen regierungskritischen Demonstration auf dem Bolotnaja-
Platz am 6.5.2012 wegen Teilnahme an "Massenunruhen" und Gewalt gegen Staatsbeamte zu mehrjährigen 
Haftstrafen verurteilt. Amnesty International betrachtet die Verurteilten als gewaltlose politische Gefangene. 
Während seiner Präsidentschaft hatte der nunmehrige Premierminister Medwedjew versucht, Reformen des 
Justizwesens zu initiieren, etwa durch die Möglichkeit einer Kaution anstelle von Untersuchungshaft bei 
Wirtschaftsdelikten oder die Förderung von Geldstrafen und anderen alternativen Strafformen. Diese werden in 
der Praxis jedoch nach wie vor kaum angewandt. Anfang Juli 2013 wurde auf Initiative des russischen 
Unternehmens-Ombudsmanns eine Amnestie für Personen verfügt, die wegen bestimmten Wirtschaftsdelikten 
inhaftiert sind. Die Amnestie soll für jene gelten, die zum ersten Mal wegen Wirtschaftsdelikten verurteilt 
wurden und entweder den Schaden bereits gut gemacht haben oder dazu bereit sind. Experten gehen davon aus, 
dass bis zu 13.000 Personen von der Amnestie profitieren könnten (bis zum 28.8.2013 kamen offiziellen 
Angaben zu Folge effektiv 143 Personen frei). Anlässlich des 20-jährigen Jubiläums der Annahme der 
russischen Verfassung im Jahr 1993, wurde im Dezember 2013 eine umfassendere Amnestie für Straftäter 
erlassen. Der russischen Strafvollzugsbehörde zu Folge sollen 22.700 von der Amnestie profitiert haben; knapp 
über 1.000 Personen sollen enthaftet worden sein. Für Aufregung sorgte auch die Erweiterung des 
strafrechtlichen Begriffes "Hochverrat", der nunmehr jede finanzielle, materielle oder beratende Unterstützung 
für einen anderen Staat oder internationale Organisation beinhaltet, wenn diese Tätigkeit eine Gefahr für die 
Sicherheit Russlands darstellt. Kontakte mit zivilen ausländischen Organisationen können als Straftat gewertet 
werden, wenn nachgewiesen wird, dass diese Organisationen gegen Russland agieren. Vor dem Sommer 2012 
wurde zudem "Verleumdung" erneut als Tatbestand in das russische Strafgesetzbuch aufgenommen, nachdem 
dies erst im Vorjahr auf Initiative des damaligen Präsidenten Medwedjews gestrichen worden war. Der 
Strafrahmen wurde von früher umgerechnet 75 auf bis zu 125.000 Euro erhöht. Kritiker befürchten, dass 
Oppositionelle mit dem verschärften Gesetz mundtot gemacht und insbesondere kritische Journalisten 
eingeschüchtert werden sollen. Das in Russland geltende Anti-Extremismusgesetz sollte ursprünglich 
insbesondere helfen, rassistische Straftaten im Land einzudämmen. Es sind jedoch auch schon mehrere Fälle 
einer fragwürdigen Anwendung bekannt. Auch gegen religiöse Gruppen wie die Zeugen Jehovas, Scientology 
oder Falun Gong wird mit Hilfe des Anti-Extremismusgesetzes vorgegangen (Hausdurchsuchungen, 
Beschlagnahmungen, teilweise auch vorübergehende Festnahmen). Die Parlamentarische Versammlung des 
Europarates drückte im Februar 2012 in einer Resolution "tiefe Besorgnis" über die missbräuchliche Anwendung 
des Extremismusgesetzes gegen die Zeugen Jehovas und Falun Gong aus. Verhängte Sanktionen bestehen 
zumeist in (niedrigen) Geldstrafen, alternativen Strafformen (soziale Arbeit) oder Bewährungsstrafen. Nach der 
Krim-Annexion im März 2014 ist verstärkt zu beobachten, dass die russischen Behörden unter dem Deckmantel 
des Extremismus-Gesetzes gegen kritische Vertreter der Krim-Tataren vorgehen. Politisch tätige und aus dem 
Ausland finanzierte NGOs müssen sich seit einer Novellierung des NGO-Gesetzes als "ausländische Agenten" 
deklarieren und sind einer strikten behördlichen Kontrolle unterworfen. Anfang September 2014 waren 13 
NGOs beim russischen Justizministerium als "ausländische Agenten" registriert. Mehrere Organisationen und 
Einzelpersonen, welche eine solche Registrierung verweigerten, wurden bereits zu Geldstrafen bzw. zur 
vorübergehenden Schließung verurteilt (etwa die auf Wahlbeobachtung spezialisierte NGO "Golos"). Im Zuge 
einer Verschärfung des NGO-Gesetzes im Juni 2014 erhielt das Justizministerium das Recht, NGOs eigenständig 
in das Register der ausländischen Agenten einzutragen (ÖB Moskau 10.2014, vgl. US DOS 27.2.2014). 
 

Von einer Amnestie im Dezember 2013 konnten mehrere tausend Personen profitieren (u.a. die Aktivistinnen 
von "Pussy Riot"), zudem begnadigte Staatspräsident Putin den seit fast zehn Jahren inhaftierten Michail 
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Chodorkowskij. Der Druck auf andere Regimekritiker bzw. Teilnehmer von Protestaktionen hingegen nimmt zu, 
oft mit strafrechtlichen Konsequenzen (AA 11.2014a, vgl. GIZ 2.2015a, ÖB Moskau 10.2014). 
 

Im November 2013 ist in Russland ein neues Gesetz verabschiedet worden, mit denen man die Bestrafung von 
Familien und Verwandten von Terrorverdächtigen erreichen wolle und die darauf abzielen würden, die "harte 
Form" des Kampfes gegen den Aufstand, die bereits in mehreren Republiken im Nordkaukasus praktiziert wird, 
zu legalisieren. Die neue Gesetzgebung erlaubt es den Behörden, die Vermögenswerte der Familien von 
Terrorverdächtigen zu beschlagnahmen und die Familien dazu zu verpflichten, für Schäden aufzukommen, die 
durch Handlungen der Terrorverdächtigen entstanden sind. Die durch sie erlaubten Kollektivbestrafungen 
werden von den Behörden im Nordkaukasus bereits angewendet (CACI 11.12.2013, vgl. US DOS 27.2.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA – Auswärtiges Amt (11.2014a): Russische Föderation – Innenpolitik, 

http://www.auswaertiges-
amt.de/sid_167537BE2E4C25B1A754139A317E2F27/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/RussischeFoede
ration/Innenpolitik_node.html, Zugriff 2.4.2015 
 

 - CACI Analyst – Central Asia-Caucasus Institute (11.12.2013): New Anti-Terrorism Law to Target 
Families of North Caucasus Insurgents, http://www.cacianalyst.org/publications/analytical-
articles/item/12876-new-anti-terrorism-law-to-target-families-of-north-caucasus-insurgents.html, 
Zugriff 2.4.2015 

 

 - GIZ Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH (3.2015a): Russland, Geschichte, 
Staat und Politik, http://liportal.giz.de/russland/geschichte-staat/#c17900, Zugriff 2.4.2015 

 

 - ÖB Moskau (10.2014): Asylländerbericht Russische Föderation 
 

 - U.S. Department of State (27.2.2014): Country Report on Human Rights Practices for 2013 – Russia, 
http://www.ecoi.net/local_link/270638/399498_de.html, Zugriff 2.4.2015 

 

Tschetschenien 
 

Das russische föderale Recht gilt für die gesamte Russische Föderation einschließlich Tschetscheniens. Neben 
dem russischen föderalen Recht spielen sowohl Adat als auch Scharia eine wichtige Rolle in Tschetschenien. 
Präsident Ramsan Kadyrow unterstreicht die Bedeutung, die der Einhaltung des russischen Rechts zukommt, 
verweist zugleich aber auch auf den Stellenwert des Islam und der tschetschenischen Tradition. Das Adat ist eine 
Art Gewohnheitsrecht, das soziale Normen und Regeln festschreibt. Dem Adat-Recht kommt in Zusammenhang 
mit der tschetschenischen Lebensweise eine maßgebliche Rolle zu. Allgemein gilt, dass das Adat für alle 
Tschetschenen gilt, unabhängig von ihrer Clanzugehörigkeit. Das Adat deckt nahezu alle gesellschaftlichen 
Verhältnisse in Tschetschenien ab und regelt die Beziehungen zwischen den Menschen. Im Laufe der 
Jahrhunderte wurden diese Alltagsregeln von einer Generation an die nächste weitergegeben. Adat ist in 
Tschetschenien in Ermangelung einer Zentralregierung bzw. einer funktionierenden Gesetzgebung erstarkt. Die 
Religion fasste in Tschetschenien aus den verschiedensten Gründen nicht Fuß. Daher dient das Adat als Rahmen 
für die gesellschaftlichen Beziehungen. In der tschetschenischen Gesellschaft ist jedoch auch die Scharia von 
Bedeutung. Die meisten Tschetschenen sind sunnitische Muslime und gehören der sufistischen Glaubensrichtung 
des sunnitischen Islams an [für Informationen bezüglich Sufismus vgl.: ÖIF Monographien (2013): 
Glaubensrichtungen im Islam]. Der Sufismus enthält u. a. auch Elemente der Mystik. Eine sehr kleine 
Minderheit der Tschetschenen sind Salafisten. Formal gesehen hat das russische föderale Recht Vorrang vor 
Adat und Scharia, doch sind sowohl das Adat als auch die Scharia in Tschetschenien genauso wichtig wie die 
russischen Rechtsvorschriften. Iwona Kaliszewska, Assistenzprofessorin am Institut für Ethnologie und 
Anthropologie der Universität Warschau, führt an, dass sich die Republik Tschetschenien in Wirklichkeit 
außerhalb der Gerichtsbarkeit des russischen Rechtssystems bewegt, auch wenn sie theoretisch darunter fällt. 
Dies legt den Schluss nahe, dass sowohl Scharia als auch Adat zur Anwendung kommen und es unterschiedliche 
Auffassungen bezüglich der Frage gibt, welches der beiden Rechte einen stärkeren Einfluss auf die Gesellschaft 
ausübt (EASO 9.2014a). Scharia-Gerichtsbarkeit bildet am Südrand der Russischen Föderation eine Art 
‚alternativer Justiz‘. Sie steht zwar in Widerspruch zur Gesetzgebung Russlands, wird aber, mit Einverständnis 
der involvierten Parteien, für Rechtsprechung auf lokaler Ebene eingesetzt (SWP 4.2015). 
 

Menschenrechtsorganisationen berichten glaubwürdig über Strafprozesse auf der Grundlage fingierten Materials 
gegen angebliche Terroristen aus dem Nordkaukasus, insbesondere Tschetschenen, die aufgrund von z.T. unter 



 Bundesverwaltungsgericht 07.12.2017 

www.ris.bka.gv.at  Seite 10 von 48 

Folter erlangten Geständnissen oder gefälschten Beweisen zu hohen Haftstrafen verurteilt worden seien (AA 
5.1.2016). 
 

Grundsätzlich können Personen, die den Widerstand in Tschetschenien unterstützen – sei es mit Lebensmitteln, 
Kleidung oder Unterschlupf für Rebellen oder sei es durch Waffen – in der Russischen Föderation strafrechtlich 
verfolgt werden. Es kommt regelmäßig zu Verhaftungen aufgrund von Hilfeleistung an die Rebellen. Ob 
Personen, die unter diesem Vorwurf vor Gericht gestellt werden mit einem fairen Verfahren rechnen können, ist 
aufgrund der im Justizbereich verbreiteten Korruption und der bekannten Einflussnahme der Exekutive auf 
richterliche Entscheidungen fraglich. Das Strafmaß beträgt 8 bis 20 Jahre Freiheitsentzug 
(BAA/Staatendokumentation 20.4.2011). 
 

In Bezug auf Vorladungen von der Polizei in Tschetschenien ist zu sagen, dass solche nicht an Personen 
verschickt werden, die man verdächtigt, Kontakt mit dem islamistischen Widerstand zu haben. Solche 
Verdächtige würden ohne Vorwarnung von der Polizei mitgenommen, ansonsten wären sie gewarnt und hätten 
Zeit zu verschwinden (DIS 1.2015). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (5.1.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Russischen Föderation 

 

 - BAA/Staatendokumentation (20.4.2011): Analyse der Staatendokumentation - Russische Föderation - 
Unterstützer und Familienmitglieder (mutmaßlicher) Widerstandskämpfer in Tschetschenien 

 

 - CoE-Commissioner for Human Rights (12.11.2013): Report by Nils Muižnieks Commissioner for 
Human Rights of the Council of Europe Following his visit to the Russian Federation from 3 to 12 April 
2013, 

http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1384353253_com-instranetrf.pdf; Zugriff 31.5.2016 
 

 - EASO – European Asylum Support Office (9.2014a): Bericht zu Frauen, Ehe, Scheidung und 
Sorgerecht in Tschetschenien (Islamisierung; häusliche Gewalt; Vergewaltigung; Brautenführung; 
Waisenhäuser), 

http://www.ecoi.net/file_upload/1830_1421055069_bz0414843den-pdf-web.pdf, S. 9, Zugriff 30.5.2016 
 

 - DIS – Danish Immigration Service (1.2015): Security and human rights in Chechnya and the situation of 
Chechens in the Russian Federation – residence registration, racism and false accusations; Report from 
the Danish Immigration Service’s fact finding mission to Moscow, Grozny and Volgograd, the Russian 
Federation; From 23 April to 13 May 2014 and Paris, France 3 June 2014, 
http://www.ecoi.net/file_upload/90_1423480989_2015-01-dis-chechnya-fact-finding-mission-
report.pdf, Zugriff 31.5.2016 

 

 - ÖIF Monographien (2013): Glaubensrichtungen im Islam 
 

 - SWP – Stiftung Wissenschaft und Politik (4.2015): Dagestan: 

Russlands schwierigste Teilrepublik, http://www.swp-
berlin.org/fileadmin/contents/products/studien/2015_S08_hlb_ isaeva. pdf, Zugriff 25.5.2016 
 

Sicherheitsbehörden 
 

Das Innenministerium, der Föderale Sicherheitsdienst FSB und die Generalstaatsanwaltschaft sind auf allen 
Regierungsebenen für den Gesetzesvollzug zuständig. Der FSB ist mit Fragen der Sicherheit, Gegenspionage 
und des Antiterrorismus betraut, aber auch mit Verbrechens- und Korruptionsbekämpfung. Die nationale Polizei 
untersteht dem Innenministerium und ist in föderale, regionale und lokale Einheiten geteilt. Nach dem Gesetz 
können Personen bis zu 48 Stunden ohne gerichtliche Zustimmung inhaftiert werden, wenn sie am Schauplatz 
eines Verbrechens verhaftet werden, vorausgesetzt es gibt Beweise oder Zeugen. Ansonsten ist ein Haftbefehl 
notwendig. Verhaftete müssen von der Polizei über ihre Rechte aufgeklärt werden und die Polizei muss die 
Gründe für die Festnahme dokumentieren. Der Verhaftete muss innerhalb von 24 Stunden einvernommen 
werden, davor hat er das Recht, für zwei Stunden einen Anwalt zu treffen. Im Allgemeinen werden die 
rechtlichen Einschränkungen betreffend Inhaftierungen eingehalten, mit Ausnahme des Nordkaukasus. Die 
Regierung verabsäumte es angemessene Schritte zu setzen um die meisten Behördenvertreter welche 
Missbräuche begingen, zu verfolgen oder zu bestrafen, wodurch ein Klima der Straffreiheit entstand. Die 
Rechtsstaatlichkeit ist besonders im Nordkaukasus mangelhaft, wo der Konflikt zwischen Regierungstruppen, 
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Aufständischen, islamischen Militanten und Kriminellen zu zahlreichen Menschenrechtsverletzungen führt, 
einschließlich Morde, Folter, körperliche Misshandlung und politisch motivierte Entführungen (USDOS 
27.2.2014). 
 

Die russische Polizei genießt in der Bevölkerung wenig Ansehen und steht im Ruf, oft selbst in Kriminalität und 
Korruption verwickelt zu sein. Vielfach wird von Misshandlungen von Personen in Polizeigewahrsam berichtet, 
meist um Geständnisse zu erzwingen, die häufig die Hauptgrundlage für russ. Gerichtsurteile darstellen. Im März 
2011 trat ein neues russ. Polizeigesetz in Kraft. Neben der Namensänderung ("Polizei" statt wie bisher "Miliz") 
sollten damit die Bürgerrechte gestärkt werden. Für die Reform des Innenministeriums hatte die russische 
Regierung in den Jahren 2012 und 2013 insgesamt 7,9 Mrd. Euro zusätzlich im Budget eingeplant. In dieser 
Summe sind auch höhere Gehälter enthalten, die Polizisten korruptionsresistenter machen sollen. Im selben 
Zeitraum sollte die Zahl der Beamten um ca. ein Drittel reduziert werden. Ein großer Teil der beim EGMR 
eingehenden Beschwerden gegen die Russische Föderation betreffen das Exekutiv- und Strafvollzugssystem (ÖB 
Moskau 10.2014). 
 

Die im Nordkaukasus agierenden Sicherheitskräfte sind in der Regel maskiert (BAMF 10.2013). Von russischer 
Seite werden die meisten Operationen im Nordkaukasus gegen Terroristen heute nicht mehr vom Militär, 
sondern von Einheiten des Innenministeriums und des Geheimdienstes durchgeführt. Diese sind zwar nicht 
weniger schwer bewaffnet, nur soll so der Eindruck eines Krieges vermieden werden. Insgesamt ist der 
sicherheitspolitische Aufwand für Russland im Nordkaukasus gewaltig, und die Verluste sind hoch 
(Zenithonline 10.2.2014). Der Großteil der Menschenrechtsverletzungen im Nordkaukasus wird 
Sicherheitskräften zugeschrieben. In Tschetschenien sind sowohl föderale russische als auch lokale 
tschetschenische Sicherheitskräfte tätig. Letztere werden bezeichnender Weise oft Kadyrowzy genannt, nicht 
zuletzt, da in der Praxis fast alle tschetschenischen Sicherheitskräfte unter der Kontrolle Ramsan Kadyrows 
stehen dürften (Rüdisser 11.2012). 
 

Quellen: 
 

 - BAMF – Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (10.2013): 

Protokoll zum Workshop Russische Föderation/Tschetschenien am 21.-22.10.2013 in Nürnberg 
 

 - ÖB Moskau (10.2014): Asylländerbericht Russische Föderation 
 

 - Rüdisser, V. (11.2012): Russische Föderation/Tschetschenische Republik. In: Länderinformation n°15, 
Österreichischer Integrationsfonds, 

http://www.integrationsfonds.at/laenderinformation/ 
laenderinformation_russiche_foederationtschetschenische_republik/, Zugriff 2.4.2015 
 

 - U.S. Department of State (27.2.2014): Country Report on Human Rights Practices for 2013 – Russia, 
http://www.ecoi.net/local_link/270638/399498_de.html, Zugriff 2.4.2015 

 

 - Zenithonline (10.2.2014): Speznaz, Spiele und Korruption, http://www.zenithonline.de/deutsch/ 
politik/a/artikel/speznaz-spiele-und-korruption-004017/, Zugriff 2.4.2015 

 

Nichtregierungsorganisationen (NGOs) 
 

Nach einer Novellierung des NGO-Gesetzes werden politisch tätige und aus dem Ausland finanzierte NGOs als 
"ausländische Agenten" deklariert und einer strikten behördlichen Kontrolle unterworfen. Mehrere 
Organisationen und Einzelpersonen, welche eine solche Registrierung verweigerten, wurden bereits zu 
Geldstrafen bzw. zur vorübergehenden Schließung verurteilt (ÖB Moskau 10.2014). 
 

Auch Zivilgesellschaftlich engagierte Bürgerinnen und Bürger mussten 2014 weiterhin mit Schikanen, 
öffentlichen Angriffen, Verleumdungen und in einigen Fällen auch mit Strafverfolgung rechnen. Das gesamte 
Jahr über wurden unabhängige zivilgesellschaftliche Organisationen mit Hilfe des sogenannten Agentengesetzes 
unter Druck gesetzt. Das 2012 eingeführte Gesetz verpflichtet NGOs, die Gelder aus dem Ausland erhalten und 
nicht näher definierten "politischen Aktivitäten" nachgehen, sich als "ausländische Agenten" zu registrieren und 
ihre Publikationen dementsprechend zu kennzeichnen. 2013 und 2014 mussten Hunderte von NGOs 
unangekündigte offizielle "Inspektionen" über sich ergehen lassen, Dutzende sahen sich zu langwierigen 
Gerichtsverfahren gezwungen, um sich gegen die Registrierung zur Wehr zu setzen (AI 25.2.2015). Im Mai 2014 
wurde das Gesetz dahingehend geändert, dass das Justizministerium NGOs auch ohne ihre Zustimmung als 
"ausländische Agenten" registrieren kann (AI 25.2.2015, vgl. Gannuschkina 3.12.2014). Bis Ende 2014 waren 
29 NGOs auf diese Weise registriert worden, darunter mehrere führende Menschenrechtsorganisationen. 
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Mindestens fünf NGOs beschlossen aufgrund dieser Schikanen, sich aufzulösen. Mitglieder der NGO Ekovakhta 
(Umweltwacht Nordkaukasus), die Umweltschäden im Zusammenhang mit den Olympischen Winterspielen in 
Sotschi dokumentierten, wurden im Vorfeld des Sportereignisses unentwegt von Sicherheitsbeamten schikaniert. 
Die beiden Mitglieder Jewgeni Witischko und Igor Chartschenko wurden wegen haltloser Vorwürfe 
festgenommen und während der Eröffnung der Spiele in Gewahrsam gehalten. Jewgeni Witischko verlor 
während seiner Haft ein Berufungsverfahren, bei dem es um unverhältnismäßige Anklagen ging, die ihn und 
seine NGO zum Schweigen bringen sollten. Er wurde zur Verbüßung einer dreijährigen Freiheitsstrafe 
umgehend in eine Strafkolonie verbracht. Im März 2014 musste Ekovakhta auf Anweisung eines Gerichts alle 
Tätigkeiten vorübergehend einstellen. Im November verfügte eine weitere Gerichtsentscheidung die Auflösung 
der NGO wegen eines geringfügigen formalen Verstoßes. Das Justizministerium beantragte vor Gericht die 
Schließung der Organisation Memorial Russland, die als Dachorganisation für die russischen Gesellschaften von 
Memorial fungiert. Beanstandet wurden vermeintlich fehlerhafte Registrierungen. Die Anhörung wurde 
verschoben, weil sich die NGO um eine Berichtigung der Registrierung bemühte (AI 25.2.2015). 
 

Menschenrechtler beklagen staatlichen Druck auf zivilgesellschaftliche Akteure. Im Rahmen der 
Terrorismusbekämpfung sind autoritäre, die Grundrechte einschränkende Tendenzen zu beobachten. Jedoch 
entstehen an vielen Orten neue Formen zivilgesellschaftlichen Agierens: Autofahrer protestieren gegen die 
Willkür der Verkehrspolizei, Strategie 31 setzt sich für die Versammlungsfreiheit ein, Umweltschützer 
verhindern Atommülltransporte, die Künstlergruppe Wojna setzt auf spektakuläre Protestaktionen. Die 
Verbindungen zwischen diesen "Initiativen von unten" und den etablierten russischen NGOs sind aber noch 
gering (GIZ 3.2015a). 
 

Quellen: 
 

 - AI – Amnesty International (25.2.2015): Amnesty International Report 2014/15 - The State of the 
World's Human Rights - Russian Federation, 

https://www.amnesty.de/jahresbericht/2015/russische-foederation, Zugriff 2.4.2015 
 

 - Gannuschkina, Swetlana (3.12.2014): UNHCR Veranstaltung "Informationsaustausch über die Lage in 
der Russischen Föderation/ Nordkaukasus" im Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 

 

 - GIZ Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH (3.2015a): Russland, Geschichte, 
Staat und Politik, http://liportal.giz.de/russland/geschichte-staat/#c17900, Zugriff 2.4.2015 

 

 - ÖB Moskau (10.2014): Asylländerbericht Russische Föderation 
 

Ombudsmann 
 

Der Menschenrechtsbeauftragte der Russischen Föderation, Wladimir Lukin, der durch den russischen 
Präsidenten ernannt wird, äußert sich durchaus kritisch (AA 10.6.2013). Er kommentiert zahlreiche 
Menschenrechtsprobleme, wie Polizeigewalt, Haftbedingungen, die Behandlung von Kindern, Schikanen bei 
Militär und Religionsfreiheit. Er kritisiert auch die Intoleranz und das Anwachsen von ethnischem und 
religiösem Hass. Lukins Büro nutzt seinen Einfluss, um die Aufmerksamkeit auf Menschenrechtsprobleme in 
den Gefängnissen zu lenken. Viele Führungspersönlichkeiten von Menschenrechtsorganisationen geben 
weiterhin an, dass Lukin als behördlicher Vertreter im Allgemeinen effektiv sei, trotz der Einschränkungen der 
Befugnisse seiner Stelle. Das Büro des Ombudsmannes umfasst mehrere spezialisierte Abteilungen, die für die 
Untersuchung von Beschwerden zuständig sind. Alle bis auf sechs der 83 Regionen haben regionale 
Menschenrechtsbeauftragte, deren Verantwortungsbereich jenem Lukins ähnlich ist. Ihre Effektivität variiert 
erheblich (USDOS 27.2.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA – Auswärtiges Amt (10.6.2013): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Russischen Föderation 

 

 - U.S. Department of State (27.2.2014): Country Report on Human Rights Practices for 2013 – Russia, 
http://www.ecoi.net/local_link/270638/399498_de.html, Zugriff 31.3.2015 

 

Allgemeine Menschenrechtslage 
 

Russland garantiert in der Verfassung von 1993 alle Menschenrechte und bürgerliche Freiheiten. Präsident und 
Regierung bekennen sich zwar immer wieder zur Einhaltung von Menschenrechten, es mangelt aber an der 
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praktischen Umsetzung. Trotz vermehrter Reformbemühungen, insbesondere im Strafvollzugsbereich, hat sich 
die Menschenrechtssituation im Land noch nicht wirklich verbessert. Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte in Straßburg kann die im fünfstelligen Bereich liegenden ausständigen Verfahren gegen 
Russland kaum bewältigen; Russland sperrt sich gegen eine Verstärkung des Gerichtshofs. Menschenrechtler 
beklagen staatlichen Druck auf zivilgesellschaftliche Akteure. Im Rahmen der Terrorismusbekämpfung sind 
autoritäre, die Grundrechte einschränkende Tendenzen zu beobachten. Jedoch entstehen an vielen Orten neue 
Formen zivilgesellschaftlichen Agierens: Autofahrer protestieren gegen die Willkür der Verkehrspolizei, 
Strategie 31 setzt sich für die Versammlungsfreiheit ein, Umweltschützer verhindern Atommülltransporte, die 
Art-Gruppe Wojna setzt auf spektakuläre Protestaktionen. Die Verbindungen zwischen diesen "Initiativen von 
unten" und den etablierten russischen NGOs sind aber noch gering (GIZ 3.2015a). 
 

In einigen Bereichen gibt die Menschenrechtslage in Russland weiterhin Anlass zu Kritik. Grundlegende Rechte 
wie Pressefreiheit und Versammlungsfreiheit werden nicht immer in vollem Umfang gewährt; Journalisten und 
Menschenrechtsverteidiger haben mit Behinderungen bei ihrer Arbeit zu kämpfen und sind in manchen Fällen 
sogar Bedrohungen an Leib und Leben ausgesetzt. Während es zahlreiche unabhängige Radiosender, 
Printmedien, Online-Portale und Buchverlage gibt, übt der Staat besonders auf das am weitesten verbreitete 
Medium Fernsehen beträchtlichen Einfluss aus. Zudem haben staatliche Stellen in der Vergangenheit wiederholt 
Gesetze gegen Extremismus, zur Regulierung von NGOs und allgemeine Steuergesetze angewendet, um Druck 
auf unabhängige Medien auszuüben. In der Folge von teils gewalttätigen Protesten im Mai 2012 wurden eine 
Reihe legislativer Maßnahmen, durch welche die Tätigkeit der politischen Opposition erschwert wird, 
angenommen. Anfang Juni 2012 unterzeichnete Präsident Putin eine Gesetzesnovelle zur deutlichen 
Verschärfung des russischen Versammlungsrechts. Das neue Gesetz sieht u.a. eine drastische Erhöhung der 
Geldstrafen für die Organisation und Teilnahme an nicht genehmigten Kundgebungen vor, enthält ein 
Vermummungsverbot und andere Einschränkungen (ÖB Moskau 10.2014). 
 

Quellen: 
 

 - AA – Auswärtiges Amt (11.2014a): Russische Föderation – Innenpolitik, 

http://www.auswaertiges-
amt.de/sid_167537BE2E4C25B1A754139A317E2F27/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/RussischeFoede
ration/Innenpolitik_node.html, Zugriff 2.4.2015 
 

 - GIZ Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH (3.2015a): Russland, Geschichte, 
Staat und Politik, http://liportal.giz.de/russland/geschichte-staat/#c17900, Zugriff 2.4.2015 

 

 - ÖB Moskau (10.2014): Asylländerbericht Russische Föderation 
 

Tschetschenien 
 

NGOs beklagen schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen durch tschetschenische Sicherheitsorgane, wie 
Folter, das Verschwindenlassen von Personen, Geiselnahmen, das rechtswidrige Festhalten von Gefangenen und 
die Fälschung von Straftatbeständen. Entsprechende Vorwürfe werden kaum untersucht, die Verantwortlichen 
genießen zumeist Straflosigkeit. Besonders gefährdet sind Menschenrechtsaktivisten bzw. Journalisten. So geriet 
zum Beispiel die sog. "joint mobile defence group", die von der NGO "Komitee gegen Folter" koordiniert wird, 
in letzter Zeit vermehrt in die Zielscheibe von pro-Kadyrov-Anhängern. 2014 wurde das Büro der Gruppe in 
Grozny niedergebrannt und im Juni 2015 erneut von einer Gruppe maskierter Personen angegriffen. Der Leiter 
der NGO "Komitee gegen Folter" Igor Kalyapin wurde von Kadyrov der Zusammenarbeit mit amerikanischen 
Geheimdiensten und der Kollaboration mit Extremisten beschuldigt. Im Juli 2015 erklärte das Komitee nach 
Androhung der Eintragung in das Register der ausländischen Agenten durch das Justizministerium seine 
Auflösung; der Leiter des Komitees Kalyapin kündigte jedoch an, dass man die Arbeit in anderer Form 
fortsetzen werde (ÖB Moskau 10.2015, vgl. AI 25.2.2015). 
 

Nach dem Angriff auf Grosny im Dezember 2014 verfügte Ramzan Kadyrow, dass die Häuser der Familien von 
Terroristen niedergebrannt werden und die Angehörigen des Landes verwiesen werden (Tagesspiegel 
19.12.2014, vgl. HRW 28.1.2016). 
 

2015 wurden aus dem Nordkaukasus weniger Angriffe bewaffneter Gruppen gemeldet als in den Vorjahren. Die 
Strafverfolgungsbehörden setzten bei der Bekämpfung bewaffneter Gruppen weiterhin vor allem auf 
Operationen der Sicherheitskräfte. Es bestand nach wie vor der Verdacht, dass diese mit rechtswidrigen 
Inhaftierungen, Folter und anderen Misshandlungen von Häftlingen sowie Verschwindenlassen einhergingen. Es 
gab deutlich weniger Informationen über die Menschenrechtslage in dem Gebiet, weil die Behörden mit aller 
Härte gegen Menschenrechtsverteidiger und unabhängige Journalisten vorgingen. Die Betreffenden wurden 
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ständig schikaniert, bedroht und tätlich angegriffen, zum Teil von Ordnungskräften und regierungstreuen 
Gruppen. In der tschetschenischen Hauptstadt Grosny wurde am 3. Juni 2015 das Gebäude, in dem die 
Menschenrechtsorganisation Joint Mobile Group ihren Sitz hat, von einer aggressiven Menschenmenge umstellt. 
Vermummte Männer drangen gewaltsam in die Büroräume ein, zerstörten das Mobiliar und zwangen die 
Mitarbeiter, das Gebäude zu verlassen. Bis zum Jahresende war noch kein Tatverdächtiger ermittelt worden (AI 
24.2.2016, vgl. HRW 27.1.2016). 
 

Quellen: 
 

 - AI – Amnesty International (25.2.2015): Amnesty International Report 2014/15 - The State of the 
World's Human Rights - Russian Federation, 

https://www.amnesty.de/jahresbericht/2015/russische-foederation, Zugriff 24.5.2016 
 

 - AI – 
 

, Zugriff 24.5.2016 Amnesty International (24.2.2016): Amnesty International Report 2015/16 - The State of the 
World's Human Rights - Russian Federation, 

http://www.ecoi.net/local_link/319681/458907_de.html, Zugriff 24.5.2016 
 

 - HRW – Human Rights Watch (27.1.2016): World Report 2016 – Russia, 
http://www.ecoi.net/local_link/318397/457400_de.html, Zugriff 24.5.2016 

 

 - HRW - Human Rights Watch (28.1.2016): Human Rights Violations in Russia’s North Caucasus, 

http://www.ecoi.net/local_link/318631/457682_de.html, Zugriff 24.5.2016 
 

 - ÖB Moskau (10.2015): Asylländerbericht Russische Föderation 
 

 - Tagesspiegel (19.12.2014): Wladimir Putin legt Russland an die Kette, 

http://www.tagesspiegel.de/meinung/jahrespressekonferenz-des-kremlchefs-wladimir-putin-legt-russland-an-die-
kette/11140502.html 
 

Rebellentätigkeit / Unterstützung von Rebellen 
 

Im August 2014 meldete der Inlandsgeheimdienst FSB Erfolge bei der Bekämpfung von Terrorismus im 
Nordkaukasus, was in Expertenkreisen jedoch auf Zweifel stieß. Die Rede war von 328 potentiellen Terroristen, 
die im ersten Halbjahr 2014 verhaftet wurden. Da die Sicherheitskräfte im Nordkaukasus aber nach dem Prinzip 
kollektiver Bestrafung vorgehen, handelte es sich hierbei möglicherweise weniger um aktive Untergrundkämpfer 
als um Personen aus deren sozialem und verwandtschaftlichem Umfeld. Im Januar 2015 berichtete das russische 
Innenministerium, 2014 sind 259 Rebellen, darunter 36 Kommandeure, von Sicherheitskräften getötet und 421 
Untergrundkämpfer verhaftet worden (SWP 4.2015). 
 

Die Anzahl der Rebellen in Tschetschenien ist schwer zu konkretisieren, Schätzungen gehen von einem Dutzend 
bis ca. 120 Personen aus. Die Anzahl der tschetschenischen Rebellen ist sicherlich geringer, als jene z.B. in 
Dagestan, wo der islamistische Widerstand seinen Hotspot hat. Sie verstecken sich in den bergigen und 
bewaldeten Gebieten Tschetscheniens. Sie bewegen sich hauptsächlich zwischen Tschetschenien und Dagestan, 
weniger oft auch zwischen Tschetschenien und Inguschetien. Kidnappings werden von tschetschenischen 
Sicherheitskräften begangen. In Tschetschenien selbst ist also der Widerstand nicht sehr aktiv, sondern 
hauptsächlich in Dagestan und auch in Inguschetien. Die Kämpfer würden auch nie einen Fremden um Vorräte, 
Nahrung, Medizin oder Unterstützung im Allgemeinen bitten, sondern immer nur Personen fragen, denen sie 
auch wirklich vertrauen, so beispielsweise Verwandte, Freunde oder Bekannte (DIS 1.2015). 
 

Im November 2013 wurden in Russland neue Gesetze verabschiedet, welche die Bestrafung von Familien und 
Verwandten von Terrorverdächtigen vorsehen. Sie legalisieren Kollektivbestrafungen, welche bereits in 
mehreren Republiken des Nordkaukasus als Form des Kampfs gegen den Aufstand praktiziert werden. Die 
Gesetzgebung erlaubt es den Behörden, Vermögenswerte der Familien von Terrorverdächtigen zu 
beschlagnahmen und die Familien zu verpflichten, für Schäden aufzukommen, welche durch Handlungen der 
Terrorverdächtigen entstanden sind. Das Gesetz sieht vor, dass Familienangehörige und Verwandte von 
Terrorverdächtigen belegen müssen, dass ihre Vermögenswerte, Immobilien und weitere Besitztümer nicht 
durch "terroristische Aktivitäten" erworben wurden. Wenn nicht bewiesen werden kann, dass die 
Vermögenswerte legal erworben wurden, kann der Staat sie beschlagnahmen. Auch Personen, welche 
Terrorverdächtigen nahestehen, können mit dem Gesetz belangt werden. Nach Einschätzung von Experten wird 
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das Gesetz weitgehend zur Diskriminierung der Angehörigen Terrorismusverdächtiger führen. Weiter kritisieren 
Experten, dass das Gesetz durch die unklare Verwendung der Begriffe "Verwandte" und "nahestehende 
Personen" sich gegen ganze Familienclans in den muslimischen Republiken des Nordkaukasus richten könne. 
Nach Angaben von Swetlana Gannuschkina werden Familienangehörige von Terrorverdächtigen oft beschuldigt, 
sie unterstützten auch illegale bewaffnete Gruppierungen auf verschiedenste Art und Weise. Insbesondere 
kritisiert die Menschenrechtsaktivistin, dass bereits der bloße Verdacht für eine Anschuldigung reiche und kein 
Beweis notwendig sei. Die Verfolgung von Verwandten und Freunden von Aufständischen ist seit 2008 im 
Nordkaukasus weit verbreitet und geht oft mit der Zerstörung des Besitzes und Hauses einher. Nach 
übereinstimmenden Angaben verschiedener Quellen kommt es zu Übergriffen und Kollektivstrafen durch 
Sicherheitskräfte, die gegen Familien von vermuteten Terroristen gerichtet sind (SFH 25.7.2014). 
 

Kollektivstrafen wie das Niederbrennen von Häusern von Personen, die man verdächtigt, Kontakte zum 
terroristischen Widerstand zu haben, werden weitergeführt (Caucasian Knot 9.12.2014). Nach der Terrorattacke 
auf Grosny am 4.12.2014, hat Tschetscheniens Oberhaupt Ramsan Kadyrow die Verwandten der Attentäter in 
Sippenhaft genommen. Kadyrow verlautbarte auf Instagram kurz nach der Tat, dass wenn ein Kämpfer in 
Tschetschenien einen Mitarbeiter der Polizei oder einen anderen Menschen töte, die Familie des Kämpfers sofort 
ohne Rückkehrrecht aus Tschetschenien ausgewiesen werde. Ihr Haus werde zugleich bis auf das Fundament 
abgerissen. Tatsächlich beklagte einige Tage später der Leiter der tschetschenischen Filiale des "Komitees gegen 
Folter" Igor Kaljapin, dass den Angehörigen der mutmaßlichen Täter die Häuser niedergebrannt worden seien 
(Standard 14.12.2014). 
 

Quellen: 
 

 - Caucasian Knot (9.12.2014): "Memorial" confirmed information of "Caucasian Knot" about burnt-down 
houses of relatives of militants killed in attack on Grozny, 

http://eng.kavkaz-uzel.ru/articles/30180/, Zugriff 30.5.2016 
 

 - DIS – Danish Immigration Service (1.2015): Security and human rights in Chechnya and the situation of 
Chechens in the Russian Federation – residence registration, racism and false accusations; Report from 
the Danish Immigration Service’s fact finding mission to Moscow, Grozny and Volgograd, the Russian 
Federation; From 23 April to 13 May 2014 and Paris, France 3 June 2014, 
http://www.ecoi.net/file_upload/90_1423480989_2015-01-dis-chechnya-fact-finding-mission-
report.pdf, Zugriff 30.5.2016 

 

 - SFH – Schweizerische Flüchtlingshilfe (25.7.2014): Russland: 

Verfolgung von Verwandten dagestanischer Terrorverdächtiger außerhalb Dagestans, 

http://www.fluechtlingshilfe.ch/assets/herkunftslaender/europa/russland/russland-verfolgung-von-verwandten-
dagestanischer-terrorverdaechtiger-ausserhalb-dagestans.pdf, Zugriff 30.5.2016 
 

 - Der Standard (14.12.2014): Tschetschenien: NGO-Büro in Grosny angezündet, 

http://derstandard.at/2000009372041/Tschetschenien-NGO-Buero-in-Grosny-abgefackelt, Zugriff 30.5.2016 
 

 - SWP (4.2015): Dagestan: Russlands schwierigste Teilrepublik, http://www.swp-
berlin.org/fileadmin/contents/products/studien/2015_S08_hlb_isaeva.pdf, Zugriff 25.5.2016 

 

Frauen 
 

Artikel 19 der russischen Verfassung garantiert die Gleichstellung von Mann und Frau. Zudem hat die Russische 
Föderation mehrere internationale und regionale Konventionen ratifiziert, die diese Gleichstellung festschreiben, 
darunter die Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) und ihr 
Zusatzprotokoll. Grundsätzlich gibt es in der Russischen Föderation keine systematische Diskriminierung von 
Frauen. Laut einer rezenten Umfrage des Meinungsforschungsinstituts VZiOM glaubt eine Mehrheit der 
Bevölkerung, dass Männer und Frauen in der Gesellschaft gleich gestellt sind, insbesondere im Bildungsbereich 
(90%), in der Arbeit (76%), beim Gehalt (75%) und bei der Möglichkeit, am öffentlichen und politischen Leben 
teilzunehmen (74%). Einem rezenten Bericht der Weltbank zufolge steht Russland jedoch an vorderer Stelle, 
was die Verhinderung des Zugangs von Frauen zu gewissen Berufsgruppen betrifft; 456 Berufe dürfen von 
Frauen nicht ausgeübt werden. Ein ernstes Problem, das von Politik und Gesellschaft weitgehend ausgeblendet 
wird, stellt häusliche Gewalt dar. Ein Großteil der Unterstützung und Betreuung von Opfern häuslicher Gewalt 
wird durch gesellschaftliche Organisationen und Privatinitiativen übernommen. Im Nationalen Netzwerk gegen 
Gewalt sind über 150 regionale und lokale NGOs aktiv. Laut Dem Nationalen Zentrum zur Vorbeugung von 
Gewalt ANNA wird jede dritte russische Frau im Laufe ihres Lebens Opfer von physischen Übergriffen von 
Seiten eines Mannes. Jährlich sterben in Russland ca. 14.000 Frauen aufgrund von Gewaltanwendung von Seiten 
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ihrer Ehemänner oder Lebenspartner, fast zwei Drittel aller Morde sind auf häusliche Motive zurückzuführen. 
Laut Statistiken der Organisation ANNA wenden sich 60% der Frauen, die die Nationale Hotline für Opfer von 
häuslicher Gewalt anrufen, nicht an die Polizei. 76% jener Frauen, die bei der Polizei um Unterstützung suchen, 
sind damit unzufrieden. Trotz der weiten Verbreitung des Problems gibt es grobe Mängel bei der 
Bewusstseinsbildung darüber, auch innerhalb der politischen Elite. So betonte der Ombudsmann für 
Kinderrechte Pawel Astakhov im Mai 2015, dass ein Großteil der Gewalt im öffentlichen Raum stattfindet und 
dass die Familie der sicherste Ort in der Gesellschaft sei. Er verwehrte sich gegen "die konstante Benützung des 
Begriffs ‚häusliche Gewalt‘, die lediglich dafür sorgen würde, dass Familien und Eltern eingeschüchtert 
werden". Positiv zu vermerken ist, dass bis Jahresende ein vom Arbeits- und Sozialministerium ausgearbeiteter 
Gesetzesentwurf zur Vorbeugung häuslicher Gewalt in die Staatsduma eingebracht werden soll, der insbesondere 
der Polizei mehr Verpflichtungen zum Kampf gegen häusliche Gewalt auferlegt und einen besseren Opferschutz 
vorschreibt (ÖB Moskau 10.2015). 
 

Frauen stellen in Russland traditionell die Mehrheit der Bevölkerung. Der weibliche Bevölkerungsanteil beträgt 
seit den 1920er Jahren zwischen 53% und 55% der Gesamtbevölkerung. Die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau ist in der Verfassung garantiert. Durch die Transformationsprozesse und den Übergang zur Marktwirtschaft 
sind die Frauen in besonderer Weise betroffen. Davon zeugt der erhebliche Rückgang der Geburtenrate. Die 
Veränderungen in den Lebensverhältnissen von Frauen betreffen auch den Arbeitsmarkt, denn das Risiko von 
Ausfallzeiten durch Schwangerschaft, Erziehungsurlaub und Pflege von Angehörigen führt oft dazu, dass Frauen 
trotz besserer Ausbildung seltener als Männer eingestellt werden. Das im Durchschnitt deutlich geringere 
Einkommen von Frauen bedeutet niedrigere Pensionen für ältere Frauen, die damit ein hohes Risiko der 
Altersarmut tragen. Die politische Sphäre in Russland ist von Männern dominiert (GIZ 3.2016c). Frauen sind in 
Politik und Wirtschaft unterrepräsentiert. Sie halten weniger als 14% der Sitze in der Duma und ca. 17% der 
Sitze im Föderationsrat. Nur zwei von 31 Kabinettsmitgliedern sind Frauen (FH 27.1.2016). Rund 40% der 
Frauen arbeiten in allgemeinen Bereichen im Management und weitere 20% auf der Führungsebene. 
Überwiegend arbeiten sie in diesen Berufen in Medienunternehmen und PR-Agenturen, aber auch in Banken, 
Börsen, Bauindustrien etc. (GIZ 3.2016c). 
 

Häusliche Gewalt bleibt für Frauen weiterhin ein Problem und die Polizei ist oft zögerlich beim Einschreiten, da 
dies als familiäre Angelegenheit gesehen wird (FH 27.1.2016). 
 

Vergewaltigung ist illegal und das Gesetz sieht dieselbe Strafe für einen Täter vor, egal ob er aus der Familie 
stammt oder nicht. Während medizinische Angestellte Opfer von Übergriffen unterstützen und gelegentlich 
helfen, Fälle von Körperverletzung oder Vergewaltigung zu identifizieren, sind Ärzte oft nachlässig, als Zeugen 
vor Gericht aufzutreten. Laut NGOs würden Exekutivbeamte und Staatsanwälte Vergewaltigung keine Priorität 
einräumen. NGOs berichten außerdem, dass lokale Polizisten sich weigern würden, auf Anrufe in Bezug auf 
Vergewaltigung und häusliche Gewalt zu reagieren, solange das Opfer nicht unter Lebensbedrohung steht. 
Weiters würden viele Frauen Vergewaltigungen und andere Gewaltvorfälle aufgrund der sozialen Stigmata und 
der mangelhaften staatlichen Unterstützung nicht melden. Das Strafmaß für Vergewaltigung sind drei bis sechs 
Jahre Haft für einen Einzeltäter und vier bis zehn Jahre bei einer Gruppenvergewaltigung. Wenn das Opfer 
zwischen 14 und 18 Jahre alt ist bekommt der Täter eine Strafe zwischen acht und 15 Jahre und zwölf bis 20 
Jahre, wenn das Opfer verstorben ist oder unter 14 Jahre alt ist (US DOS 13.4.2016). 
 

Quellen: 
 

 - AA – Auswärtiges Amt (5.1.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Russischen Föderation 

 

 - FH – Freedom House (27.1.2016): Freedom in the World 2015 - Russia, 
http://www.ecoi.net/local_link/320151/459381_de.html, Zugriff 25.5.2016 

 

 - GIZ Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH (3.2016c): Russland, 
Gesellschaft, http://liportal.giz.de/russland/gesellschaft/, Zugriff 25.5.2016 

 

 - ÖB Moskau (10.2015): Asylländerbericht Russische Föderation 
 

 - U.S. Department of State (13.4.2016): Country Report on Human Rights Practices for 2014 – Russia, 
http://www.ecoi.net/local_link/322455/461932_de.html, Zugriff 25.5.2016 

 

Nordkaukasus insbesondere Tschetschenien 
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Die Situation von Frauen im Nordkaukasus unterscheidet sich zum Teil von der in anderen Regionen Russlands. 
Berichte von Ehrenmorden, Brautentführungen und "Sittenwächtern" haben im Vergleich zu den Vorjahren 
jedoch abgenommen. Aus NGO-Kreisen war zu erfahren, dass sich die Situation von alleinstehenden Frauen 
bzw. Frauen mit Kindern bei ihrer Rückkehr nach Tschetschenien nach und nach verbessert. Die zugrunde 
liegende Problematik existiert jedoch nach wie vor. Im Frühjahr 2015 hatte ein Fall in Tschetschenien für 
Aufregung gesorgt, bei dem ein 17jähriges Mädchen vermutlich gegen ihren Willen und dem ihrer Familie mit 
einem weitaus älteren lokalen Polizeichef verheiratet wurde. Einerseits ist das Mindestalter für Hochzeiten in 
Russland 18 Jahre (abgesehen von wenigen Ausnahmen), andererseits war der betroffene Polizeichef zu dem 
Zeitpunkt bereits verheiratet. Die Heirat wurde von dem Republikoberhaupt Ramzan Kadyrov ausdrücklich 
unterstützt (ÖB Moskau 10.2015, vgl. HRW 27.1.2016). Eine prominente investigative Journalistin erhielt 
Todesdrohungen nachdem sie über diese Story geschrieben hat. Behörden versagten bei einer effektiven 
Untersuchung wegen ihrer Beschwerde (HRW 27.1.2016). 
 

Unter sowjetischer Herrschaft waren tschetschenische Frauen durch die russische Gesetzgebung geschützt. 
Polygamie, Brautentführungen und Ehrenmorde wurden bestraft. Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion 
löste sich der Schutz durch russisches Recht für Frauen allmählich auf und gleichzeitig kam es zu einem 
stärkeren Einfluss von Adat und Scharia. Unter Kadyrow ist die tschetschenische Gesellschaft traditioneller 
geworden. Swetlana Gannuschkina (Vorsitzende der Flüchtlingshilfsorganisation "Zivile Unterstützung" (auch 
"Bürgerbeteiligung") und Leiterin des "Netzwerks juristischer Beratungsstellen für Flüchtlinge und 
Vertriebene") ist der Meinung, dass die Behandlung von Frauen, wie sie heute existiert, nie eine Tradition in 
Tschetschenien war. Ein tschetschenischer Anwalt berichtet, dass Frauen sowohl unter islamischem Recht, als 
auch Adat hoch geschätzt sind. Allerdings ist die Realität in Tschetschenien, dass Gewalt gegen Frauen weit 
verbreitet und die Situation im Allgemeinen für Frauen schwierig ist. Andere Quellen berichten auch, dass die 
Religion ein Rückschlag für die Frauen ist und sie in eine den Männern untergeordnete Position stellt. Diese 
Entwicklungen erfolgten in den letzten Jahren (EASO 9.2014b, S. 9f). Für die Quellen des EASO Berichtes ist 
nicht klar, ob Scharia oder Adat wichtiger für die tschetschenische Gesellschaft ist. Jedoch könne nur das 
Russische Recht Frauen effektiv schützen. Es wird auch berichtet, dass die Scharia immer wichtiger wird und 
auch Kadyrow selbst – obwohl er sowohl Adat, als auch Scharia betont – sich in letzter Zeit eher auf die Scharia 
bezieht. Adat dürfte aber besonders bei Hochzeitstraditionen eine dominante Rolle spielen (EASO 9.2014b, S. 
9f). Tschetschenische Behörden verlangen weiterhin, dass Frauen auf öffentlichen Plätzen Kopftücher tragen 
(HRW 27.1.2016). 
 

Vergewaltigung: 
 

Vergewaltigung ist laut Artikel 131 des russischen Strafgesetzbuches ein Straftatbestand. Das Ausmaß von 
Vergewaltigungen in Tschetschenien und anderen Teilen der Region ist unklar, da es im Allgemeinen so gut wie 
keine Anzeigen gibt. Vergewaltigung in der Ehe wird nicht einmal als Vergewaltigung angesehen. Laut 
Swetlana Gannuschkina ist Vergewaltigung in Tschetschenien und im gesamten Nordkaukasus weit verbreitet. 
Vergewaltigungen würden auch in Polizeistationen passieren. Vergewaltigung ist ein Tabuthema in 
Tschetschenien. Einer vergewaltigten Frau haftet ein Stigma an und sie wird an den Rand der Gesellschaft 
gedrängt, wenn die Vergewaltigung publik wird. Auch die Familie würde isoliert und stigmatisiert werden und 
es ist nicht unüblich, dass die Familie eine vergewaltigte Frau wegschickt. Die vorherrschende Einstellung ist, 
dass eine Frau selbst schuld an einer Vergewaltigung sei. Bei Vergewaltigung von Minderjährigen gestaltet sich 
die Situation etwas anders. Hier wird die Minderjährige eher nicht als schuldig an der Vergewaltigung gesehen, 
wie es einer erwachsenen Frau passieren würde. Insofern ist die Schande für die Familie auch nicht so groß 
(EASO 9.2014b, S. 21). 
 

Quellen: 
 

 - EASO – European Asylum Support Office (9.2014a): Bericht zu Frauen, Ehe, Scheidung und 
Sorgerecht in Tschetschenien (Islamisierung; häusliche Gewalt; Vergewaltigung; Brautenführung; 
Waisenhäuser), 

http://www.ecoi.net/file_upload/1830_1421055069_bz0414843den-pdf-web.pdf, Zugriff 25.5.2016 
 

 - EASO – European Asylum Support Office (9.2014b): Chechnya: Women, Marriage, Divorce and Child 
Custody, http://www.ecoi.net/file_upload/90_1412929576_2014-10-10-easo-coi-report-chechnya.pdf, 
Zugriff 25.5.2016 

 

 - HRW – Human Rights Watch (27.1.2016): World Report 2016 – Russia, 
http://www.ecoi.net/local_link/295447/430479_de.html, Zugriff 25.5.2016 

 

Bewegungsfreiheit 
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Bewegungsfreiheit im Land, Auslandsreisen, Emigration und Repatriierung sind gesetzlich gewährleistet und 
gelten für alle Staatsbürger der Russischen Föderation einschließlich, Tschetschenen, Dagestaner, Inguschen etc. 
Alle erwachsenen Staatsbürger müssen bei Inlandsreisen behördlich ausgestellte "Inlandspässe" mit sich führen 
und müssen sich nach ihrer Ankunft bei den lokalen Behörden registrieren. Personen ohne Inlandspass oder ohne 
ordentliche Registrierung werden von Behörden oft staatliche Dienste verwehrt. Viele regionale Regierungen 
schränken das Recht durch Regelungen für die Registrierung des Wohnsitzes, die an Sowjetzeiten erinnerten, 
ein. Personen mit dunklerer Hautfarbe aus dem Kaukasus oder afrikanischer oder asiatischer Herkunft werden 
oft zur Überprüfung ihrer Dokumente herausgegriffen. Es gab glaubhafte Berichte, dass die Polizei nicht 
registrierte Personen willkürlich und über das gesetzlich vorgesehene Maß hinaus strafte oder Bestechungsgelder 
verlangte (US DOS 27.2.2014, vgl. AA Bericht 10.6.2013, FH 28.1.2015). 
 

Bei der Einreise werden die international üblichen Pass- und Zollkontrollen durchgeführt. Personen ohne 
reguläre Ausweisdokumente wird in aller Regel die Einreise verweigert. Russische Staatsangehörige können 
grundsätzlich nicht ohne Vorlage eines russischen Reisepasses wieder in die Russische Föderation einreisen. 
Russische Staatsangehörige, die kein gültiges Personaldokument vorweisen können, müssen eine Geldstrafe 
zahlen, erhalten ein vorläufiges Personaldokument und müssen bei dem für sie zuständigen Meldeamt die 
Ausstellung eines neuen Inlandspasses beantragen. Der Inlandspass ermöglicht die Abholung der Pension vom 
Postamt, die Arbeitsaufnahme, die Eröffnung eines Bankkontos, aber auch den Kauf von Bahn- und Flugtickets 
(AA 10.6.2013). 
 

Quellen: 
 

 - AA – Auswärtiges Amt (10.6.2013): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Russischen Föderation 

 

 - FH – Freedom House (28.1.2015): Freedom in the World 2015 – Russia, 
http://www.ecoi.net/local_link/295274/430281_de.html, Zugriff 31.3.2015 

 

 - U.S. Department of State (27.2.2014): Country Report on Human Rights Practices for 2013 – Russia, 
http://www.ecoi.net/local_link/270638/399498_de.html, Zugriff 31.3.2015 

 

Lage von Tschetschenen in der Russischen Föderation außerhalb der Republik Tschetschenien 
 

Was die Anzahl von Tschetschenen im Rest des Landes anbelangt, ist es aufgrund der öffentlichen Datenlage 
schwierig, verlässliche Aussagen zu treffen. Laut Volkszählung 2010 lebten etwa in Moskau ca. 14.500 
Tschetschenen (von insgesamt 1.4 Mio landesweit). Es ist anzunehmen, dass die tatsächliche Zahl größer ist, 
insb. wenn man sie mit den Angaben über andere, kleinere Nationalitäten vergleicht (ca. 11.400 Osseten, über 
17.000 Mordwinen). Dabei ist auch zu bedenken, dass laut der Statistik fast 700.000 Personen keine Angaben 
über ihre nationale Zugehörigkeit machten. In den meisten Regionen Russlands lag die Anzahl der 
Tschetschenen bei der Volkszählung 2010 bei einigen Hundert, größere Gemeinschaften gab es in Dagestan (ca. 
93.600), in Inguschetien (ca. 18.700), sowie in den südlichen Regionen Astrachan (ca. 7.200), Wolgograd (fast 
10.000), Rostow (ca. 11.500), Stawropol (ca. 12.000), Saratow (ca. 5.700) und im westsibirischen Tjumen (ca. 
10.500) (ÖB Moskau 10.2015). 
 

Die tschetschenische Diaspora in allen russischen Großstädten ist in den letzten Jahren stark angewachsen 
(200.000 Tschetschenen sollen allein in Moskau leben) (AA 5.1.2016). 
 

Laut UNHCR in Moskau gibt es in der gesamten Russischen Föderation tschetschenische Communities. Die 
größten befinden sich in Moskau, der Region Moskau und in St. Petersburg. Hauptsächlich arbeiten 
Tschetschenen im Baugewerbe und im Taxibusiness. In der Region Wolgograd leben ca. 20.000 Tschetschenen. 
Einige von ihnen leben dort schon seit 30 Jahren. Viele flohen aus Tschetschenien während der beiden Kriege. 
Mittlerweile sind die Zahlen von ankommenden Tschetschenen geringer geworden. 2013 kamen weniger als 500 
Tschetschenen in die Region. Die meisten Tschetschenen verlassen die Republik aufgrund der sehr bescheidenen 
sozio-ökonomischen Aussichten in ihrer Heimatrepublik. Laut Memorial Wolgograd gibt es keine Beschwerden 
von Tschetschenen in der Region aufgrund von Rassismus oder Diskriminierung. Tschetschenen haben 
denselben Zugang zum Gesundheits- und Bildungssystem wie alle anderen russischen Staatsbürger. Heutzutage 
kommen Tschetschenen hauptsächlich zum Zwecke eines Studiums nach Wolgograd. Mittlerweile sind die 
Lebensbedingungen in Wolgograd nicht so gut wie in Tschetschenien. Dies liegt an den föderalen Fördermittel, 
die Tschetschenien erhält. Die Bevölkerung in Wolgograd sinkt, während jene in Tschetschenien steigt (DIS 
1.2015). 
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Beträchtliche tschetschenische Gemeinschaften gibt es auch in den Städten und Regionen im südlichen 
Russland, darunter in Wolgograd, Saratov, Samara und Astrachan. Von den rund 100.000 Tschetschenen, die 
1996 nach Moskau flohen, halten sich heutzutage noch rund 25.000 in der Region Moskau auf. Diese haben dort 
eine dauerhafte Registrierung. Zusätzlich lebt eine große Gruppe von Tschetschenen in Moskau und der Region 
Moskau, die nicht registriert ist, oder nur vorübergehend registriert ist. Ein großer Anteil der außerhalb 
Tschetscheniens lebenden Tschetschenen hätte keine Registrierung und arbeitet im Handel, auf Märkten und in 
Cafes. Gemäß einer Vertreterin des House of Peace and Non-Violence umfasst die tschetschenische Gemeinde in 
der Region St. Petersburg 20.000 bis 30.000 Personen. Viele würden auch zu Besuchen oder um Schulen oder 
Universitäten zu besuchen nach St. Petersburg kommen. Obwohl Rassismus gegenüber Kaukasiern in St. 
Petersburg vorkomme, ist dieser "nicht unerträglich". Ein ethnischer Tschetschene in St. Petersburg schätzte die 
Anzahl der Tschetschenen in St. Petersburg selbst auf 13.000. Ein anderer Tschetschene in Moskau gab an, dass 
die sozioökonomische Lage in Moskau zwar besser sei als in Tschetschenien, aber dass viele Tschetschenen es 
dennoch schwer hätten, Arbeit zu finden. Einem Vertreter einer NGO zufolge könnte es für einen Tschetschenen 
schwer sein, in einen anderen Teil der Russischen Föderation zu ziehen, wenn man dort keinerlei Verwandte hat. 
Jedoch gibt es Tschetschenen in fast allen Regionen Russlands. Das Bestehen einer tschetschenischen 
Gemeinschaft in einer Region kann Neuankömmlingen zur Unterstützung oder zum Schutz gereichen, es sei 
denn, es handelt sich um einen Clan-Konflikt. Laut SOVA leben viele Tschetschenen in der Region Stavropol, 
es gibt viele tschetschenische Studenten an der Universität der Stadt Stavropol. Dies führte bereits zu kleineren 
Spannungen im Süden der Region. Betreffend rassistisch motivierter Gewalt gibt es keine allein Tschetschenen 
betreffenden Daten, Tschetschenen gehören hier zur Gruppe der Kaukasier. Es gibt keine Hinweise, dass 
Tschetschenen mehr als andere ethnische Gruppen aus dem Kaukasus Hassverbrechen zum Opfer fallen. 
Untererfassung von Hassverbrechen ist gemäß SOVA ein Thema und dürfte im Steigen begriffen sein. Im 
Verlauf der letzten 10 Jahre konzentrierten sich ultranationalistische Banden bei rassistisch motivierter Gewalt 
immer mehr auf Zentralasiaten, nicht zuletzt weil sich Kaukasier dieser Gewalt zunehmend widersetzten. IOM 
bestätigte, dass die Grenze zwischen Tschetschenien und dem restliche Russland völlig offen ist. Zudem gab 
IOM an, dass es in Russland einen politischen Willen zur Bekämpfung von Hassverbrechen, Diskriminierung 
und Korruption zu geben scheint. Einer westlichen Botschaft zufolge schenken Strafgerichte heutzutage 
Hassverbrechen mehr Aufmerksamkeit. Swetlana Gannuschkina und Oleg Orlov (Memorial) gehen davon aus, 
dass Tschetschenen in andere Regionen Russlands ziehen können, und einige tun dies auch. Ist eine Person nicht 
offenkundig kritisch gegenüber Kadyrow, so kann diese überall in der Russischen Föderation leben, ohne Angst 
haben zu müssen getötet oder in die Republik Tschetschenien zurückgeschickt zu werden. Wird eine Person aber 
tatsächlich von Kadyrow gesucht, so könnte jener die Person überall in der Welt, auch in Kopenhagen, Wien, 
Dubai oder Moskau finden. Laut einem Anwalt von Memorial könnten Personen in Verbindung mit 
Oppositionsführern mit hohem Bekanntheitsgrad, aktive Rebellenkämpfer oder bekannte und tatverdächtige 
Terroristen der Bedrohung einer Entführung oder Tötung durch tschetschenische Behörden ausgesetzt sein. Ein 
Vertreter der Chechen Social and Cultural Association betrachtet es als unmöglich für die tschetschenischen 
Behörden, einen low-profile-Unterstützer der Rebellen in anderen Teilen der Russischen Föderation außerhalb 
Tschetscheniens zu finden (DIS 11.10.2011). 
 

Im Mai/Juni 2012 schätzte eine westliche Botschaft die Anzahl der Tschetschenen in Moskau auf 
Hunderttausende. Außerhalb Tschetscheniens leben die meisten Tschetschenen in Moskau und der Region 
Stawropol, eine größere Anzahl an Tschetschenen kann in St. Petersburg, Jaroslawl, Wolgograd und Astrachan 
gefunden werden. SK-Strategy schätzt die Zahl der in Moskau lebenden Tschetschenen auf 100.000 bis 200.000, 
rund 70.000 Tschetschenen seien in Moskau registriert, rund 50.000 in Jaroslawl. Die NGO Vainakh Congress 
schätzt die Zahl der Tschetschenen in der Region St. Petersburg auf 20.000 bis 30.000. Eine zunehmende Anzahl 
von jungen Kaukasiern studiert an Universitäten in Moskau, diese würden ihre ethnische Zugehörigkeit und 
Kultur offen zur Schau stellen; gelegentlich käme es zu (auch physischen) Auseinandersetzungen. Einer 
internationalen Organisation zufolge sind Moskau und St. Petersburg nicht mit anderen Städten Russlands 
vergleichbar, da dort die Menschen mehr Vorurteile gegenüber Migranten haben. Nicht nur Tschetschenen sind 
in den großen Städten Diskriminierung ausgesetzt. Die internationale Organisation geht jedoch nicht davon aus, 
dass im Allgemeinen diese Diskriminierung eine Verfolgung darstellt. Laut einem Vertreter des Committee 
Against Torture ist Diskriminierung von Tschetschenen durch Behörden (etwa Polizisten) nicht auf einen Erlass 
oder Befehl der Regierung zurückzuführen, sondern auf persönliche Vorurteile und das Misstrauen einzelner 
(DIS 8.2012). 
 

Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass die tschetschenischen Behörden Unterstützer und 
Familienmitglieder einzelner Kämpfer auf dem gesamten Territorium der Russischen Föderation suchen 
und/oder finden würden, was aber bei einzelnen bekannten oder hochrangigen Kämpfern sehr wohl der Fall sein 
kann (BAA Staatendokumentation 20.4.2011). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (5.1.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Russischen Föderation 
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 - BAA Staatendokumentation (20.4.2011): Analyse der Staatendokumentation - Russische Föderation - 
Unterstützer und Familienmitglieder (mutmaßlicher) Widerstandskämpfer in Tschetschenien 

 

 - DIS – Danish Immigration Service (11.10.2011): Chechens in the Russian Federation, Report from 
Danish Immigration Service’s fact finding mission to Moscow and St. Petersburg, the Russian 
Federation, 12 to 29 June 2011, http://www.nyidanmark.dk/NR/rdonlyres/6EC0730B-9F8E-436F-B44F-
A21BE67BDF2B/0/ChechensintheRussianFederationFINAL.pdf, Zugriff 25.5.2016 

 

 - DIS – Danish Immigration Service (8.2012): Chechens in the Russian Federation – residence 
registration, racially motivated violence and fabricated criminal cases, 

http://www.nyidanmark.dk/NR/rdonlyres/01750EB0-C5B1-425C-90A7-
3CE3B580EEAA/0/chechens_in_the_russian_federation.pdf, Zugriff 25.5.2016 
 

 - DIS – Danish Immigration Service (1.2015): Security and human rights in Chechnya and the situation of 
Chechens in the Russian Federation – residence registration, racism and false accusations; Report from 
the Danish Immigration Service’s fact finding mission to Moscow, Grozny and Volgograd, the Russian 
Federation; From 23 April to 13 May 2014 and Paris, France 3 June 2014, 
http://www.ecoi.net/file_upload/90_1423480989_2015-01-dis-chechnya-fact-finding-mission-
report.pdf, Zugriff 25.5.2016 

 

 - ÖB Moskau (10.2015): Asylländerbericht Russische Föderation 
 

 - SFH – Schweizerische Flüchtlingshilfe (25.7.2014): Russland: 

Verfolgung von Verwandten dagestanischer Terrorverdächtiger außerhalb Dagestans, 

http://www.fluechtlingshilfe.ch/assets/herkunftslaender/europa/russland/russland-verfolgung-von-verwandten-
dagestanischer-terrorverdaechtiger-ausserhalb-dagestans.pdf, Zugriff 25.5.2016 
 

Grundversorgung/Wirtschaft 
 

Die hohen internationalen Energiepreise sorgten 2012 für ein anhaltendes Wirtschaftswachstum. Die 
Industrieproduktion stieg, allerdings lag der Zuwachs unter den Vorjahreswerten. Die Arbeitslosenrate sank 
zwischen 2010 und 2012 von 7,2% auf 5,4% und die Durchschnittslöhne lagen 2011 und 2012 deutlich höher als 
vor der Finanzkrise 2008/9. Während 2012 für Russland insgesamt also zufriedenstellend verlief, war 2013 
wegen der Konjunkturschwäche im Euro-Raum und der weltweit gesunkenen Rohstoffpreise schwach. Nach 
einem Plus von 3,4% im Jahr 2012, kam es für 2013 nur noch zu einem leichten Wachstum von 1,3%. Das Land 
ist in eine Phase anhaltender wirtschaftlicher Stagnation getreten. Gleichzeitig stieg Russland im Ranking von 
"Doing Business" von Platz 112 in 2012 über Platz 92 in 2013 und Platz 64 in 2014 auf Platz 62 in 2015. Die 
Staatsverschuldung in Russland ist mit rund 10% des BIP weiterhin vergleichsweise moderat. Sowohl hohe 
Gold- und Währungsreserven als auch die beiden durch Rohstoffeinnahmen gespeisten staatlichen Reservefonds 
stellen eine Absicherung des Landes dar. Strukturdefizite, Finanzierungsprobleme und Handelseinschränkungen 
durch Sanktionen seitens der USA, Kanadas, Japans und der EU bremsten das Wirtschaftswachstum 2014. 
Insbesondere die rückläufigen Investitionen und die Fokussierung staatlicher Finanzhilfen auf prioritäre Bereiche 
verstärken diesen Trend. Das komplizierte geopolitische Umfeld und die Neuausrichtung der Industrieförderung 
führen dazu, dass Projekte vorerst verschoben werden. Wirtschaftlich nähert sich Russland der VR China an 
(GIZ 2.2015b). 
 

Quellen: 
 

 - GIZ Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH (2.2015b): Russland, Wirtschaft 
und Entwicklung, http://liportal.giz.de/russland/wirtschaft-entwicklung/#c17548, 3.4.2015 

 

 - IOM – International Organisation of Migration (6.2014): 

Länderinformationsblatt Russische Föderation 
 

Nordkaukasus 
 

Die nordkaukasischen Republiken ragen unter den Föderationssubjekten Russlands durch einen 
überdurchschnittlichen Grad der Verarmung und der Abhängigkeit vom föderalen Haushalt hervor. Die 
Haushalte Dagestans, Inguschetiens und Tschetscheniens werden zu über 80 % von Moskau finanziert (GIZ 
3.2015a). 
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Mit der Schaffung des "Nord-Kaukasus Distrikts", der Annahme eines umfangreichen Programmes für die 
sozioökonomische Entwicklung und der Betrauung von Wirtschaftsfachleuten mit hohen politischen Funktionen 
in der Region verfolgt Moskau seit Anfang 2010 einen umfassenderen Ansatz zur Stabilisierung der 
nordkaukasischen Republiken. Anstatt den Fokus auf Sicherheitsaspekte im engeren Sinn zu legen und die 
nordkaukasischen Republiken durch Transferzahlungen in finanzieller Abhängigkeit zu halten, gehen die 
geplanten Maßnahmen in Richtung einer strukturellen und nachhaltigeren Konsolidierung. Der damalige PM 
Putin hat am 6.9.2010 eine Strategie zur Entwicklung des Nordkaukasus bis 2025 signiert. Die Strategie 
kombiniert föderale Programme und private Geschäftsprojekte und soll bis zu 400.000 Arbeitsplätze schaffen. 
Im Wirtschaftsbereich sollen vor allem die Bau-, die Energie-, die Agrar- und die Tourismusbranche gefördert 
werden. Insgesamt wurden Projekte mit dem Gesamtwert von 600 Mrd. Rubel (ca. 15 Mrd. Euro) gebilligt. Als 
Teil dieses Programmes wurden im Rahmen einer Sitzung der Kommission für sozio-ökonomische Entwicklung 
im Nordkaukasus Anfang Mai 2011 von der russ. Regierung 30 vorrangige Investitionsprojekte für die Region 
ausgewählt. Für diese sollen 145 Mrd. Rubel (3,5 Mrd. Euro) zur Verfügung gestellt werden. Am 12.5.2014 
wurde der bevollmächtigte Vertreter des Präsidenten im Nordkaukasischen Föderalbezirk, Alexander Chloponin, 
durch den bisherigen Oberbefehlshaber der Vereinigten Truppen des Innenministeriums im Nordkaukasus, 
Generalleutnant Sergej Melikow, ersetzt. Experten werteten diese Personalrochade als Stärkung der 
Sicherheitsstrukturen in den Beziehungen zur Region. Darüber hinaus wurde ein neues Ministerium für die 
Angelegenheiten des Nordkaukasus geschaffen. Dieses wird vom früheren Gouverneur der Region Krasnojarsk 
Lew Kuznetsow geführt und soll sich v.a. mit wirtschaftlichen Fragen und der Verteilung von Budgetmitteln 
befassen. Die Situation im Nordkaukasus bleibt in bestimmten Gebieten angespannt. Dies ist auf eine 
Kombination unterschiedlicher Faktoren zurückzuführen: niedriger Grad wirtschaftlicher Entwicklung, 
verlorenes Vertrauen in die Politik Moskaus sowie ethnische Rivalitäten. Hinzu kommen noch regional 
spezifische Strukturen und Probleme. Im Nordkaukasus herrscht ein kompliziertes Beziehungsgeflecht zwischen 
russischen Truppen, kremltreuen lokalen Einheiten, islamistischen Rebellen und kriminellen Banden. Russische 
Menschenrechtler beklagen, dass die Staatsmacht im Nordkaukasus schwach ist und alle möglichen 
Gruppierungen in dieses Vakuum vorstoßen (ÖB Moskau 10.2014). 
 

Der Kreml verfolgt seit einigen Jahren einen Ansatz, der auf regionale wirtschaftliche Entwicklung setzt und 
viele der Republiken im Nordkaukasus – allen voran Tschetschenien – haben durch zahlreiche Verwaltungs- und 
Finanzreformen heute mehr Unabhängigkeit als Anfang der 1990er Jahre jemals anzunehmen gewesen wäre. 
Auch der Tourismus soll in der landschaftlich attraktiven Region helfen, die Spirale aus Armut und Gewalt zu 
durchbrechen, wie insbesondere in der Entscheidung, die olympischen Winterspiele 2014 im unweit der 
Krisenregion gelegenen Sotschi auszutragen, deutlich wird. Zudem profitieren einige Teilrepubliken von 
Rohstoffvorkommen und so lassen sich auch einige sichtbare Zeichen von wirtschaftlichem Aufschwung und 
Wiederaufbau im Nordkaukasus ausmachen. Als beispielhaft dafür steht unter anderem die tschetschenische 
Hauptstadt Grosny, die nach ihrer fast völligen Zerstörung heute durchaus auflebt (Zenithonline 10.2.2014). 
 

Quellen: 
 

 - GIZ Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH (3.2015a): Russland, Geschichte, 
Staat und Politik, http://liportal.giz.de/russland/geschichte-staat/#c17900, Zugriff 3.4.2015 

 

 - ÖB Moskau (10.2014): Asylländerbericht Russische Föderation 
 

 - Zenithonline (10.2.2014): Speznaz, Spiele und Korruption, 
http://www.zenithonline.de/deutsch/politik/a/artikel/speznaz-spiele-und-korruption-004017/, Zugriff 
3.4.2015 

 

Tschetschenien 
 

Die wirtschaftliche Situation in Tschetschenien hat sich aufgrund massiver Transferzahlungen aus dem föderalen 
Budget in den letzten Jahren stabilisiert. Laut der Zeitung RBK Daily wurden seit 2001 rund 464 Mrd. Rubel 
(ca. 14 Mrd. USD) in den Wiederaufbau der Republik investiert. Obwohl die föderalen Zielprogramme für die 
Region mittlerweile ausgelaufen sind, bestehen noch immer über 85% des Budgets der Republik aus 
Direktzahlungen aus Moskau. Offiziell vermeldete Tschetschenien 2014 ein Wachstum von 7.8%, eine 
Steigerung von über 23% der Industrieproduktion sowie eine Erhöhung der Landwirtschaftsproduktion von 
2.2%. Die Arbeitslosenquote betrug laut offiziellen Statistiken der Republik in der 1. Hälfte 2015 rund 15.2%, 
was von Experten jedoch als zu niedrig angezweifelt wird. Der monatliche Durchschnittslohn in Tschetschenien 
liegt bei 21.703 Rubel (landesweit: 31.200 Rubel), die durchschnittliche Rentenhöhe bei 10.460 Rubel 
(landesweit: 10.919 Rubel). Die Höhe des Existenzminimums für die erwerbsfähige Bevölkerung ist mit 7.471 
Rubel pro Monat festgelegt (landesweit: 8.900 Rubel), für Rentner mit 5.799 Rubel (landesweit: 6.800 Rubel) 
und für Kinder mit 5.949 Rubel (landesweit: 7.800 Rubel). Korruption ist nach wie vor weit verbreitet und große 
Teile der Wirtschaft werden von wenigen, mit dem politischen System eng verbundenen Familien kontrolliert. 
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Laut einem rezenten Bericht der International Crisis Group gibt es glaubwürdige Berichte, wonach öffentliche 
Bedienstete einen Teil ihres Gehalts an den nach Kadyrovs Vater benannten und von dessen Witwe geführten 
Wohltätigkeitsfonds abführen müssen. Der 2004 gegründete Fonds baut Moscheen und verfolgt Charity-
Projekte, Kritiker werfen ihm jedoch vor, als Vehikel zur persönlichen Bereicherung Kadyrovs und der ihm 
nahestehenden Gruppen zu dienen. Selbst die nicht als regierungskritisch geltende Tageszeitung "Kommersant" 
bezeichnete den Fonds als eine der intransparentesten NGOs des Landes (ÖB Moskau 10.2015). 
 

Die materiellen Lebensumstände für die Mehrheit der tschetschenischen Bevölkerung haben sich dank großer 
Zuschüsse aus dem russischen Föderalen Budget nach Angaben von internationalen Hilfsorganisationen seit 
2007 verbessert – ausgehend von sehr niedrigem Niveau. Die Durchschnittslöhne in Tschetschenien liegen 
spürbar über denen in den Nachbarrepubliken. Die ehemals zerstörte Hauptstadt Tschetscheniens Grosny ist 
inzwischen dank föderaler Gelder fast vollständig wieder aufgebaut. Gleichwohl bleiben Arbeitslosigkeit und 
daraus resultierende Armut der Bevölkerung das größte soziale Problem. Der Schulbesuch ist grundsätzlich 
möglich und findet unter zunehmend günstigen materiellen Bedingungen statt. Nach Angaben der Vereinten 
Nationen entspricht die Anzahl der Lehrer wieder dem Niveau vor den Tschetschenienkriegen, allerdings sei die 
Versorgung mit Lernmitteln häufig noch unzureichend. Wohnraum bleibt ein Problem. Nach Schätzungen der 
Vereinten Nationen wurden in den Tschetschenienkriegen seit Anfang der neunziger Jahre über 150.000 private 
Häuser sowie ca. 73.000 Wohnungen zerstört. Die Auszahlung von Kompensationsleistungen für 
kriegszerstörtes Eigentum ist noch nicht abgeschlossen. Problematisch ist auch in diesem Zusammenhang die 
Korruption (es wird davon ausgegangen, dass 30-50% gewährter Kompensationssummen als Schmiergelder 
gezahlt werden müssen) (AA 5.1.2016). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (5.1.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Russischen Föderation 

 

 - ÖB Moskau (10.2015): Asylländerbericht Russische Föderation 
 

Sozialbeihilfen 
 

Das soziale Sicherungssystem wird von vier Institutionen getragen: 

dem Rentenfonds, dem Sozialversicherungsfonds, dem Fonds für obligatorische Krankenversicherung und dem 
Staatlichen Beschäftigungsfonds. Aus dem 1992 gegründeten Rentenfonds werden Arbeitsunfähigkeits- und 
Altersrenten gezahlt. Das Rentenalter wird mit 60 Jahren bei Männern und bei 55 Jahren bei Frauen erreicht. Die 
Rentenreform sieht die Gründung der nichtstaatlichen Rentenfonds vor, die neben der Grundversicherung einen 
zusätzlichen privaten Teil der Rente ermöglichen. Der Sozialversicherungsfonds finanziert das Mutterschaftsgeld 
(bis zu 18 Wochen), Kinder- und Krankengeld. Das Krankenversicherungssystem umfasst eine garantierte 
staatliche Minimalversorgung, eine Pflichtversicherung und eine freiwillige Zusatzversicherung. Vom 
staatlichen Beschäftigungsfonds wird das Arbeitslosengeld (maximal ein Jahr lang) ausgezahlt. Alle 
Sozialleistungen liegen auf einem niedrigen Niveau. Renten- und Krankenversicherungsbeiträge wurden 2011 
angehoben (GIZ 2.2015c). 
 

Das Ministerium für Gesundheit und Soziales setzt die staatliche Unterstützung für sozial bedürftige Gruppen in 
der Praxis um. Vor allem die soziale Fürsorge für Familien, alte Menschen, Invaliden und Waisen soll gefördert 
werden. Personen, die soziale Unterstützung erhalten können: 
 

 - Invaliden und Veteranen des Großen Vaterländischen Krieges; 
 

 - Invaliden und Veteranen militärischer Operationen 
 

 - Invaliden mit Behinderung I., II. und III. Grades 
 

 - Ehemalige minderjährige Insassen von Konzentrationslagern 
 

 - Kinder mit Behinderung 
 

 - Arbeitsveteranen 
 

 - Arbeiter der Heimatfront (Großer Vaterländischer Krieg) 
 

 - Invaliden als Folge der Tschernobyl-Katastrophe 
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 - Menschen, die unter gesundheitlichen Folgen von Verstrahlung leiden 
 

 - Menschen die aus der Evakuierungszone der Tschernobyl-Katastrophe evakuiert wurden 
 

 - Kinder deren Eltern unter der Verstrahlung der Tschernobyl-Katastrophe leiden 
 

 - Beteiligte der Tschernobyl-Unfallfolgenbeseitigung 
 

 - Opfer politischer Repressionen 
 

 - Personen, die sich um das Land verdient gemacht haben ("Helden der Sowjetunion und Russland” etc.) 
(IOM 6.2014) 

 

Es gibt weitere Kategorien, die auf verschiedenen Rechtsgrundlagen oder unter bestimmten Programmen, die 
von regionalen Behörden geleitet werden, anspruchsberechtigt sind. Personen der o.g. Kategorien erhalten eine 
monatliche Zahlung und soziale Beihilfe, einschließlich: 
 

 - ärztlich verschriebene Medikamente 
 

 - Sanatoriumsaufenthalt 
 

 - Ausgaben im Nahverkehr (kostenfreie Fahrten im Nahverkehr am Wohnort (nicht in allen Regionen); 
Schienenverkehr in Vororte, Langstreckenreisen zu und von der Behandlungsstätte) (IOM 6.2014) 

 

Invaliden zahlen nur die Hälfte der öffentlichen Nebenkosten und haben die Möglichkeit, in besonderen 
Ausbildungseinrichtungen zu lernen. Um die oben aufgeführten Leistungen erhalten zu können, müssen 
Personen, die den genannten Kategorien angehören, Dokumente vorlegen, die die Zugehörigkeit zur 
entsprechenden Gruppe offiziell bestätigen (IOM 6.2014). 
 

Renten 
 

In der Russischen Föderation leben 37,8 Millionen Rentner (28% der Gesamtbevölkerung). Ihr hauptsächliches 
Einkommen besteht in einer Altersrente. Alle russischen Staatsbürger, die in Besitz einer Rentenversicherung 
sind, haben einen staatlich garantierten Anspruch auf den Erhalt einer Rente. Es gibt verschiedene 
Rentenformen: 
 

 - die Altersrente 
 

 - die Ruhestandsrente für die Dauer der Dienstzeit (für ehemalige Polizei- und Militärbedienstete) 
 

 - die Sozialrente 
 

 - die Hinterbliebenenrente 
 

 - Invalidenrente (IOM 6.2014) 
 

Die derzeitige Rente besteht aus einem Basisanteil von 3.910,34 RUB/Monat (ca. 115 USD). Für Rentner, die 
älter als 80 Jahre sind, in den nördlichen Regionen Russlands gearbeitet haben und einige andere Kategorien gibt 
es einen etwas erhöhten Basisanteil. Zusätzlich gibt es auch einen Versicherungsanteil und einen 
Akkumulationsanteil. In manchen Regionen, die über ausreichende Finanzmittel verfügen, gibt es zusätzliche 
Unterstützung, so z.B. in Moskau. Manche Regionen bieten in Form von Dienstleistungen zusätzliche Hilfe an 
(z.B. kostenfreie Benutzung des öffentlichen Nahverkehrs am Wohnort, Steuervergünstigungen, 
Vergünstigungen auf Medikamente sowie medizinische und orthopädische Dienstleistungen und anderes). Im 
Regelfall entrichten die Arbeitgeber den Beitrag an die Rentenversicherung für den jeweiligen Arbeitnehmer. 
Die Höhe des o. g. Basisanteils und des Versicherungsanteils wird staatlich festgelegt; der Akkumulationsanteil 
obliegt der Kontrolle durch den Rentenversicherten. Der Akkumulationsanteil wurde im Jahr 2002 eingeführt 
und spielt lediglich für Staatsbürger eine Rolle, die 1967 oder später geboren wurden. Am 1. April 2014 betrug 
die durchschnittliche Altersrente 11.600 RUB (ca. 388 USD) in ganz Russland. Eine Altersrente kann gewährt 
werden, wenn die betreffende Person mindestens 5 Jahre durchgehend versicherungspflichtig gearbeitet hat 
(IOM 6.2014). 
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Wohnungswesen 
 

Die Wohnsituation in der Russischen Föderation ist im Allgemeinen als schwierig zu bezeichnen. Die 
durchschnittliche Wohnfläche in einem Haus oder einer Wohnung liegt bei 19-20 m² pro Person (2-3mal 
weniger als in entwickelten europäischen Ländern). Diese Art der Unterkunft steht Statistiken zufolge jedoch 
weniger als 50% der Bevölkerung zur Verfügung. 2,5 Millionen Familien warten gegenwärtig auf eine staatliche 
Unterbringung in neuen größeren Unterkünften. Es wird darauf hingewiesen, dass die Wartezeiten bis zum 
Erhalt einer Unterkunft im Rahmen eines Sozialprogramms bei 15-20 Jahren liegen können. 
Anspruchsberechtigt sind Personen mit bestimmten Erkrankungen, Personen, die auf weniger als 10m² leben (die 
Größe kann von Region zu Region variieren), Familien mit 4 und mehr Kindern etc. (IOM 6.2014). 
 

In der Russischen Föderation wird die Idee des Sozialwohnungswesens verfolgt: 
 

 - Es gibt ein System der sogenannten "Sozialrente", d.h. Personen, die auf die Verbesserung ihrer 
Wohnsituation warten - zumeist Personen mit niedrigem Einkommen - erhalten eine staatliche oder 
städtische Unterkunft. Der Wohnstandard in diesen Fällen beträgt 12m² pro Person. Nach einer 
entsprechenden Entscheidung durch die zuständige Behörde wird die Unterkunft kostenlos gewährt. 

 

 - Es gibt Programme, die junge Familien mit Kindern unterstützen, in denen die Eltern jünger als 35 sind. 
Das bedeutet, dass die Familien eine spezielle Subvention erhalten oder der Staat Teile der Wohnkosten 
übernimmt bzw. ein Kredit zu Vorzugsbedingungen gewährt wird. 

 

 - Kinder aus Waisenhäusern haben mit 18 Jahren ein Anrecht auf eine Sozialwohnung vom Staat. 
 

 - Flüchtlinge und Vertriebene können temporär auf speziellen staatseigenen Grundstücken kostenlos 
untergebracht werden, sofern ihr Flüchtlingsstatus staatlich anerkannt worden ist. 

 

 - Es gibt ein System von staatlichen Institutionen für ältere Menschen, behinderte Erwachsene und 
Kinder. Sie können dort kostenlos untergebracht werden und erhalten Zugang zur medizinischen 
Versorgung. 

 

 - Es gibt staatliche Krisenzentren und Unterkünfte für Erwachsene und Kinder, die vom Ministerium für 
Gesundheit und soziale Entwicklung geführt werden, sowie ein Netzwerk von sozialen Einrichtungen, 
die auf die Unterstützung von Kindern und Familien ausgerichtet sind. 

 

 - Viele nicht-staatliche Unterkünfte werden von NGOs geführt. Staatliche Unterstützung für diese 
Einrichtungen ist ungewöhnlich und die meisten dieser Unterkünfte werden von internationalen und 
ausländischen Organisationen finanziert. Aufgrund mangelnder Finanzierung ist die Verfügbarkeit 
begrenzt und es ist nicht möglich, alle Hilfsbedürftigen zu versorgen (IOM 6.2014). 

 

Aufgrund schnell steigender Wohnraumpreise hat die breite Öffentlichkeit Schwierigkeiten, die Kosten mit dem 
durchschnittlichen Einkommen zu decken. Je nach Region variieren die Wohnraumpreise erheblich. Die teuerste 
Region ist die Stadt Moskau, gefolgt von St. Petersburg, Jekaterinburg, Sotschi und weiteren Städten mit gutem 
Wirtschaftsklima und guten Arbeitsmöglichkeiten (IOM 6.2014). 
 

Arbeitslosigkeit 
 

Jeder Arbeitslose (außer Schülern, Studenten und Rentnern) kann einen Antrag auf Arbeitslosenhilfe stellen. Um 
die Arbeitslosenhilfe zu erhalten, müssen russische Staatsbürger bei den Beschäftigungszentren des 
Bundesarbeits- und Beschäftigtendienstes ("Rostrud") an ihrem Wohnort (entsprechend dem Meldestempel im 
Pass) gemeldet sein. Die Arbeitsagentur wird dem Arbeitsuchenden innerhalb von 10 Tagen nach der 
Übermittlung seiner Dokumente entsprechende Stellen anbieten. Nimmt der Arbeitsuchende keine der 
angebotenen Stellen an, erhält er den Arbeitslosen-Status und die Arbeitslosenhilfe wird für ihn berechnet. Die 
Beihilfe wird auf Basis des Durchschnitts-Einkommens berechnet, das die Person während der letzten 
Beschäftigung bezogen hat; die Beihilfe ist jedoch begrenzt durch ein Minimum und ein Maximum, das durch 
die Russische Gesetzgebung festgelegt wurde. Seit 2009 liegt die minimale Beihilfe bei RUB 850 (25 USD) im 
Monat und das Maximum bei RUB 4.900 (143 USD). Die Beihilfe wird monatlich gezahlt, vom ersten Tag der 
offiziellen Anerkennung der Arbeitslosigkeit (IOM 6.2014). 
 

Quellen: 
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 - GIZ Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH (2.2015c): Russland, 
Gesellschaft, http://liportal.giz.de/russland/gesellschaft/, Zugriff 3.4.2015 

 

 - IOM – International Organisation of Migration (6.2014): 

Länderinformationsblatt Russische Föderation 
 

Krankenversicherung 
 

Seit dem 1. Januar 2011 gibt es ein neues Gesetz über die Krankenpflichtversicherung. Vor dem 1. Mai 2011 gab 
es in den verschiedenen Regionen unterschiedliche Krankenversicherungen, danach traten neue Regeln für den 
Abschluss einer universellen Krankenversicherung in Kraft. Die Änderung der Krankenversicherungen tritt nach 
und nach in den einzelnen Regionen in Kraft. Die versicherten Personen sollen medizinische Versorgung in 
Gesundheitszentren kostenfrei erhalten mit sowohl den alten als auch den neuen Krankenversicherungen. Die 
alten Krankenversicherungen bleiben so lange in Kraft, bis sie durch die neue Versicherung ersetzt werden, egal 
welche Gültigkeitsdauer auf der alten Krankenversicherung angegeben ist. Es gibt keine Richtlinie, die die 
Dauer des Austausches der Krankenversicherungen festlegt. Wenn jetzt ein Versicherungsnehmer seinen Job 
wechselt oder verlässt, bleibt die Versicherung gültig und es ist nicht notwendig, eine neue Versicherung 
abzuschließen. Im Rahmen der Krankenpflichtversicherung (OMS) können russische Staatsbürger eine 
kostenlose medizinische Grundversorgung in Anspruch nehmen, die durch staatliche Finanzmittel, 
Versicherungsbeiträge und andere Quellen finanziert wird (IOM 6.2014). 
 

Die kostenlose Versorgung soll folgende Bereiche abdecken: 
 

 - Notfallhilfe 
 

 - ambulante Versorgung und Vorsorgemedikamente, Diagnose und Behandlung von Krankheiten zuhause 
und in Polikliniken 

 

 - Behandlung im Krankenhaus (IOM 6.2014). 
 

Jede OMS-registrierte Person hat eine Krankenversicherung mit einer individuellen Nummer, wodurch ihnen der 
Zugang zur kostenfreien medizinischen Versorgung auf dem Gebiet der Russischen Föderation garantiert wird; 
unabhängig von ihrem Wohnort. Bei der Anmeldung in einer Klinik muss zunächst die 
Versicherungsbescheinigung vorgelegt werden, es sei denn, es handelt sich um einen Notfall. Die 
Notfallbehandlung kann von allen russischen Staatsbürgern kostenlos in Anspruch genommen werden, 
unabhängig davon ob sie krankenversichert sind oder nicht. Um eine Krankenversicherung zu erhalten, müssen 
die Bürger an eine der Krankenversicherungen einen Antrag stellen und die folgenden Dokumente vorlegen: 
Antrag, Identifikationsdokument (für Erwachsene über 14 Jahre ein Reisepass oder vorläufiger Ausweis, für 
Kinder die Geburtsurkunde und den Pass bzw. vorläufigen Ausweis des Erziehungsberechtigten) und u.U. die 
Versicherungspolice der Rentenpflichtversicherung. Die Aufnahme in die Krankenversicherung sowie die 
Erneuerung sind kostenfrei. Für Kinder bis einschließlich 14 Jahren existiert ein gesondertes System der 
kostenlosen medizinischen Versorgung, sofern eine Registrierung in der Krankenpflichtversicherung (OMS) 
vorliegt. Kinder, die älter als 14 sind werden in der Regel in medizinischen Einrichtungen für Erwachsene 
behandelt. Einige Kliniken (staatliche und private) bieten kostenlose medizinische Konsultationen über das 
Internet an. Ausländische Staatsbürger haben in Russland nur Zugang zur medizinischen Grundversorgung, d.h. 
zur notfallmedizinischen Behandlung. Darüber hinausgehende Behandlungen werden in Rechnung gestellt und 
sind entweder durch direkte Zahlung an die jeweilige Klinik oder gegebenenfalls über die Krankenversicherung 
des Ausländers zu begleichen. Medizinische Versorgung gegen Bezahlung wird von privaten 
Gesundheitseinrichtungen unabhängig von der jeweiligen Staatsangehörigkeit angeboten. Umfragen zufolge 
haben 35% der Bevölkerung eine medizinische Serviceleistung gegen Bezahlung bereits in Anspruch 
genommen. Aufgrund der hohen Kosten kann der Großteil der Bevölkerung von dieser Möglichkeit jedoch 
keinen Gebrauch machen. Neben der geschilderten Krankenpflichtversicherung können sowohl russische 
Staatsbürger als auch Ausländer gegen Bezahlung eine Freiwillige Krankenversicherung (DMS) abschließen, die 
immer weiter verbreitet ist. Ein Netz von Versicherungsgesellschaften bietet die entsprechenden 
Dienstleistungen an, wobei die Kosten für eine Versicherung - je nach Ruf der Versicherung und des gebotenen 
Servicepakets - zwischen 400 und mehreren tausend USD liegen können. Die meisten 
Versicherungsgesellschaften bevorzugen die Zusammenarbeit mit juristischen Personen. In den vergangenen 
zehn Jahren sind jedoch zunehmend Versicherungsprogramme für Privatpersonen aufgelegt worden (IOM 
6.2014). 
 

Quellen: 
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 - IOM – International Organisation of Migration (6.2014): 

Länderinformationsblatt Russische Föderation 
 

Medizinische Versorgung 
 

Das Recht auf kostenlose medizinische Grundversorgung für alle Bürger ist in der Verfassung verankert. 
Russland weist zwar im internationalen Vergleich eine vergleichsweise hohe Anzahl der Ärzte und der 
Krankenhäuser pro Kopf der Bevölkerung auf, das noch aus der Sowjetzeit stammende Gesundheitssystem bleibt 
aber ineffektiv (GIZ 2.2015c). Die Einkommen des medizinischen Personals sind noch immer vergleichsweise 
niedrig. Dies hat zu einem System der faktischen Zuzahlung durch die Patienten geführt, obwohl ärztliche 
Behandlung eigentlich kostenfrei ist. Infektionskrankheiten wie Tuberkulose und insbesondere HIV/AIDS, 
breiten sich weiter aus. In die Modernisierung des Gesundheitswesens werden erhebliche Geldmittel investiert. 
Ziel ist es, die staatliche Gesundheitsversorgung technisch und verwaltungsmäßig so effizient zu machen, dass 
sie ab 2015 weitgehend durch die Einnahmen der gesetzlichen Krankenversicherung finanziert werden kann (AA 
11.2014a, vgl. GIZ 2.2015c). In Moskau, St. Petersburg und einigen anderen Großstädten gibt es einige meist 
private Krankenhäuser, die hinsichtlich der Unterbringung und der technischen und fachlichen Ausstattung auch 
höheren Ansprüchen gerecht werden. Notfallbehandlungen in staatlichen Kliniken sind laut Gesetz grundsätzlich 
kostenlos. Die Apotheken in den großen Städten der Russischen Föderation haben ein gutes Sortiment, wichtige 
Standardmedikamente sind vorhanden. Medikamentenfälschungen mit unsicherem Inhalt kommen allerdings vor 
(AA 1.4.2015b). 
 

Laut Gesetz hat jeder Mensch Anrecht auf kostenlose medizinische Hilfestellung in dem gemäß "Programm der 
Staatsgarantien für kostenlose medizinische Hilfestellung" garantierten Umfang. Von diesem Programm sind alle 
Arten von medizinischer Versorgung (Notfallhilfe, ambulante Versorgung, stationäre Versorgung, spezialisierte 
Eingriffe) erfasst. Kostenpflichtig sind einerseits Serviceleistungen (Einzelzimmer u.Ä.), andererseits jene 
medizinischen Leistungen, die auf Wunsch des Patienten durchgeführt werden (z.B. zusätzliche Untersuchungen, 
die laut behandelndem Arzt nicht indiziert sind). Staatenlose, die dauerhaft in Russland leben, sind bezüglich 
ihres Rechts auf medizinische Hilfe russischen Staatsbürgern gleichgestellt. Bei Anmeldung in der Klinik muss 
die Krankenversicherungskarte (oder die Polizze) vorgelegt werden, womit der Zugang zur medizinischen 
Versorgung auf dem Gebiet der Russischen Föderation gewährleistet ist. Personen haben das Recht auf freie 
Wahl der medizinischen Anstalt und des Arztes, allerdings mit Einschränkungen. Für einfache medizinische 
Hilfe, die in der Regel in Polikliniken erwiesen wird, haben Personen das Recht die medizinische Anstalt nicht 
öfter als einmal pro Jahr, unter anderem nach dem territorialen Prinzip (d.h. am Wohn-, Arbeits- oder 
Ausbildungsort), zu wechseln. Davon ausgenommen ist ein Wechsel im Falle einer Änderung des Wohn- oder 
Aufenthaltsortes. In der ausgewählten Organisation können Personen ihren Allgemein- bzw. Kinderarzt nicht 
öfter als einmal pro Jahr wechseln. Falls eine geplante spezialisierte medizinische Behandlung im Krankenhaus 
nötig wird, erfolgt die Auswahl der medizinischen Anstalt durch den Patienten gemäß der Empfehlung des 
betreuenden Arztes oder selbständig, falls mehrere medizinische Anstalten zur Auswahl stehen. Das territoriale 
Prinzip sieht vor, dass die Zuordnung zu einer medizinischen Anstalt anhand des Wohn-, Arbeits-, oder 
Ausbildungsorts erfolgt. Das bedeutet aber auch, dass die Inanspruchnahme einer medizinischen 
Standardleistung (gilt nicht für Notfälle) in einem anderen, als dem "zuständigen" Krankenhaus, bzw. bei einem 
anderen, als dem "zuständigen" Arzt, kostenpflichtig ist. Selbstbehalte sind nicht vorgesehen. Die Versorgung 
mit Medikamenten ist grundsätzlich bei stationärer Behandlung, sowie bei Notfallbehandlungen kostenlos. Es 
wird aber berichtet, dass in der Praxis die Bezahlung von Schmiergeld zur Durchführung medizinischer 
Untersuchungen und Behandlungen teilweise durchaus erwartet wird (ÖB Moskau 10.2014). 
 

Das Gesundheitswesen wird im Rahmen der "Nationalen Projekte", die aus Rohstoffeinnahmen finanziert 
werden, modernisiert. So wurden landesweit 7 föderale Zentren mit medizinischer Spitzentechnologie und 12 
Perinatalzentren errichtet, Transport und Versorgung von Unfallopfern verbessert sowie Präventions- und 
Unterstützungsprogramme für Mütter und Kinder entwickelt. Schrittweise werden die Gehälter für das 
medizinische Personal angehoben sowie staatliche Mittel in die Modernisierung bestehender Kliniken investiert 
(GIZ 2.2015c). 
 

Quellen: 
 

 - AA – Auswärtiges Amt (11.2014a): Russische Föderation – Innenpolitik, 

http://www.auswaertiges-
amt.de/sid_167537BE2E4C25B1A754139A317E2F27/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/RussischeFoede
ration/Innenpolitik_node.html, Zugriff 1.4.2015 
 

 - AA – Auswärtiges Amt (1.4.2015b): Russische Föderation – Reise- und Sicherheitshinweise, 
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http://www.auswaertiges-amt.de/sid_93DF338D07240C852A755BB27CDFE343/DE/Laenderinformationen/00-
SiHi/Nodes/RussischeFoederationSicherheit_node.html, Zugriff 1.4.2015 
 

 - GIZ Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GmbH (2.2015c): Russland, 
Gesellschaft, http://liportal.giz.de/russland/gesellschaft/, Zugriff 1.4.2015 

 

 - ÖB Moskau (10.2014): Asylländerbericht Russische Föderation 
 

Tschetschenien 
 

Zur aktuellen Lage der medizinischen Versorgung liegen unterschiedliche Einschätzungen vor. Nach Angaben 
des IKRK soll die Situation der Krankenhäuser für die medizinische Grundversorgung inzwischen das 
durchschnittliche Niveau in der Russischen Föderation erreicht haben. Problematisch bleibt laut IKRK die 
Personallage im Gesundheitswesen, da viele Ärzte und medizinische Fachkräfte Tschetschenien während der 
beiden Kriege verlassen haben (AA 5.1.2016). 
 

Das Gesundheitssystem in Tschetschenien wurde seit den zwei Kriegen großteils wieder aufgebaut. Die 
Krankenhäuser sind neu und die Ausrüstung modern, jedoch ist die Qualität der Leistungen nicht sehr hoch 
aufgrund des Mangels an qualifiziertem Personal (Landinfo 26.6.2012). 
 

Es ist sowohl primäre, als auch spezialisierte Gesundheitsversorgung verfügbar. Die Krankenhäuser sind in 
einem besseren Zustand, als in den Nachbarrepubliken, da viele erst vor kurzem erbaut worden sind. Laut 
föderalem Gesetz werden bestimmte Medikamente kostenfrei zur Verfügung gestellt, z.B. Medikamente gegen 
Krebs und Diabetes. Auch gibt es bestimmte Personengruppen, die bestimmte Medikamente kostenfrei erhalten. 
Dazu gehören Kinder unter drei Jahren, Kriegsveteranen, schwangere Frauen und Onkologie- und HIV-
Patienten. Verschriebene Medikamente werden in staatlich lizensierten Apotheken kostenfrei gegen Vorlage des 
Rezeptes abgegeben (DIS 1.2015, vgl. hierzu auch Kapitel 24.7 Medikamente). 
 

Die Einkommen des medizinischen Personals liegen unter dem Durchschnitt. Dies hat zu einem System der 
faktischen Zuzahlung durch die Patienten geführt, obwohl ärztliche Behandlung eigentlich kostenfrei ist (AA 
3.2016a). Falls z.B. innerhalb der Familie nicht genügend Geld für eine teure Operation vorhanden ist, kann man 
sich an eine in der Clanstruktur höher stehende Person wenden. Aufgrund bestehender Clanstrukturen sind die 
Familien in Tschetschenien finanziell besser abgesichert als in anderen Teilen Russlands (BAMF 10.2013). 
 

Aufgrund der Bewegungsfreiheit im Land, ist es – wie für alle Bürger der Russischen Föderation – auch für 
Tschetschenen möglich, bei Krankheiten, die in Tschetschenien nicht behandelbar sind, zur Behandlung in 
andere Teile der Russischen Föderation zu reisen (vorübergehende Registrierung) (vgl. dazu Kapitel 21. 
Bewegungsfreiheit/Meldewesen). Krebsbehandlung wurde zum größten Teil außerhalb der Republik 
Tschetschenien gemacht, jedoch wurde kürzlich ein onkologisches Krankenhaus fertiggestellt mit dem man bald 
Chemotherapie, Strahlentherapie und Operationen durchführen möchte. Im letzten Jahr wurden insgesamt ca. 
3.000 Patienten zu unterschiedlichen Behandlungen in Krankenhäuser in anderen Republiken geschickt (DIS 
1.2015). 
 

Quellen: 
 

 - AA – Auswärtiges Amt (5.1.2016): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Russischen Föderation 

 

 - AA – Auswärtiges Amt (3.2016a): Russische Föderation – Innenpolitik, 

http://www.auswaertiges-
amt.de/sid_167537BE2E4C25B1A754139A317E2F27/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/RussischeFoede
ration/Innenpolitik_node.html, Zugriff 27.5.2016 
 

 - BAMF – Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (10.2013): 

Protokoll zum Workshop Russische Föderation/Tschetschenien am 21.-22.10.2013 in Nürnberg 
 

 - DIS – Danish Immigration Service (1.2015): Security and human rights in Chechnya and the situation of 
Chechens in the Russian Federation – residence registration, racism and false accusations; Report from 
the Danish Immigration Service’s fact finding mission to Moscow, Grozny and Volgograd, the Russian 
Federation; From 23 April to 13 May 2014 and Paris, France 3 June 2014, 
http://www.ecoi.net/file_upload/90_1423480989_2015-01-dis-chechnya-fact-finding-mission-
report.pdf, Zugriff 27.5.2016 
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 - Landinfo (26.6.2012): Chechnya and Ingushetia: Health services, 
http://www.ecoi.net/file_upload/1226_1363793751_2322-1landinfo.pdf, Zugriff 27.5.2016 

 

Gesundheitseinrichtungen in Tschetschenien 
 

Gesundheitseinrichtungen, die die ländlichen Gebiete Tschetscheniens abdecken sind "Achkhoy-Martan RCH” 
(regional central hospital), "Vedenskaya RCH", "Grozny RCH", "Staro-Yurt RH” (regional hospital), 
"Gudermessky RCH", "Itum-Kalynskaya RCH", "Kurchaloevskaja RCH", "Nadterechnaye RCH", 
"Znamenskaya RH", "Goragorsky RH", "Naurskaya RCH", "Nozhai-Yurt RCH", "Sunzhensk RCH", Urus-
Martan RCH", "Sharoy RH", "Shatoïski RCH", "Shali RCH", "Chiri-Yurt RCH", "Shelkovskaya RCH", "Argun 
municipal hospital N° 1" und "Gvardeyskaya RH" (BDA CFS 31.3.2015). 
 

Gesundheitseinrichtungen, die alle Gebiete Tschetscheniens abdecken, sind: "The Republican hospital of 
emergency care" (former Regional Central Clinic No. 9), "Republican Centre of prevention and fight against 
AIDS", "The National Centre of the Mother and Infant Aymani Kadyrova", "Republican Oncological 
Dispensary", "Republican Centre of blood transfusion", "National Centre for medical and psychological 
rehabilitation of children", "The Republican Hospital", "Republican Psychiatric Hospital", "National Drug 
Dispensary", "The Republican Hospital of War Veterans", "Republican TB Dispensary", "Clinic of 
pedodontics", "National Centre for Preventive Medicine", "Republican Centre for Infectious Diseases", 
"Republican Endocrinology Dispensary", "National Centre of purulent-septic surgery", "The Republican dental 
clinic", "Republican Dispensary of skin and venereal diseases", "Republican Association for medical diagnostics 
and rehabilitation", "Psychiatric Hospital ‘Samashki’, "Psychiatric Hospital ‘Darbanhi’", "Regional Paediatric 
Clinic", "National Centre for Emergency Medicine", "The Republican Scientific Medical Centre", "Republican 
Office for forensic examination", "National Rehabilitation Centre", "Medical Centre of Research and 
Information", "National Centre for Family Planning", "Medical Commission for driving licenses" und "National 
Paediatric Sanatorium ‘Chishki’" (BDA CFS 31.3.2015). 
 

Städtische Gesundheitseinrichtungen in Grosny sind: "Clinical Hospital N° 1 Grozny", "Clinical Hospital for 
children N° 2 Grozny", "Clinical Hospital N° 3 Grozny", "Clinical Hospital N° 4 Grozny", "Hospital N° 5 
Grozny", "Hospital N° 6 Grozny", "Hospital N° 7 Grozny", "Clinical Hospital N° 10 in Grozny", "Maternity N° 
2 in Grozny", "Polyclinic N° 1 in Grozny", "Polyclinic N° 2 in Grozny", 

"Polyclinic N° 3 in Grozny", "Polyclinic N° 4 in Grozny", 

"Polyclinic N° 5 in Grozny", "Polyclinic N° 6 in Grozny", 

"Polyclinic N° 7 in Grozny", "Polyclinic N° 8 in Grozny", "Paediatric polyclinic N° 1", "Paediatric polyclinic N° 
3 in Grozny", "Paediatric polyclinic N° 4 in Grozny", "Paediatric polyclinic N° 5", "Dental complex in Grozny", 
"Dental Clinic N° 1 in Grozny", "Paediatric Psycho-Neurological Centre", "Dental Clinic N° 2 in Grozny" und 
"Paediatric Dental Clinic of Grozny" (BDA CFS 31.3.2015). 
 

Quellen: 
 

 - BDA – Belgium Desk on Accessibility (31.3.2015): Accessibility of healthcare: Chechnya, Country 
Fact Sheet via MedCOI 

 

Behandlungsmöglichkeiten von psychiatrischen Krankheiten (z.B. PTBS, Depressionen, akutes Stresssyndrom, 
Panische Störungen, Schizophrenie etc.) 
 

Psychiatrische Behandlungen für diverse psychische Behandlungen durch einen Psychologen/Psychiater sind in 
der gesamten Russischen Föderation verfügbar. Es gibt auch psychiatrische Krisenintervention bei 
Selbstmordgedanken z.B. im Psychiatric Clinical Hospital #1 in Moskau (BMA 7754). 
 

Posttraumatische Belastungsstörung ist in der gesamten Russischen Föderation behandelbar. Z.B. im 
Alexeevskaya (Kacshenko) hospital, Zagorodnoye shosse 2, Moscow (BMA 6051). Dies gilt unter anderem auch 
für Tschetschenien z.B. im Republican Psychoneurological Dispenser, Verkhoyanskaya Str. 10, Grosny (BMA 
6551, vgl. BMA 7979). 
 

Wie in anderen Teilen Russlands werden auch in Tschetschenien mentale Krankheiten hauptsächlich mit 
Medikamenten behandelt, und es gibt nur selten eine Therapie. Die Möglichkeiten für psychosoziale Therapie 
oder Psychotherapie sind aufgrund des Mangels an notwendiger Ausrüstung, Ressourcen und qualifiziertem 
Personal in Tschetschenien stark eingeschränkt. Es gibt keine spezialisierten Institutionen für PTBS, jedoch sindt 
follow-up und Psychotherapie möglich. Ambulante Konsultationen und Krankenhausaufenthalte sind im 
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Republican Psychiatric Hospital of Grozny für alle in Tschetschenien lebende Personen kostenlos. Auf die 
informelle Zuzahlung wird hingewiesen. Üblicherweise zahlen Personen für einen Termin wegen psychischen 
Problemen zwischen 700-2000 Rubel. Bei diesem Krankenhaus ist die Medikation bei stationärer und 
ambulanter Behandlung kostenfrei (BDA 31.3.2015). 
 

Während es in Moskau unterschiedliche Arten von Therapien gibt (kognitive Verhaltenstherapie, 
Desensibilisierung und Aufarbeitung durch Augenbewegungen (EMDR) und Narrative Expositionstherapie), um 
PTSD zu behandeln (BMA 7980), gibt es in Tschetschenien nur Psychotherapie und diese in eingeschränktem 
Maß (BMA 7979). Diverse Antidepressiva sind aber in der gesamten Russischen Föderation verfügbar (BMA 
7754, BMA 7979). 
 

Quellen: 
 

 - MedCOI (11.3.2015): BMA 6551 
 

 - MedCOI (7.11.2014): BMA 6051 
 

 - MedCOI (1.4.2016): BMA 7979 
 

 - MedCOI (1.4.2016): BMA 7980 
 

 - MedCOI (26.2.2016): BMA 7754 
 

 - MedCOI (31.3.2015): BDA, Accessibility of healthcare: Chechnya, Country Report, S. 23 
 

Behandlungsmöglichkeiten HIV/AIDS / Hepatitis C / Tuberkulose 
 

HIV/AIDS ist in der Russischen Föderation mittels antiretroviraler Medikamente behandelbar, beispielsweise im 
Moscow HIV Center (BMA 7828) oder auch im Center of AIDS and infectious diseases prophylaxis and 
treatment in St. Petersburg (BMA 5411). Dies gilt auch für Tschetschenien, z.B. im Republican HIV center in 
Grosny (BMA 7927). 
 

Hepatitis C ist sowohl in der Russischen Föderation (BMA 7828), als auch in Tschetschenien behandelbar 
(BMA 7927). Z.B. im European Medical Center in Moskau (BMA 7828) oder im Republican HIV center in 
Grosny (BMA 7927). 
 

(Multiresistente) Tuberkulose ist beispielsweise im European Medical Center in Moskau behandelbar (BMA 
6591). In Tschetschenien beispielsweise ist Tuberkulose in jedem Teil der Republik behandelbar, z.B. in 
Gudermes, Naderetchnyj, Shali, Shelkovskyj und Grosny. Es gibt in Grosny auch eine eigene Abteilung für 
Kinder (BDA 31.3.2015). 
 

Quellen: 
 

 - MedCOI (27.5.2014): BMA 5411 
 

 - MedCOI (16.2.2016): BMA 7828 
 

 - MedCOI (14.4.2016): BMA 7927 
 

 - MedCOI (24.3.2015): BMA 6591 
 

 - MedCOI (31.3.2015): BDA, Accessibility of healthcare: Chechnya, Country Report, S. 23 
 

Medikamente 
 

Die Versorgung mit Medikamenten erfolgt: 
 

a) In ambulanten Kliniken, städtischen und Gebietskrankenhäusern sowie im Falle einer Behandlung zu Hause, 
auf Kosten des Patienten; ausgenommen sind Personen, die einer der Kategorien angehören, die einen Anspruch 
auf staatlich finanzierte Medikamente haben. 
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b) In 24-Stunden-Krankenhäusern und Tageskliniken werden die Ausgaben von der staatlichen 
Krankenversicherung (OMS) und den lokalen Budgets gedeckt. Dies bedeutet, dass Medikamente kostenlos an 
entsprechend pflichtversicherte Patienten herausgegeben werden. 
 

c) im Rahmen einer Notfallversorgung sind die benötigten Medikamente kostenlos; nicht nur innerhalb einer 
Klinik, sondern auch außerhalb (IOM 6.2014). 
 

Im Allgemeinen gilt, dass alle russischen Staatsbürger - sowohl im Rahmen einer Krankenpflichtversicherung 
als auch anderweitig versicherte - für etwaige Medikamentenkosten selbst aufkommen. Ausnahmen von dieser 
Regelung gelten nur für besondere Personengruppen, die an bestimmten Erkrankungen leiden und denen 
staatliche Unterstützung zuerkannt worden ist (einschließlich kostenloser Medikation, Sanatoriumsbehandlung 
und Transport (Nahverkehr und regionale Züge). Die Behandlung und die Medikamente für einige Krankheiten 
werden auch aus regionalen Budgets bestritten. Die Liste von Erkrankungen, die Patienten berechtigen, 
Medikamente kostenlos zu erhalten, wird vom Ministerium für Gesundheit erstellt. Sie umfasst: 
Makrogenitosomie, multiple Sklerose, Myasthenie, Myopathie, zerebrale Ataxie, Parkinson, Glaukom, geistige 
Erkrankungen, adrenokortikale Insuffizienz, AIDS/HIV, Schizophrenie und Epilepsie, systemisch chronische 
Hauterkrankungen, Bronchialasthma, Rheumatismus, rheumatische Gicht, Lupus Erythematosus, Morbus 
Bechterew, Diabetes, Hypophysen-Syndrom, zerebral-spastische Kinderlähmung, fortschreitende zerebrale 
Pseudosklerose, Phenylketonurie, intermittierende Porphyrie, hämatologische Erkrankungen, Strahlenkrankheit, 
Lepra, Tuberkulose, akute Brucellose, chronisch-urologische Erkrankungen, Syphillis, Herzinfarktnachsorge (6 
Monate nach dem Infarkt), Aorten- und Mitralklappenersatz, Organtransplantationen, Mukoviszidose bei 
Kindern, Kinder unter 3 Jahren, Kinder unter 6 Jahren aus sehr kinderreichen Familien, im Falle bettlägeriger 
Patienten erhält ein Angehöriger oder Sozialarbeiter die Medikamente gegen Verschreibung (IOM 6.2014). Die 
Medikamentenpreise sind von Region zu Region und, teilweise auch in Abhängigkeit von der Lage einer 
Apotheke unterschiedlich, da es in der Russischen Föderation keine Fixpreise für Medikamente gibt. Die Preise 
für Aspirin-Tabletten in Moskauer Apotheken liegen beispielsweise zwischen 40 (ca. 1,28 USD) und 180 RUB 
(ca. 5,80 USD) (IOM 6.2014). 
 

Quellen: 
 

 - IOM – International Organisation of Migration (6.2014): 

Länderinformationsblatt Russische Föderation 
 

Behandlung nach Rückkehr 
 

Die Abschiebung von russischen Staatsangehörigen aus Österreich nach Russland erfolgt in der Regel im 
Rahmen des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Russischen Föderation über die 
Rückübernahme (im Folgenden: Rückübernahmeabkommen). Der Abschiebung geht, wenn die betroffene 
Person in Österreich über kein gültiges Reisedokument verfügt, ein Identifizierungsverfahren durch die 
russischen Behörden voraus. Wird dem Rückübernahmeersuchen stattgegeben, wird für diese Personen von der 
Russischen Botschaft in Wien ein Heimreisezertifikat ausgestellt. Gemäß Rückübernahmeabkommen muss die 
Rückstellung 10 Tage vor Ankunft in der Russischen Föderation den russischen Behörden mitgeteilt werden. 
Wenn die rück zu übernehmende Person im Besitz eines gültigen Reisedokuments ist, muss kein 
Rückübernahmeersuchen gestellt werden. Bei Ankunft in der Russischen Föderation wird den Abgeschobenen 
von einem Mitarbeiter des Föderalen Migrationsdiensts der Russischen Föderation ein Fragebogen ausgehändigt. 
Das Ausfüllen dieses Fragebogens beruht auf Freiwilligkeit. Darin werden u.a. Fragen zum beabsichtigten 
Wohnsitz in Russland gestellt, zum Grund des Verlusts des Reisedokuments und ob man in dem Land, aus dem 
man abgeschoben wurden, ordentlich behandelt wurde. Dieser Fragebogen dient laut Auskunft der russischen 
Seite dazu, die lokalen Stellen des Föderalen Migrationsdienstes am Ort des beabsichtigten Wohnsitzes zu 
informieren, dass eine Überprüfung der Identität und der Staatsangehörigkeit bereits im Zuge der 
Rückübernahme stattgefunden hat und somit nicht nochmals erforderlich ist. Bei der Rückübernahme eines 
russischen Staatsangehörigen, nach dem in der Russischen Föderation eine Fahndung läuft, wird die 
ausschreibende Stelle über die Abschiebung informiert wird und, falls ein Haftbefehl aufrecht ist, kann diese 
Person in Untersuchungshaft genommen werden. Informationen zur weiteren Situation von Abgeschobenen nach 
ihrer Rückkehr in die Russische Föderation liegen der Botschaft nicht vor. Im November 2012 wurde ein per 
Sammelflug aus Österreich abgeschobener Tschetschene auf Grundlage eines Haftbefehls wegen KFZ-
Diebstahls unmittelbar nach seiner Ankunft am Flughafen in Moskau verhaftet. Wenige Tage später wurde ein 
weiterer, mit demselben Flug abgeschobener, Tschetschene in Grosny inhaftiert. Über beide Fälle wurde in den 
österreichischen Medien intensiv berichtet. Zur allgemeinen Situation von Rückkehrern (freiwilligen 
Rückkehrern und Abgeschobenen) wird darauf hingewiesen, dass die der Botschaft vorliegenden Informationen 
sich in erster Linie auf Rückkehrer nach Tschetschenien beziehen. Laut einem Bericht des 
Menschenrechtszentrums Memorial Komitee Bürgerbeteiligung sind "in Tschetschenien alle gefährdet, die nach 
einer langen Abwesenheit nach Tschetschenien zurückkehren". Von anderer Seite wurde berichtet, dass 
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Rückkehrer nach Tschetschenien mit verschiedenen Problemen konfrontiert sein können. Einerseits stehen 
Rückkehrer, ebenso wie die restliche Bevölkerung vor den alltäglichen Problemen der Region. Dies betrifft in 
erster Linie die hohe Arbeitslosigkeit (laut offiziellen Quellen lag diese im Mai 2014 bei 22,8%), die 
Wohnungsfrage und die Beschaffung von Dokumenten sowie die Registrierung. Viele Häuser wurden für den 
Neubau von Grosny abgerissen und der Kauf einer Wohnung sei für viele unerschwinglich, die Arbeitslosigkeit 
sei um einiges höher als in den offiziellen Statistiken angegeben und bei der Beschaffung von Dokumenten 
würden oft Schmiergeldzahlungen erwartet. Darüber hinaus stellen Rückkehrer eine besonders verwundbare 
Gruppe dar, da sie ein leichtes Opfer im Antiterrorkampf darstellen. Um die Statistiken zur 
Verbrechensbekämpfung aufzubessern, würden zum Teil Strafverfahren fabriziert und ehemaligen Flüchtlingen 
angelastet. Andererseits können Rückkehrer auch ins Visier staatlicher Behörden kommen, weil vermutet wird, 
dass sie tatsächlich einen Grund zur Flucht aus Tschetschenien hatten, d.h. Widerstandskämpfer waren oder 
welche kennen. Manchmal würden Rückkehrer gezwungen, für staatliche Behörden zu spionieren. Eine 
allgemein gültige Aussage über die Gefährdung von Personen nach ihrer Rückkehr nach Tschetschenien könne 
nicht getroffen werden, da dies stark vom Einzelfall und von der individuellen Situation des Rückkehrers 
abhängt. Von einer NGO in Tschetschenien, die freiwillige Rückkehrer betreut, wurde mitgeteilt, dass freiwillige 
Rückkehrer bei Behördenkontakten in der Regel nicht mit besonderen Problemen konfrontiert seien. Es sei 
weder ein besonders Prozedere für Rückkehrer noch Befragungen vorgesehen. Rückkehrer müssten auch bei der 
Neuausstellung von Dokumenten keine besonderen Fragen beantworten, viele seien ohnehin noch im Besitz 
ihres russischen Inlandspasses. Sogar wenn ein Heimreisezertifikat vorgelegt werde, würde dies nicht zu 
Problemen führen, da den Behörden die Situation in diesem Fall ohnehin klar wäre. Nichtsdestotrotz wurde 
mitgeteilt, dass es Einzelfälle gab, wo freiwillige Rückkehrer mit Heimreisezertifikaten bei Ankunft am 
Flughafen Moskau für einige Stunden angehalten wurden. Es sei ein Fall bekannt, wo ein freiwilliger 
Rückkehrer angeblich als ehemaliger Widerstandskämpfer "mitgenommen worden sei". Zur Wohnungssituation 
wurde mitgeteilt, dass Rückkehrer in der Regel bei Verwandten unterkommen (ÖB Moskau 10.2014). Dem 
Auswärtigen Amt sind keine Fälle bekannt, in denen russische Staatsangehörige bei ihrer Rückkehr nach 
Russland allein deshalb staatlich verfolgt wurden, weil sie zuvor im Ausland einen Asylantrag gestellt hatten. 
Mit dem Föderationsgesetz von 1993 wurde ein Registrierungssystem geschaffen, nach dem Bürger den 
örtlichen Stellen des Innenministeriums ihren gegenwärtigen Aufenthaltsort und ihren Wohnsitz melden müssen. 
Voraussetzung für eine Registrierung ist die Vorlage des Inlandspasses und nachweisbarer Wohnraum. Nur wer 
eine Bescheinigung seines Vermieters vorweist, kann sich registrieren lassen. Kaukasier haben jedoch größere 
Probleme als Neuankömmlinge anderer Nationalität, überhaupt einen Vermieter zu finden (AA 10.6.2013). 
 

Quellen: 
 

 - AA – Auswärtiges Amt : Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen 
Föderation 

 

 - ÖB Moskau : Asylländerbericht Russische Föderation 
 

2. Beweiswürdigung: 
 

Der zuständige Einzelrichter des Bundesverwaltungsgerichtes kommt nach nochmaliger Befragung zur 
Überzeugung, dass die BF ein völlig erfundenes Vorbringen erstattet haben und einzig aus wirtschaftlichen 
Gründen Asyl begehren. 
 

Nach nochmaliger Befragung der erwachsenen Beschwerdeführer im Rahmen der Beschwerdeverhandlung vom 
19.09.2017 kommt das erkennende Gericht zum klaren Ergebnis, dass die BF einzig aus asylfremden Motiven, 
wohl aus wirtschaftlichen Gründen, die Russische Föderation verlassen haben und in Österreich Asyl begehren. 
Die nochmalige Befragung des BF1 und der BF2 ergibt ganz eindeutig, dass diese mit allen Mitteln versuchen, 
Sachverhalte zu behaupten, die sich in dieser Form niemals zugetragen haben. 
 

Einleitend ist festzuhalten, dass die Beschwerdeführer im Wesentlichen ein Vorbringen erstatten, welches 
praktisch jeder Tschetschene, der über irgendwelche familiäre Bindungen ins Ausland verfügt, gleichlautend 
vortragen könnte. Tatsächlich beschränken sich die Angaben des BF1 auf diverse Themenbereiche, die von 
vielen Asylsuchenden aus der Russischen Föderation vorgetragen werden, nämlich angebliche Bedrohung wegen 
Auslandsaufenthalt irgendwelcher Angehöriger, Hilfestellung für Menschenrechtsorganisationen, die 
irgendwann bekannt wurde sowie Verfolgung im Zusammenhang mit der Teilnahme von Familienmitgliedern an 
den beiden Tschetschenienkriegen. 
 

Die Beschwerdeführer sind im gesamten Beschwerdeverfahren jeglichen Beweis schuldig geblieben, sodass im 
Wesentlichen das erkennende Gericht sich auf das einzig verfügbare Beweismittel, nämlich die Einvernahme der 
erwachsenen Beschwerdeführer zu stützen hat. Diesbezüglich bestehen aber bereits Bedenken zum 
Wahrheitsgehalt der Angaben, wenn die beiden erwachsenen Beschwerdeführer übereinstimmend behaupten, 
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überhaupt keine Angaben über die angebliche Reisebewegung aus Tschetschenien bis Österreich angeben zu 
können, wo diese etwa die Russische Föderation verlassen haben, durch welche Länder sie gereist sind und an 
welchem Ort sie dann in das Gebiet der Europäischen Union bzw. in das Schengengebiet eingereist sind. Da 
beide erwachsenen Beschwerdeführer des Lesens kundig sind, erscheint es dem erkennenden Gericht nicht 
nachvollziehbar, dass diese bei einer geschilderten Fahrt in einem größeren PKW nicht erkennen sollten, durch 
welche Landesteile der Russischen Föderation sie die Reise bis zur ukrainischen Grenze unternehmen, müsste 
doch aus Straßenschildern, Hinweistafeln, etc. leicht nachvollziehbar sein, in welchem Landesteil man sich 
derzeit befindet. 
 

Nicht überzeugend ist auch die Behauptung, dass die beiden erwachsenen Beschwerdeführer angeblich einen 
Anruf erhalten haben sollen, dass gerade zuhause eine Hausdurchsuchung stattfindet, wobei interessanterweise 
die BF2 vor der Behörde noch ganz eindeutig sagen kann, dass die Mutter des BF2 diesen telefonisch gewarnt 
hätte, im Zuge der Beschwerdeverhandlung ist sie sich dessen nicht mehr so sicher und vermeint, dass der Anruf 
auch von seinem Onkel erfolgt sein könnte. 
 

Warum angesichts einer behaupteten Verfolgung des BF1 dieser dann jedoch gemeinsam mit der BF2 sich bei 
einem nahen Angehörigen versteckt haben soll, bis dann die Mutter des BF1 und ein Onkel die Kinder von 
zuhause zu diesem Versteck gebracht hätten, ist verwunderlich, zumal für allfällige Verfolger es ein Leichtes 
gewesen wäre, einfach zuzuwarten, bis irgendjemand aus der Familie die Kinder abholt und offensichtlich zu 
dem im Versteck lebenden BF1 bringen möchte. Sollte tatsächlich irgendein Interesse an der Person des BF1 
bestanden haben, dann ist auch nicht ohne weiteres erklärbar, warum – nach so vielen Jahren - genau zu einem 
Zeitpunkt, als dieser mit der BF2 nicht zuhause ist, eine Hausdurchsuchung stattfinden sollte, wäre doch auch 
möglich gewesen, den BF1 bzw. die BF2 in deren Geschäft in XXXX aufzusuchen, von welchem ja die 
Öffnungszeiten eruierbar sind. 
 

Überhaupt nicht nachvollziehbar für das erkennende Gericht ist weiters, dass die Beschwerdeführer nunmehr in 
der Beschwerdeverhandlung für die Zeit zwischen der Rückkehr aus Inguschetien, also mit XXXX , und der 
Ausreise 2016 die Behauptung aufstellen, dass BF1 andauernd große Probleme gehabt hätte und es zu dauernden 
Festnahmen des BF1 gekommen sei. Solche Ereignisse haben die beiden erwachsenen Beschwerdeführer 
nämlich im Zuge der mehrmaligen Einvernahmen vor der belangten Behörde nicht ausgeführt, sondern sich 
primär auf einen Vorfall am XXXX gestützt, bei welchem angeblich eine Hausdurchsuchung stattgefunden 
haben soll und bei welchem ein Bruder des BF1 mitgenommen worden sein soll. 
 

Warum die erwachsenen Beschwerdeführer angesichts einer angeblichen Tätigkeit des BF1 für Memorial in 
Inguschetien, angesichts zahlreicher Probleme nach der Rückkehr im Jahr XXXX bis 2016 in Tschetschenien 
geblieben sein sollten, wo die BF2 doch bis zum Jahr XXXX in Inguschetien ein vergleichbares Geschäft für 
Kleidung führen konnte, dies ist nicht ersichtlich, zumal die erwachsenen Beschwerdeführer nicht darlegen 
können, warum sie unbedingt in Tschetschenien verbleiben mussten, obwohl doch angeblich dem BF1 dort 
latent eine große Gefährdung drohte. 
 

Was die angeblichen Probleme im Zusammenhang mit dem Bruder des BF1 namens XXXX betrifft, trat eine 
völlige Unglaubwürdigkeit der Angaben zutage, da die Aussagen der BF2 zu diesem eigenen Schwager völlig 
von den Angaben des BF1 abweichen. Wie bereits dargestellt, hat der BF1 zu diesem Bruder umfangreich 
geschildert, was dieser in den Jahren XXXX oder XXXX im Zusammenhang mit Skinheads und Polizeiorganen 
in XXXX erlebt haben soll, nach 2013 soll dieser aus der Untersuchungshaft entlassen worden sei und hätte 
dieser dann versucht, im Jahr 2015 nach Europa zu fliehen und sei dann wegen der missglückten Flucht nach 
Europa wieder nach Tschetschenien zurückgekehrt. Die BF2 schildert zu diesem Schwager, dem genannten 
Bruder XXXX jedoch ganz anderes, nämlich dass diesem bei einer Operation in XXXX die Milz entfernen 
musste, nämlich im Jahr XXXX . Dieser genannte Schwager sei im Jänner 2016 zu ihnen nach XXXX 
gekommen und hätte natürlich erzählt, was er alles erlebt habe. 
 

Wenn die BF2 diesbezüglich schildert, dass dieser Schwager "einfach so festgenommen wurde", weil er aus der 
Familie des BF1 stamme, so ist dieses Vorbringen bereits deshalb völlig unglaubwürdig, als die BF2 beide 
Zeitpunkte, nämlich die Inhaftierung von XXXX in XXXX als auch die Operation der Milz mit dem Jahr 2015 
einschränkt. Da der genannte Schwager das alles Anfang 2016 in Tschetschenien erzählt haben soll, kann auch 
nicht ernsthaft angenommen werden, dass die BF2 sich diesbezüglich im Datum irrt, als der Schwager dann doch 
erzählt haben muss, dass er erst im Vorjahr eine schwere Operation hatte bzw. im Jahr 2015 in Haft war. 
 

Sofern zum diesbezüglichen Vorhalt die BF2 vermeinte, dass sie sich mit Jahreszahlen schwer tue, vermag dies 
nicht zu überzeugen. 
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Verwunderlich ist darüber hinaus, wenn in der abschließenden Stellungnahme vom 03.10.2017 nunmehr auch 
die Behauptung aufgestellt wird, dass der genannte Bruder des BF1 sowohl 2012 als auch 2015 längere Zeit im 
Gefängnis und auch im Spital gewesen sei und die BF2 deshalb gedanklich in beiden Szenarien gewesen wäre 
und im Stress die Zuordnung nicht habe vornehmen können. Warum der genannte Bruder jedoch auch im Jahr 
2015 längere Zeit im Gefängnis und auch im Spital gewesen sein sollte, das lässt sich aus den sonstigen 
Schilderungen im verwaltungsbehördlichen Verfahren nicht ableiten, sodass offensichtlich diese Schilderungen 
über die Probleme des angeblichen Probleme des angeblichen Bruders Tamerlan nicht stimmen können. 
 

Glaubhaft ist allenfalls, dass dieser in den Jahren XXXX oder eben auch XXXX schwere Operationen ( 
Entfernung der Milz) auf sich nehmen musste, weshalb auch die Vorlage einer Sterbeurkunde für einen 
angeblichen Bruder, welche im Übrigen keinerlei Hinweis auf die Todesursache beinhaltet, kein Hinweis darauf 
ist, dass dieser als eine Art Geisel für die Rückkehr des BF1 genommen wurde, vielmehr sind schwerwiegende 
Operationen ein Indiz dafür, dass der genannte Bruder schlichtweg eines natürlichen Todes verstorben ist und 
darüber eine Sterbeurkunde angelegt wurde. 
 

Angesichts der von der belangten Behörde eingesehenen Berichte erscheint auch nicht glaubhaft, dass einzig 
wegen der Teilnahme irgendwelcher Verwandter im Ausland – welche konkret demonstriert haben sollen wurde 
im behördlichen Verfahren auch nicht konkret dargestellt – ein plötzliches Interesse am BF1 entstanden sein 
sollte und kann keinesfalls nachvollzogen werden, dass die tschetschenischen Autoritäten einen Mord am Bruder 
des BF1 begehen sollten, nur um die Rückkehr des BF1 zu erwirken, um diesen dann zum Auslandsaufenthalt 
irgendwelcher Verwandten zu befragen. 
 

Wie die belangte Behörde zutreffend dargestellt hat, halten sich entfernte Verwandte des BF1 offensichtlich seit 
mehr als 14 Jahren im Ausland auf. Warum gerade im Jahr 2016 nach 13 Jahren, in denen die Behörden 
offensichtlich keine Verbindung herstellen konnten und keinerlei Nachfragen erfolgten - dies für die 
tschetschenischen Behörden einen konkreten Grund bewirken sollte, den BF1 zu verfolgen, obwohl doch nicht 
dargelegt wurde, dass irgendein Angehöriger im Ausland sich besonders regimekritisch hervortun sollte, dies 
alles ist im Verborgenen geblieben. 
 

Was nunmehr das Vorbringen in der Beschwerdeverhandlung betrifft, dass es angeblich mit einem engen 
Mitarbeiter des tschetschenischen Präsidenten ein persönliches Problem der BF2 gegeben haben soll, weil dieser 
Kleidung aus ihrem Geschäft entwendet haben soll, ohne es zu bezahlen und es deshalb zu Bedrohungen 
gekommen sein soll, ist auszuführen, dass dieses gesamte Vorbringen im verwaltungsbehördlichen Verfahren 
nicht einmal angedeutet wurde, weder vom BF1 noch von der BF2. 
 

Von beiden Beschwerdeführern wurde auch zu keinem Zeitpunkt bis zur Beschwerdeverhandlung erzählt, dass 
die BF2 direkt davon betroffen gewesen sein soll, dass es in der Einkaufsstraße, in dem ihr Geschäft etabliert 
war, eine Brandstiftung gegeben hätte, vorher die Geschäfte jedoch ausgeräumt worden sein sollen und eine 
Vorsprache beim Bürgermeister von XXXX – sinngemäß - ergeben hätte, dass dieser selbst gestohlene Kleidung 
von diesem Vorfall anhatte und der Bürgermeister von XXXX einzig gesagt hätte, dass die sich beschwerenden 
Geschäftsführer verschwinden und ihn in Ruhe lassen sollen. Warum solche gravierenden Angaben im Laufe 
eines umfangreichen behördlichen Verfahrens nicht getätigt wurden, ist letztlich nicht erklärbar, zumal beide 
Beschwerdeführer, wie dargestellt vor der Behörde auch danach gefragt wurden, ob sie in irgendeiner Form mit 
der engeren Umgebung des tschetschenischen Präsidenten Kontakt oder gar Probleme gehabt hätten. Wie 
dargestellt haben sie beide diese Frage vor der Behörde eindeutig verneint, zumal der BF1 ausdrücklich 
angegeben hat, dass er "mit solchen Leuten nichts zu tun hatte und versuchte, solche Kontakte zu vermeiden." 
Auffallend ist darüber hinaus, dass der BF1 bei der Schilderung dieser angeblichen Plünderungen im Sommer 
2015 nicht einmal wissen will, wer der Anführer dieser Übeltäter gewesen sein soll, er könne das nicht konkret 
sagen, viele Militärs seien dabei gewesen. Warum die eigene Gattin, die BF2, dann jedoch einen engen 
Mitarbeiter des tschetschenischen Präsidenten namentlich nennen kann und diese darüber hinaus eigentlich keine 
Anzeigen bei der Polizei wie der BF1 schildert, sondern eine völlig erfolglose Vorsprache bei einer näher 
beschriebenen Verwaltungsbehörde, in welcher dieser Mitarbeiter von KADYROW tätig sein soll, dies alles ist 
für das erkennende Gericht völlig unerklärlich geblieben und letztlich ein Hinweis darauf, dass die 
Beschwerdeführer diesbezüglich sich offensichtlich auf mediale Berichte beschränken, die sie in die eigene 
Fluchtgeschichte einzuarbeiten versuchen. 
 

Diesbezüglich fällt auf, dass der BF1 erst im Zuge der Beschwerdeverhandlung die Behauptung aufstellt, dass 
sich alle seine Verwandten an Kundgebungen beteiligen würden. Auf nähere Nachfrage, ob es auch in Österreich 
jemand aus seiner Familie gäbe, der sich zum Regime kritisch äußere, vermeinte er einzig allgemein, dass es 
"auch in Österreich Oppositionelle gebe", um auf weitere Nachfrage einzugestehen, dass seine Verwandten in 
Österreich keinerlei Interviews, etc. geben würden, sich einzig an Kundgebungen beteiligen würden. Zu diesen 
Verwandten befragt, musste der Beschwerdeführer dann jedoch eingestehen, dass er zu diesen Verwandten 
eigentlich überhaupt keinen Kontakt hatte, und auch nicht ausführen kann, warum diese überhaupt aus der 
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Russischen Föderation ausgereist sind. Eine enge familiäre Bindung kann demzufolge auch nicht angenommen 
werden, sodass auch in Summe diesbezüglich offenkundig ist, dass die BF irgendwelche medialen Berichte über 
angebliche theoretische Probleme von Tschetschenen benützen, um diese in die eigene Erzählung einzubringen. 
 

Dem erkennenden Gericht erscheint auch höchst zweifelhaft und auch geradezu unglaubwürdig, dass der BF1 
eine Mitgliedskarte über eine angebliche Tätigkeit für XXXX in Inguschetien bei sich zuhause aufbewahren 
sollte, zumal nicht erkennbar ist, dass er eine solche Legitimation in Tschetschenien überhaupt verwenden 
könnte. Diesbezüglich ist angesichts der offenkundigen Unwahrheiten in den Erzählungen der beiden 
erwachsenen Beschwerdeführer davon auszugehen, dass der BF1 keinerlei interessante Dokumente bei sich 
zuhause verwahrt hat, die im Zuge einer Hausdurchsuchung aufgefunden wurden, auch diesbezüglich beschränkt 
sich das Vorbringen auf nicht belegbare Behauptungen, die theoretisch von jedem Bürger Tschetscheniens 
gleichlautend vorgetragen werden könnten. 
 

Dass der BF1 tatsächlich – wie von ihm behauptet – vergessen hätte, dass er eine Bestätigung von XXXX aus 
dem Jahr XXXX über so viel Jahre ohne konkrete Sinnhaftigkeit aufbewahren würde, dies erscheint dem 
erkennenden Gericht völlig unglaubwürdig. Auffallend ist darüber hinaus, dass auch der BF1 seine Erzählung 
zum eigenen Bruder wie im Rahmen der Beschwerdeverhandlung nicht auf das Jahr 2012 oder 2013 einschränkt, 
sondern genauso wie die BF2 die Behauptung aufstellt, dass die Erlebnisse des eigenen Bruders im Jahr 2015 in 
XXXX stattgefunden hätten. 
 

Mit seiner eigenen Aussage vor der Behörde konfrontiert, vermeinte der BF1 nunmehr, dass "es derselbe 
Vorfall" sei, nur stimme etwas mit den Jahreszahlen auch nicht. Auch diese Argumentation ist verwunderlich, 
vermeinen die Beschwerdeführer doch in der abschließenden Stellungnahme vom 03.10.2017, dass es zwei 
unterschiedliche Vorfälle gegeben hätte, der genannte Bruder des BF1 sei sowohl im Jahr 2012 als auch im Jahr 
2015 in XXXX längere Zeit im Gefängnis und auch im Spital gewesen. Es kann sich demzufolge somit auch 
nicht um "denselben Vorfall" handeln, es ist vielmehr davon auszugehen, dass die beiden Beschwerdeführer ihr 
Vorbringen für die Beschwerdeverhandlung bezogen auf den angeblichen Bruder XXXX abgesprochen haben, 
dabei jedoch die Angaben des BF1 vor der Behörde nicht mehr in Erinnerung hatten. 
 

Die diesbezüglichen Erklärungsversuche des BF1, dass er bei den Schilderungen vor der belangten Behörde 
noch keinen Kontakt mit XXXX hatte, erweisen sich als unzutreffend, tätigte er diese Angaben doch im 
September 2016, somit zu einem Zeitpunkt, zu welchem sein Bruder bereits längstens tot war, sodass in Summe 
unzweifelhaft feststeht, dass die Beschwerdeführer einfach die Unwahrheit im Verfahren angegeben haben. 
 

Was die angeblichen Probleme der BF2 mit nahen Mitarbeitern des tschetschenischen Präsidenten betrifft, sind 
diese Angaben wie dargestellt ebenfalls unglaubwürdig bzw. sind diese Angaben vom Neuerungsverbot des § 20 
Abs. 1 BFA-VG umfasst, da all diese Sachverhaltsaspekte zum Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesamtes 
bereits bekannt waren und nicht erkannt werden kann, dass die BF nicht in der Lage gewesen wären, diese 
Tatsachen bereits vor der Behörde vorzubringen. 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

3.1. Zuständigkeit, Entscheidung durch Einzelrichter: 
 

Gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 des Bundesgesetzes, mit dem die allgemeinen Bestimmungen über das Verfahren vor dem 
Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl zur Gewährung von internationalem Schutz, Erteilung von 
Aufenthaltstiteln aus berücksichtigungswürdigen Gründen, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von 
aufenthaltsbeendenden Maßnahmen sowie zur Ausstellung von österreichischen Dokumenten für Fremde 
geregelt werden (BFA-Verfahrensgesetz - BFA-VG), BGBl I 87/2012 idgF entscheidet das 
Bundesverwaltungsgericht über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl. 
 

Gemäß § 6 des Bundesgesetzes über die Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes 
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG), BGBl I 10/2013 entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch 
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. 
 

Gegenständlich liegt somit mangels anderslautender gesetzlicher Anordnung in den anzuwendenden Gesetzen 
Einzelrichterzuständigkeit vor. 
 

3.2. Anzuwendendes Verfahrensrecht: 
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Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG 
geregelt (§ 1 leg.cit.). Gemäß § 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft. 
 

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über 
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
1991, BGBl. 51/1991 (AVG) mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der 
Bundesabgabenordnung BGBl. Nr. 194/1961 (BAO), des Agrarverfahrensgesetzes BGBl. Nr. 173/1950 
(AgrVG), und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 BGBl. Nr. 29/1984 (DVG), und im Übrigen jene 
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde 
in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden 
gehabt hätte. 
 

§ 1 BFA-VG (Bundesgesetz, mit dem die allgemeinen Bestimmungen über das Verfahren vor dem Bundesamt 
für Fremdenwesen und Asyl zur Gewährung von internationalem Schutz, Erteilung von Aufenthaltstiteln aus 
berücksichtigungswürdigen Gründen, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen sowie zur Ausstellung von österreichischen Dokumenten für Fremde geregelt werden, BFA-
Verfahrensgesetz, BFA-VG), BGBl I 87/2012 idF BGBl I 144/2013 bestimmt, dass dieses Bundesgesetz 
allgemeine Verfahrensbestimmungen beinhaltet, die für alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt 
für Fremdenwesen und Asyl, vor Vertretungsbehörden oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor 
dem Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere Verfahrensbestimmungen im AsylG und FPG bleiben unberührt. 
 

Gemäß §§ 16 Abs. 6, 18 Abs. 7 BFA-VG sind für Beschwerdevorverfahren und Beschwerdeverfahren, die §§ 13 
Abs. 2 bis 5 und 22 VwGVG nicht anzuwenden. 
 

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern 
die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. 
 

Zu A) 
 

Asyl: 
 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 hat die Behörde einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf 
internationalen Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zuständigkeit 
eines anderen Staates zurückzuweisen ist, den Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, 
dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention 
droht. 
 

Flüchtling iSd. Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (idF des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge BGBl. 78/1974) ist, wer sich "aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu 
werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht 
gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich außerhalb des Landes 
seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt 
ist, in dieses Land zurückzukehren. 
 

Zentraler Aspekt dieses Flüchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. 
Wohlbegründet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. z.B. VwGH v. 
22.12.1999, Zl. 99/01/0334; VwGH v. 21.12.2000, Zl. 2000/01/0131; VwGH v. 25.01.2001, Zl. 2001/20/0011). 
Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, 
sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgründen) fürchten würde. 
 

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche 
Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die 
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des 
vorigen Aufenthaltes zu begründen. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit 
einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (VwGH 
v. 21.12.2000, Zl. 2000/01/0131; VwGH v. 25.01.2001, Zl. 2001/20/011). Für eine "wohlbegründete Furcht vor 
Verfolgung" ist es nicht erforderlich, dass bereits Verfolgungshandlungen gesetzt worden sind; sie ist vielmehr 
bereits dann anzunehmen, wenn solche Handlungen zu befürchten sind (VwGH v. 26.02.1997, Zl. 95/01/0454; 
VwGH v. 09.04.1997, Zl. 95/01/0555), denn die Verfolgungsgefahr - Bezugspunkt der Furcht vor Verfolgung - 
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bezieht sich nicht auf vergangene Ereignisse (vgl. VwGH v. 18.04.1996, Zl. 95/20/0239; vgl. auch VwGH v. 
16.02.2000, Zl. 99/01/097), sondern erfordert eine Prognose. 
 

Verfolgungshandlungen, die in der Vergangenheit gesetzt worden sind, können im Rahmen dieser Prognose ein 
wesentliches Indiz für eine Verfolgungsgefahr sein (vgl. dazu VwGH v. 09.03.1999, Zl. 98/01/0318). Die 
Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt 
(VwGH v. 09.09.1993, Zl. 93/01/0284; VwGH v. 15.03.2001, Zl. 99/20/0128); sie muss Ursache dafür sein, dass 
sich der Asylwerber außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorherigen Aufenthaltes befindet. 
Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen Aufenthaltes 
zurechenbar sein (VwGH v. 16.06.1994, Zl. 94/19/0183; VwGH v. 18.02.1999, Zl. 98/20/0468). Relevant kann 
aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn der Asylbescheid erlassen wird; auf 
diesen Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit 
Verfolgung aus den genannten Gründen zu befürchten habe (vgl. VwGH v. 09.03.1999, Zl. 98/01/0318; VwGH 
v. 19.10.2000, Zl. 98/20/0233). 
 

Wenn Asylsuchende in bestimmten Landesteilen vor Verfolgung sicher sind und ihnen insoweit auch zumutbar 
ist, den Schutz ihres Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen, bedürfen sie nicht des Schutzes durch Asyl (vgl. 
zB VwGH 24.3.1999, 98/01/0352 mwN; 15.3.2001, 99/20/0036; 15.3.2001, 99/20/0134). Damit ist nicht das 
Erfordernis einer landesweiten Verfolgung gemeint, sondern vielmehr, dass sich die asylrelevante 
Verfolgungsgefahr für den Betroffenen – mangels zumutbarer Ausweichmöglichkeit innerhalb des 
Herkunftsstaates – im gesamten Herkunftsstaat auswirken muss (VwGH 9.11.2004, 2003/01/0534). Das 
Zumutbarkeitskalkül, das dem Konzept einer "inländischen Flucht- oder Schutzalternative" (VwGH 9.11.2004, 
2003/01/0534) innewohnt, setzt daher voraus, dass der Asylwerber dort nicht in eine ausweglose Lage gerät, 
zumal da auch wirtschaftliche Benachteiligungen dann asylrelevant sein können, wenn sie jede 
Existenzgrundlage entziehen (VwGH 8.9.1999, 98/01/0614, 29.3.2001, 2000/20/0539). Eine solche 
Ausweichmöglichkeit besteht für die BF jedenfalls, haben sie doch über viele Jahre ohne Probleme in 
Inguschetien gelebt und dort durch den Verkauf von Kleidung das Auslangen gefunden. 
 

Eine Verfolgung, dh. ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche 
Sphäre des Einzelnen, kann nur dann asylrelevant sein, wenn sie aus den in der Genfer Flüchtlingskonvention 
genannten Gründen (Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder 
politische Gesinnung) erfolgt, und zwar sowohl bei einer unmittelbar von staatlichen Organen ausgehenden 
Verfolgung als auch bei einer solchen, die von Privatpersonen ausgeht (VwGH vom 27.01.2000, 99/20/0519, 
VwGH vom 22.03.2000, 99/01/0256, VwGH vom 04.05.2000, 99/20/0177, VwGH vom 08.06.2000, 
99/20/0203, VwGH vom 21.09.2000, 2000/20/0291, VwGH vom 07.09.2000, 2000/01/0153, u.a.). 
 

Relevant kann darüber hinaus nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung 
vorliegen, auf diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der 
Asylwerber mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer 
Flüchtlingskonvention genannten Gründen zu befürchten habe (VwGH vom 19.10.2000, Zl. 98/20/0233). 
 

Nach den getroffenen Feststellungen und den beweiswürdigenden Überlegungen ist das Vorbringen bezüglich 
der Bedrohung und versuchten Festnahme des BF1 völlig unglaubwürdig, kann daher der rechtlichen 
Beurteilung nicht zu Grunde gelegt werden. Auch das Vorbringen betreffend einen angeblichen Bruder des BF1, 
der angeblich in der Haft getötet worden sein soll, war völlig unglaubwürdig, ebenso die Schilderungen der BF2 
über Probleme mit einem engen Mitarbeiter des Tschetschenischen Präsidenten. 
 

Die Beschwerde gegen den Spruchpunkt I des bekämpften Bescheides war sohin in Anwendung des § 3 Abs. 1 
AsylG iVm § 20 BFA-VG als unbegründet abzuweisen. 
 

Subsidiärer Schutz: 
 

Wird einem Fremden der Status des Asylberechtigten nicht zuerkannt, hat die Behörde von Amts wegen zu 
prüfen, ob dem Fremden der Status eines subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen ist. 
 

§ 8 Abs. 3 iVm. § 11 Abs. 1 AsylG 2005 beschränkt den Prüfungsrahmen auf den Teil des Herkunftsstaates des 
Antragstellers, in dem für den Antragsteller keine begründete Furcht vor Verfolgung und keine tatsächliche 
Gefahr, einen ernsthaften Schaden zu erleiden, besteht. Gemäß § 1 Abs. 1 Z 17 AsylG ist unter dem 
Herkunftsstaat der Staat zu verstehen, dessen Staatsangehörigkeit der Fremde besitzt oder im Falle der 
Staatenlosigkeit, der Staat seines früheren gewöhnlichen Aufenthaltes. 
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Wird der Antrag auf internationalen Schutz eines Fremden in Bezug auf die Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten abgewiesen, ordnet § 8 Abs. 1 AsylG 2005 an, dass dem Fremden der Status des subsidiär 
Schutzberechtigten zuzuerkennen ist, wenn eine mögliche Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung 
des Fremden in seinen Herkunftsstaat für ihn eine reale Gefahr einer Verletzung in seinem Recht auf Leben (Art. 
2 EMRK iVm den Protokollen Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über 
die Abschaffung der Todesstrafe oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten über die vollständige Abschaffung der Todesstrafe) oder eine Verletzung in seinem Recht auf 
Schutz vor Folter oder unmenschlicher Behandlung oder erniedrigender Strafe oder Behandlung (Art. 3 EMRK) 
oder für den Fremden als Zivilperson eine reale Gefahr einer ernsthaften individuellen Bedrohung des Lebens 
oder der Unversehrtheit seiner Person infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen bewaffneten Konfliktes mit sich bringen würde. 
 

Unter realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegründete Gefahr ("a sufficiently 
real risk") möglicher Konsequenzen für den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen (vgl. etwa VwGH vom 
19.02.2004, Zl. 99/20/0573, mwN auf die Judikatur des EGMR). Es müssen stichhaltige Gründe für die 
Annahme sprechen, dass eine Person einem realen Risiko einer unmenschlichen Behandlung ausgesetzt wäre 
und es müssen konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass gerade die betroffene Person einer derartigen 
Gefahr ausgesetzt sein würde. Die bloße Möglichkeit eines realen Risikos oder Vermutungen, dass der 
Betroffene ein solches Schicksal erleiden könnte, reichen nicht aus. 
 

Nach der Judikatur des EGMR obliegt es der betroffenen Person, die eine Verletzung von Art. 3 EMRK im Falle 
einer Abschiebung behauptet, so weit als möglich Informationen vorzulegen, die den innerstaatlichen Behörden 
und dem Gerichtshof eine Bewertung der mit einer Abschiebung verbundenen Gefahr erlauben (vgl. EGMR vom 
05.07.2005 in Said gg. die Niederlande). Bezüglich der Berufung auf eine allgemeine Gefahrensituation im 
Heimatstaat, hat die betroffene Person auch darzulegen, dass ihre Situation schlechter sei, als jene der übrigen 
Bewohner des Staates (vgl. EGMR vom 26.07.2005 N. gg. Finnland). 
 

Das Vorliegen eines tatsächlichen Risikos ist von der Behörde im Zeitpunkt der Entscheidung zu prüfen (vgl. 
EGMR vom 15.11.1996 in Chahal gg. Vereinigtes Königsreich). 
 

Gemäß der Judikatur des VwGH erfordert die Beurteilung des Vorliegens eines tatsächlichen Risikos eine 
ganzheitliche Bewertung der Gefahr an dem für die Zulässigkeit aufenthaltsbeendender Maßnahmen unter dem 
Gesichtspunkt des Art. 3 EMRK auch sonst gültigen Maßstab des "real risk", wobei sich die Gefahrenprognose 
auf die persönliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu 
beziehen hat (vgl. VwGH vom 31.03.2005, Zl. 2002/20/0582, Zl. 2005/20/0095). Dabei kann bei der Prüfung 
von außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegender Gegebenheiten nur dann in der Außerlandesschaffung des 
Antragsstellers eine Verletzung des Art. 3 EMRK liegen, wenn außergewöhnliche, exzeptionelle Umstände, 
glaubhaft gemacht sind (vgl. EGMR, Urteil vom 06.02.2001, Beschwerde Nr. 44599/98, Bensaid v United 
Kingdom; VwGH 21.08.2001, Zl. 2000/01/0443). Ob die Verwirklichung der im Zielstaat drohenden Gefahren 
eine Verletzung des Art. 3 EMRK durch den Zielstaat bedeuten würde, ist nach der Rechtsprechung des EGMR 
nicht entscheidend. 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat somit zu klären, ob im Falle der Verbringung des Asylwerbers in sein 
Heimatland Art. 2 EMRK (Recht auf Leben), Art. 3 EMRK (Verbot der Folter) oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 
13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe 
verletzt würde. 
 

Der Verwaltungsgerichtshof hat in ständiger Rechtsprechung erkannt, dass der Antragsteller das Bestehen einer 
aktuellen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten Bedrohung der relevanten Rechtsgüter glaubhaft zu 
machen hat, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffende, 
durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerte Angaben darzutun ist (vgl. VwGH vom 26.06.1997, Zl. 
95/18/1291). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstände, die in der 
Sphäre des Asylwerbers gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behörde nicht von Amts wegen verschaffen 
kann. 
 

Die Gefahr muss sich auf das gesamte Staatsgebiet beziehen, die drohende Maßnahme muss von einer 
bestimmten Intensität sein und ein Mindestmaß an Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des Art. 3 
EMRK zu gelangen. 
 

Den Fremden trifft somit eine Mitwirkungspflicht, von sich aus das für eine Beurteilung der allfälligen 
Unzulässigkeit der Abschiebung wesentliche Tatsachenvorbringen zu erstatten und dieses zumindest glaubhaft 
zu machen. Hinsichtlich der Glaubhaftmachung des Vorliegens einer derartigen Gefahr ist es erforderlich, dass 
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der Fremde die für diese ihm drohende Behandlung oder Verfolgung sprechenden Gründe konkret und in sich 
stimmig schildert und, dass diese Gründe objektivierbar sind. 
 

Weder aus den Angaben der BF zu den Gründen, die für die Ausreise aus dem Herkunftsstaat maßgeblich 
gewesen sein sollen, noch aus den Ergebnissen des Ermittlungsverfahrens ist im konkreten Fall ersichtlich, dass 
jene gemäß der Judikatur des EGMR geforderte Exzeptionalität der Umstände vorliegen würde, um die 
Außerlandesschaffung eines Fremden im Hinblick auf außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegende 
Gegebenheiten im Zielstaat im Widerspruch zu Art. 3 EMRK erscheinen zu lassen (VwGH vom 21.8.2001, Zl. 
2000/01/0443). 
 

Ausgehend von den vom BFA dargestellten und in der Beschwerdeverhandlung erörterten allgemeinen 
Länderberichten zum Herkunftsstaat besteht kein Grund davon auszugehen, dass jeder zurückgekehrte 
Staatsangehörige der Russische Föderation einer reellen Gefahr einer Gefährdung gemäß Art. 3 EMRK 
ausgesetzt wäre. 
 

Eine völlige Perspektivenlosigkeit für die BF für den Fall einer Rückkehr in die Russische Föderation kann 
somit nicht erkannt werden, verfügen diese doch in der Russischen Föderation über zahlreiche nahe Angehörige, 
dort verstehen sie die Landessprache und sind dort über Jahrzehnte sozialisiert worden. 
 

Eine ausweglose bzw. existenzbedrohende Situation im Falle einer Rückkehr in die Russische Föderation war 
demnach klar zu verneinen, haben die BF doch bis Anfang 2016 in Tschetschenien leben können; zudem ist 
nicht ersichtlich, warum die BF nicht auch in anderen Landesteilen, etwa Inguschetien, wo die BF2 bis 2009 ein 
Geschäft betrieben hat, leben könnten. 
 

Ziel des Refoulementschutzes ist es nicht, Menschen vor unangenehmen Lebenssituationen zu beschützen, 
sondern einzig und allein Schutz vor exzeptionellen Lebenssituationen zu geben. BF1 und BF2 haben beinahe 
ihr gesamtes Leben im Herkunftsstaat verbracht und dort bis zur Ausreise gelebt. Sie beherrschen die Sprache 
und sind mit den dort herrschenden Gepflogenheit vertraut. 
 

Unter Verweis auf die Länderinformationen kann für die Russische Föderation zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
schlichtweg nicht festgestellt werden, dass dort eine dermaßen schlechte wirtschaftliche Lage bzw. eine 
allgemeine politische Situation herrschen würde, die für sich genommen bereits die Zulässigkeit der 
Rückbringung in den Herkunftsstaat iSd. § 8 Abs. 1 AsylG 2005 als unzulässig erscheinen ließe. 
 

Im Falle einer Rückkehr ist daher nicht davon auszugehen, dass die BF in eine Notlage geraten würden, sie 
verfügen unverändert über ihr Haus in Tschetschenien und eine große Kernfamilie. 
 

Wie beweiswürdigend dargelegt, war auch kein Rückkehrhindernis im Lichte des Gesundheitszustandes der BF 
festzustellen. 
 

Der Verfassungsgerichtshof stellte in seinem Erkenntnis vom 06.03.2008, B 2400/07-9, die zur Frage der 
Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit Art. 3 EMRK ergangene Rechtsprechung des 
EGMR – in diesen Fällen ging es jeweils um die Frage der Abschiebung in den Herkunftsstaat – wörtlich wie 
folgt dar: 
 

"1. Der Verfassungsgerichtshof geht in Übereinstimmung mit dem EGMR (s. etwa EGMR 7.7.1989, Fall 
Soering, EuGRZ 1989, 314 [319]; 30.10.1991, Fall Vilvarajah ua., ÖJZ 1992, 309 [309]; 6.3.2001, Fall Hilal, 
ÖJZ 2002, 436 [436 f.]) davon aus, dass die Entscheidung eines Vertragsstaates, einen Fremden auszuliefern - 
oder in welcher Form immer außer Landes zu schaffen -, unter dem Blickwinkel des Art 3 EMRK erheblich 
werden und demnach die Verantwortlichkeit des Staates nach der EMRK begründen kann, wenn stichhaltige 
Gründe für die Annahme glaubhaft gemacht worden sind, dass der Fremde konkret Gefahr liefe, in dem Land, in 
das er ausgewiesen werden soll, Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung 
unterworfen zu werden (VfSlg. 13.837/1994, 14.119/1995 und 14.998/1997). 
 

... 2. Der EGMR hatte sich mehrmals mit der Frage der Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen 
Staat mit Art. 3 EMRK befasst: 
 

2.1 Im Fall D. v. the United Kingdom (EGMR 2.5.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997, 93) ging es um die 
Abschiebung eines an Aids im Endstadium erkrankten Staatsangehörigen von St. Kitts/Karibik, der bei der 
Einreise in das Vereinigte Königreich wegen Mitführens einer größeren Menge Kokain festgenommen und zu 
sechs Jahren Freiheitsstrafe verurteilt worden war. Der EGMR entschied in diesem Fall, dass zwar die 
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Abschiebung Kranker nicht schlechthin unzulässig sei. Es seien die Besonderheiten jedes Einzelfalls zu 
berücksichtigen. Im konkreten Fall befand sich der Beschwerdeführer im fortgeschrittenen Stadium einer 
unheilbaren Krankheit, sodass eine Abschiebung nach St. Kitts den Beschwerdeführer einem realen Risiko 
aussetzen würde, unter äußerst schlimmen Umständen zu sterben. Der EGMR erkannte schließlich, dass unter 
diesen außergewöhnlichen Umständen eine Abschiebung als unmenschliche Behandlung iSd Art. 3 EMRK zu 
werten sei: 
 

'In view of these exceptional circumstances and bearing in mind the critical stage now reached in the applicant's 
fatal illness, the implementation of the decision to remove him to St Kitts would amount to inhuman treatment 
by the respondent State in violation of 

Article 3 ... Although it cannot be said that the conditions which 

would confront him in the receiving country are themselves a breach of the standards of Article 3 (art. 3), his 
removal would expose him to a real risk of dying under most distressing circumstances and would thus amount 
to inhuman treatment'. 
 

Der EGMR sah somit die unmenschliche Behandlung in diesem Fall nicht bloß in der Krankheit des 
Beschwerdeführers, sondern in den besonderen Umständen, mit denen der Beschwerdeführer im Fall der 
Abschiebung konfrontiert wäre, nämlich im Risiko eines Todes unter qualvollen Umständen. 
 

2.2 Im Fall Bensaid (EGMR 6.2.2001, Appl. 44.599/98, newsletter 2001, 26), einer an Schizophrenie erkrankten 
Person, sah der EGMR in der Abschiebung nach Algerien keine Verletzung in Art. 3 EMRK. Er bestätigte zwar 
die Ernsthaftigkeit des Krankheitszustandes, erklärte jedoch, dass die Möglichkeit einer Behandlung in Algerien 
grundsätzlich gegeben sei. Die Tatsache, dass die Umstände der Behandlung in Algerien weniger günstig seien, 
als im Vereinigten Königreich, sei im Hinblick auf Art. 3 EMRK nicht entscheidend. Weiters sah der EGMR 
diesen Fall nicht mit dem unter Pkt. 2.1 dargestellten Fall D. v. the United Kingdom vergleichbar. Der EGMR 
stellte auf die "hohe Schwelle" des Art. 3 EMRK ab, wenn die Zufügung von Leid nicht in die direkte 
Verantwortung eines Vertragsstaates falle: 
 

'... the applicant faces the risk of relapse even if he stays in the United Kingdom as his illness is long term and 
requires constant management. Removal will arguably increase the risk, as will the differences in available 
personal support and accessibility of treatment... Nonetheless, medical treatment is available to the applicant in 
Algeria. The fact that the applicant's circumstances in Algeria would be less favourable than those enjoyed by 
him in the United Kingdom is not decisive from the point of view of Article 3 of the Convention... The Court 
accepts the seriousness of the applicant's medical condition. Having regard, however, to the high threshold set by 
Article 3, particularly where the case does not concern the direct responsibility of the Contracting State for the 
infliction of harm, the Court does not find that there is a sufficiently real risk that the applicant's removal in these 
circumstances would be contrary to the standards of Article 3. The case does not disclose the exceptional 
circumstances of D. v. the United Kingdom (cited above), where the applicant was in the final stages of a 
terminal illness, Aids, and had no prospect of medical care or family support on expulsion to St Kitts.' 
 

2.3 Ebenso wenig erkannte der EGMR im Fall Ndangoya (EGMR 22.6.2004, Appl. 17.868/03) eine Verletzung 
in Art. 3 EMRK durch die Abschiebung einer mit HIV infizierten, noch nicht an Aids erkrankten Person. Der 
EGMR stellte fest, dass AIDS ohne Behandlung in etwa ein bis zwei Jahren ausbrechen dürfte, dass aber eine 
medizinische Behandlung im Herkunftsland (Tanzania) möglich sei. Dann fährt der EGMR fort: 
 

'It is true that the treatment might be difficult to come by in the countryside where the applicant would prefer to 
live upon return, but the Court notes that the applicant is in principle at liberty to settle at a place where medical 
treatment is available.' 
 

2.4 Dem Fall Salkic and others (EGMR 29.6.2004, Appl. 7702/04) lag ein Sachverhalt zu Grunde, nach dem den 
Eltern nach ihrer Einreise in Schweden im Jahr 2002 ein posttraumatisches Belastungssyndrom diagnostiziert 
wurde und ein Gutachten dem 14 Jahre alten Sohn und der 8 Jahre alten Tochter ein sehr schweres Trauma 
attestierte. Der EGMR sah in der Abschiebung der Familie unter Verweis auf den o.a. Fall D. v. the United 
Kingdom keine Verletzung in Art. 3 EMRK. Der EGMR merkte dazu an: 
 

'In conclusion, the Court accepts the seriousness of the applicants mental health status, in particular that of the 
two children. However, having regard to the high threshold set by Article 3, particularly where the case does not 
concern the direct responsibility of the Contracting State for the infliction of harm, the Court does not find that 
the applicant's expulsion to Bosnia and Herzegovina was contrary to the standards of Article 3 of the 
Convention. In the Court's view, the present case does not disclose the exceptional circumstances established by 
its case-law (see, among other, D. v. the United Kingdom, cited above, §54).' 
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2.5 Auch im Fall Ovdienko (EGMR 31.5.2005, Appl. 1383/04) lag nach der Entscheidung des EGMR keine 
Verletzung von Art. 3 EMRK durch die Zurückschiebung einer an einem posttraumatischen Stresssyndrom und 
an Depressionen leidenden Person vor. Diese hatte sich seit 2002 in psychiatrischer Behandlung befunden und 
wurde teilweise in einer geschlossenen psychiatrischen Krankenanstalt behandelt. Der EGMR begründete seine 
Entscheidung neuerlich damit, dass der Beschwerdeführer nicht an einer unheilbaren Krankheit im Endstadium 
leide und verwies auf seine Entscheidung im Fall D. v. the United Kingdom: 
 

'The case does not disclose the exceptional circumstances of D. v. the United Kingdom (cited above, §49), where 
the applicant was in the final stages of a terminal illness, AIDS, and had no prospect of medical care or family 
support on expulsion to St Kitts.' 
 

2.6 Auch im Fall Hukic (EGMR 29.9.2005, Appl. 17.416/05) sah der EGMR die Abschiebung einer am Down-
Syndrom leidenden Person nicht als Verletzung von Art. 3 EMRK. Er führte aus, dass es in Bosnien-
Herzegowina Behandlungsmöglichkeiten gebe. Selbst wenn diese nicht denselben Standard wie in Schweden 
aufwiesen, nicht so leicht zu erhalten und kostenintensiver seien, würde eine Abschiebung nur bei Vorliegen 
außergewöhnlicher Umstände zu einer Verletzung von Art. 3 EMRK führen: 
 
'Here the Court would highlight that, according to established 

case-law aliens who are subject to deportation cannot in principle 

claim any entitlement to remain in the territory of a Contracting 

State in order to continue to benefit from medical, social or other 

forms of assistance provided by the deporting State. However, in 

exceptional circumstances the implementation of a decision to remove 

an alien may, owing to compelling humanitarian considerations, 

result in a violation of Article 3 ... In this respect, the Court 

observes that there is care and treatment available in the 

applicant's home country, although not of the same standard as in 

Sweden and not as readily available ... The Court is aware that the 

care and treatment, if specialized, most probably would come at considerable cost for the individual. However, 
the fact that the fourth applicant's circumstances in Bosnia and Herzegovina would be less favourable than those 
enjoyed by him in Sweden cannot be regarded as decisive from the point of view of Article 3.' 
 

2.7 Im Fall Ayegh (EGMR 7.11.2006, Appl. 4701/05) drohte einem Beschwerdeführer, dem in zwei Gutachten 
eine schwere Traumatisierung, Depressionen, Angstzustände und die Gefahr, Selbstmord zu begehen, attestiert 
wurden, die Abschiebung in den Iran. Der EGMR begründete seine Entscheidung, die Beschwerde für 
unzulässig zu erklären, damit, dass schlechtere Behandlungsmöglichkeiten im Iran kein Abschiebehindernis 
seien und dass auch die Selbstmorddrohung für den Fall der Ausweisung den Staat nicht daran hindere, die 
Abschiebung zu vollziehen, vorausgesetzt, dass konkrete Maßnahmen zur Verhinderung des angedrohten 
Selbstmordes vom Staat ergriffen werden: 
 

'In any event, the fact that the applicant's circumstances in Iran would be less favourable than those enjoyed by 
her in Sweden cannot be regarded as decisive from the point of view of Article 3 (see, Bensaid v. United 
Kingdom, no. 44599/98, §38, ECHR 2001-I; Salkic and others v. Sweden, (dec.), no. 7702/04, 29 June 2004)... 
the Court reiterates that the fact that a person, whose deportation has been ordered, threatens to commit suicide 
does not require the Contracting State to refrain from enforcing the deportation, provided that concrete measures 
are taken to prevent the threat from being realised.' 
 

2.8 Die Abschiebung der Beschwerdeführer nach Russland im Fall Goncharova & Alekseytsev (EGMR 
3.5.2007, Appl. 31.246/06) erkannte der EGMR nicht als Verletzung in Art. 3 EMRK, obwohl der 
Zweitbeschwerdeführer schwer psychisch krank war, bereits zwei Selbstmordversuche hinter sich und gedroht 
hatte, sich im Falle der Abschiebung umzubringen. Der EGMR begründete seine Entscheidung erneut - unter 
Zitierung der Entscheidung D. v. United Kingdom - damit, dass nur bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände 
Art. 3 EMRK verletzt sein könnte. Der Zweitbeschwerdeführer sei jedoch nicht in einer geschlossenen Anstalt 
gewesen und habe auch nicht ständigen Kontakt mit einem Psychiater gehabt. Auch die Drohung, im Falle der 
Abschiebung Selbstmord zu begehen, hindere den Vertragsstaat nicht daran, die Abschiebung zu veranlassen. 
Hiezu führt der EGMR aus: 
 

'... aliens who are subject to deportation cannot in principle claim any entitlement to remain in the territory of a 
Contracting State in order to continue to benefit from medical, social or other forms of assistance provided by 
the deporting State. However, in exceptional circumstances the implementation of a decision to remove an alien 
may, owing to compelling humanitarian considerations, result in a 

violation of Article 3 ... it observes that he has never been 
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committed to close psychiatric care or undergone specific treatment... not been in regular contact with a 
psychiatrist... In any event, the fact that the second applicant's circumstances in Russia will be less favourable 
than those enjoyed by him while in Sweden cannot be regarded as decisive from the point of view of 

Article 3 ... Furthermore, concerning the risk that the second 

applicant would try to commit suicide if the deportation order were enforced, the Court reiterates that the fact 
that a person, whose deportation has been ordered, threatens to commit suicide does not require the Contracting 
State to refrain from enforcing the deportation, provided that concrete measures are taken to prevent the threat 
from being realised... In the present case, the Court observes that the second applicant has tried to commit 
suicide twice 

... and that a doctor ... considered that there was a clear risk of 

suicide... The Court further takes note of the respondent Government-s submission that a deportation would be 
carried out in such a way as to minimise the suffering of the second applicant, having regard to his medical 
condition.' 
 

Zusammenfassend ergibt sich aus den erwähnten Entscheidungen, dass im Allgemeinen kein Fremder ein Recht 
hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloß um dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar 
selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder selbstmordgefährdet ist. Dass die Behandlung 
im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zugänglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es 
grundsätzlich Behandlungsmöglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem bestimmten Teil des Zielstaates gibt (vgl. 
Pkt. 2.3 Fall Ndangoya). Nur bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände führt die Abschiebung zu einer 
Verletzung in Art. 3 EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die 
Abschiebung einem realen Risiko ausgesetzt würde, unter qualvollen Umständen zu sterben (Fall D. v. the 
United Kingdom)." 
 

Der Verfassungsgerichtshof erkannte mit Verweis auf die ständige Judikatur des EGMR in seinem Erkenntnis 
vom 06.03.2008, Zl. B 2400/07-9, daher zusammenfassend "dass im Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in 
einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloß um dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst 
dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder selbstmordgefährdet ist. Dass die Behandlung im 
Zielland nicht gleichwertig, schwerer zugänglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es 
grundsätzlich Behandlungsmöglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem bestimmten Teil des Zielstaates gibt (vgl. 
Pkt. 2.3 Fall Ndangoya). Nur bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände führt die Abschiebung zu einer 
Verletzung in Art. 3 EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die 
Abschiebung einem realen Risiko ausgesetzt würde, unter qualvollen Umständen zu sterben" (VfGH vom 
06.03.2008, B 2400/07-9). 
 

Derartige Umstände sind aber im konkreten Fall nicht gegeben, die BF sind gesund. 
 

Unter Berücksichtigung des Gesundheitszustandes der BF steht eine Abschiebung Art. 3 EMRK demnach nicht 
entgegen und waren andere Gründe, die gegen ihre Rückkehr sprechen, nicht feststellbar. Die BF sind darauf zu 
verweisen, dass offensichtlich die gesamte Kernfamilie in Tschetschenien weiterhin aufhältig ist. Die BF 
verfügen über Wohnraum. 
 

Somit war die Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des Bescheides des BFA abzuweisen. 
 

Zur Rückkehrentscheidung: 
 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 
Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu 
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und 
von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 2005 nicht erteilt wird sowie kein Fall der §§ 8 Abs. 3a 
oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt. 
 

Die Anträge auf internationalen Schutz werden mit Erkenntnissen des Bundesverwaltungsgerichtes vom 
heutigen Tag sowohl hinsichtlich des Status von Asylberechtigten als auch von subsidiär Schutzberechtigten 
abgewiesen. 
 

Gemäß § 57 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von Amts wegen oder 
auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zu erteilen: 
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1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG 
seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafür weiterhin vorliegen, es sei denn, der 
Drittstaatsangehörige stellt eine Gefahr für die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar oder 
wurde von einem inländischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt. Einer 
Verurteilung durch ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, 
die den Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht, 
 

2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und 
Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, 
insbesondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder 
 

3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig oder nicht niedergelassen ist, 
Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen 
wurde oder erlassen hätte werden können und der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung der 
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist. 
 

Die BF befinden sich nach ihrer Antragstellung im August 2013 durchgehend im Bundesgebiet. Ihr Aufenthalt 
ist jedoch nicht im Sinne der soeben dargelegten Bestimmung geduldet. Sie sind auch nicht Zeuge oder Opfer 
von strafbaren Handlungen und auch kein Opfer von Gewalt geworden. Die Voraussetzungen für die 
amtswegige Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 AsylG 2005 liegen daher nicht vor, wobei dies weder 
im Verfahren noch in der Beschwerde auch nur behauptet wurde. 
 

Im vorliegenden Verfahren erfolgte die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz im Hinblick auf den 
Status des subsidiär Schutzberechtigten auch nicht gemäß § 8 Abs. 3a AsylG 2005 und ist auch keine 
Aberkennung gemäß § 9 Abs. 2 AsylG 2005 ergangen, wie aus dem Verfahrensgang ersichtlich ist. 
 

Gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehörigen unter einem (§ 10 AsylG 
2005) mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag auf internationalen Schutz 
sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des 
subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und 
ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für begünstigte 
Drittstaatsangehörige. 
 

Die BF sind als Staatsangehörige der Russischen Föderation keine begünstigte Drittstaatsangehörige und es 
kommt ihnen kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zu, da mit der erfolgten Abweisung des 
Antrags auf internationalen Schutz das Aufenthaltsrecht nach § 13 AsylG 2005 mit der Erlassung dieser 
Entscheidung endet. 
 

Gemäß § 55 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von Amts wegen oder 
auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, wenn 
 

1. dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 
EMRK geboten ist und 
 

2. der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a NAG erfüllt hat oder zum 
Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren Einkommen die monatliche 
Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. I Nr. 189/1955) 
erreicht wird. 
 

Nach § 55 Abs. 2 AsylG 2005, ist eine "Aufenthaltsberechtigung" zu erteilen, wenn nur die Voraussetzung des 
Abs. 1 Z 1 vorliegt. 
 

§ 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG lautet: 
 

"(1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß 
§ 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder 
Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur 
Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 
 

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu 
berücksichtigen: 
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1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden 
rechtswidrig war, 
 

2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 
 

3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 
 

4. der Grad der Integration, 
 

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 
 

6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 
 

7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts, 
 

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 
 

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren überlangen 
Verzögerungen begründet ist. 
 

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, insbesondere im 
Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer 
Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des 
Privat- und Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies 
ist insbesondere dann der Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf Grund des 
Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein 
unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff 
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre." 
 

Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner 
Wohnung und seines Briefverkehrs. Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in 
die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme 
darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und 
Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 
strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer notwendig ist. 
 

Zu den in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 EMRK 
entwickelten Grundsätzen zählt unter anderem auch, dass das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf 
Achtung des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. 
 

Sowohl eheliche als auch uneheliche Kinder aus einer Familienbeziehung, die unter Art 8 EMRK fällt, werden 
von ihrer Geburt an ipso iure Teil der Familie (Peter Chvosta: "Die Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8 
MRK", ÖJZ 2007/74; VfSlg 16.777/2003; ferner Gül gg Schweiz, ÖJZ 1996, 593; 5. 2 2004, 60457/00, 
Kosmopoulou gg Griechenland; 18. 1. 2007, 73819/01, Estrikh gg Litauen). Umgekehrt werden Kinder erst vom 
Moment ihrer Geburt an rechtlich Teil der Familie. Zu noch ungeborenen Kindern liegt somit bis dahin (noch) 
kein schützenswertes Familienleben iSd. Art. 8 EMRK vor (vgl. zB VfGH 24.02.2003, B 1670/01; EGMR 
19.02.1996, GÜL vs Switzerland). 
 

Unter Volljährigen reicht das rechtliche Band der Blutsverwandtschaft allein nicht, um ein Familienleben iSd. 
Art 8 MRK zu begründen. Hier wird auf das tatsächliche Bestehen eines effektiven Familienlebens abgestellt, 
darüber hinaus müssen zusätzliche Merkmale einer Abhängigkeit gegeben sein, die über die sonst üblichen 
Beziehungen hinausgehen. Vgl. ua. EGMR 30.11.1999 (Baghli gegen Frankreich) Ziff 35; EGMR Ezzouhdi (FN 
9) Ziff 34; EGMR 10.07.2003 (Benhebba gegen Frankreich); EGMR 17.01.2006 (Aoulmi gegen Frankreich). 
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Die BF verfügen im Bundesgebiet über keine engsten Angehörigen, die zum dauernden Aufenthalt im 
Bundesgebiet berechtigt sind, einzig einen Cousin von BF1 (zu dem jedoch nur geringer Kontakt besteht), 
wohingegen die gesamte Familie von BF1 und BF2 unverändert im Herkunftsstaat leben soll. 
 

Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieser Rechte nur 
statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche 
Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz 
der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig und in diesem 
Sinne auch verhältnismäßig ist. 
 

Zweifellos handelt es sich sowohl beim BFA als auch beim ho. Gericht um öffentliche Behörden im Sinne des 
Art. 8 Abs. 2 EMRK und ist der Eingriff aufgrund der bereits zitierten gesetzlichen Bestimmungen gesetzlich 
vorgesehen. 
 

Es ist in weiterer Folge zu prüfen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens des 
BF im gegenständlichen Fall durch den Eingriffsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt ist und ein in einer 
demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, nämlich die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung iSv. Art. 8 
Abs. 2 EMRK, in verhältnismäßiger Weise verfolgt. 
 

Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz des Privat- und Familienlebens iSd. Art. 8 EMRK vorliegt, hängt nach 
der ständigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte sowie des Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtshofes jeweils von den konkreten Umständen des Einzelfalles ab. Die Regelung erfordert 
eine Prüfung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine 
Abwägung der betroffenen Rechtsgüter und öffentlichen Interessen. In diesem Sinn wird eine Ausweisung nicht 
erlassen werden dürfen, wenn ihre Auswirkungen auf die Lebenssituation des Fremden (und seiner Familie) 
schwerer wiegen würden als die nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer Erlassung. 
 

Unter "Privatleben" sind nach der Rechtsprechung des EGMR persönliche, soziale und wirtschaftliche 
Beziehungen, die für das Privatleben eines jeden Menschen konstitutiv sind, zu verstehen (vgl. Sisojeva ua gg 
Lettland, EuGRZ 2006, 554). In diesem Zusammenhang komme dem Grad der sozialen Integration des 
Betroffenen eine wichtige Bedeutung zu. 
 

Für den Aspekt des Privatlebens spielt zunächst die zeitliche Komponente im Aufenthaltsstaat eine zentrale 
Rolle, wobei die bisherige Rechtsprechung keine Jahresgrenze festlegt, sondern eine Interessenabwägung im 
speziellen Einzelfall vornimmt (vgl. dazu Peter Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8 EMRK, 
in ÖJZ 2007, 852 ff). 
 

Allerdings ist nach der bisherigen Rechtsprechung auch auf die Besonderheiten der aufenthaltsrechtlichen 
Stellung von Asylwerbern Bedacht zu nehmen, zumal das Gewicht einer aus dem langjährigen Aufenthalt in 
Österreich abzuleitenden Integration dann gemindert ist, wenn dieser Aufenthalt lediglich auf unberechtigte 
Asylanträge zurückzuführen ist (vgl. VwGH vom 17.12.2007, 2006/01/0126, mit weiterem Nachweis). 
 

Die BF halten sich weniger als zwei Jahren im Bundesgebiet auf. Sie haben den Aufenthalt auf einen 
unbegründet gebliebenen Asylantrag gestützt (vgl. Verwaltungsgerichtshof vom 26.06.2007, 2007/01/0479, "... 
der Aufenthalt im Bundesgebiet in der Dauer von drei Jahren [bis zur Erlassung des angefochtenen Bescheides] 
jedenfalls nicht so lange ist, dass daraus eine rechtlich relevante Bindung zum Aufenthaltsstaat abgeleitet werden 
könnte..." und zu diesem Erkenntnis: Gruber, "Bleiberecht" und Artikel 8 EMRK, in Festgabe zum 80. 
Geburtstag von Rudolf MACHACEK und Franz MATSCHER (2008) 

166," ... Es wird im Ergebnis bei einer solchen (zu kurzen) 

Aufenthaltsdauer eine Verhältnismäßigkeitsprüfung zur "Bindung zum Aufenthaltsstaat" als nicht erforderlich 
gesehen..."). 
 

Im Fall Nnyanzi gegen Vereinigtes Königreich erachtete der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte die 
Ausweisung einer ugandischen Asylwerberin aus dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK als zulässig, obwohl die 
Beschwerdeführerin, die erfolglos Asyl begehrt hatte, in der Zwischenzeit bereits fast 10 Jahre in Großbritannien 
aufhältig gewesen war: Ihrem Hinweis auf ihr zwischenzeitlich begründetes Privatleben, nämlich dass sie sich 
mittlerweile an einer Kirchengemeinschaft beteiligt habe, berufstätig geworden und eine Beziehung zu einem 
Mann entstanden sei, hielt der Gerichtshof entgegen, dass die BFkeine niedergelassene Einwanderin und ihr vom 
belangten Staat nie ein Aufenthaltsrecht gewährt worden sei. Ihr Aufenthalt im Vereinigten Königreich während 
der Anhängigkeit ihrer verschiedenen Asylanträge und Menschenrechtsbeschwerden sei immer prekär gewesen, 
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weshalb ihre Abschiebung nach Abweisung dieser Anträge durch eine behauptete Verzögerung ihrer Erledigung 
durch die Behörden nicht unverhältnismäßig werde (EGMR 8.4.2008, 21.878/06, NL 2008, 86, Nnyanzi gegen 
Vereinigtes Königreich). 
 

Im Fall Omoregie u.a. gegen Norwegen, der die Ausweisung eines ehemaligen (nigerianischen) Asylwerbers 
betraf, erkannte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte ebenfalls keine Verletzung von Art. 8 EMRK, 
obwohl der Beschwerdeführer während seines Asylverfahrens eine Lebensgemeinschaft mit einer norwegischen 
Staatsangehörigen gegründet hatte und Vater einer gemeinsamen Tochter geworden war, da sich der 
Beschwerdeführer, der seine Lebensgefährtin (nach Abweisung des Asylantrages) geehelicht hatte, über die 
Unsicherheit seines fremdenrechtlichen Aufenthaltsstatus in Norwegen bereits zu Beginn der Beziehung im 
Klaren sein habe müssen (EGMR 31.7.2008, 265/07, Darren Omoregie u.a. v. Norwegen). In derartigen Fällen 
könne die Ausweisung eines Fremden nach Ansicht des Gerichtshofes (wie er im Fall da Silva und Hoogkamer 
gegen Niederlande hervorhob) nur unter außergewöhnlichen Umständen eine Verletzung von Art. 8 EMRK 
darstellen (EGMR 31.1.2006, 50435/99, da Silva und Hoogkamer gegen Niederlande mwN). 
 

Unter Berufung auf diese Judikatur hatte der Verfassungsgerichtshof etwa in VfSlg. 18.224/2007 keine 
Bedenken gegen die Ausweisung eines kosovarischen Staatsangehörigen trotz seines 11-jährigen Aufenthaltes, 
da sich der Aufenthalt (zunächst) auf ein für Studienzwecke beschränktes Aufenthaltsrecht gegründet hatte und 
vom Beschwerdeführer nach zwei Scheinehen schließlich durch offenkundig aussichtslose bzw. unzulässige 
Asylanträge verlängert wurde. 
 

Keine Verletzung von Art. 8 EMRK erblickte auch der Verwaltungsgerichtshof in der Ausweisung eines 
ukrainischen (ehemaligen) Asylwerbers, der im Laufe seines rund sechseinhalbjährigen Aufenthaltes durch den 
Erwerb der deutschen Sprache, eines großen Freundeskreises sowie der Ausübung sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigungen (sowie mit seiner Unbescholtenheit) seine Integration unter Beweis gestellt hatte, da – wie der 
Verwaltungsgerichtshof u.a. ausführte – die integrationsbegründenden Umstände während eines Aufenthaltes 
erworben wurden, der "auf einem (von Anfang an) nicht berechtigten Asylantrag" gegründet gewesen sei 
(VwGH 8.7.2009, 2008/21/0533; vgl. auch VwGH 22.1.2009, 2008/21/0654). Auch die Ausweisung eines 
unbescholtenen nigerianischen (ehemaligen) Asylwerbers, der beinahe während seines gesamten und mehr als 9-
jährigen Aufenthaltes in Österreich einer legalen sozialversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit nachgegangen 
war, über sehr gute Deutschkenntnisse verfügte und nie öffentliche Unterstützungsleistungen in Anspruch 
genommen hatte, beanstandete der Verwaltungsgerichtshof vor dem Hintergrund des Art. 8 EMRK nicht, wobei 
er auch dem Argument des Beschwerdeführers, dass über seine Berufung in seinem Asylverfahren ohne sein 
Verschulden erst nach 7 Jahren entschieden worden war, keine entscheidende Bedeutung zugestand: Vielmehr 
vertrat er die Ansicht, dass der Fremde spätestens nach der erstinstanzlichen Abweisung seines Asylantrages – 
auch wenn er subjektiv berechtigte Hoffnungen auf ein positives Verfahrensende gehabt haben sollte – im 
Hinblick auf die negative behördliche Beurteilung des Antrages von einem nicht gesicherten Aufenthalt 
ausgehen habe müssen (VwGH 29.4.2010, 2010/21/0085). Keine außergewöhnlichen Umstände iSd Art. 8 
EMRK, die es unzumutbar machen würden, für die Dauer eines ordnungsgemäß geführten 
Niederlassungsverfahrens auszureisen, erkannte der Verwaltungsgerichtshof auch bei der Ausweisung eines 
(ehemaligen) chinesischen Asylwerbers, der in den letzten sieben Jahren seines rund achteinhalb Jahre 
andauernden Aufenthaltes in Österreich einer legalen Beschäftigung nachgegangen war und über eine 
österreichische Lebensgefährtin verfügte (VwGH 29.6.2010, 2010/18/0209; vgl. ähnlich auch VwGH 13.4.2010, 
2010/18/0087). Zum selben Ergebnis gelangte der Verwaltungsgerichtshof bei der Ausweisung eines 
georgischen (ehemaligen) Asylwerbers, der sich schon fast 8 Jahre im Bundesgebiet aufgehalten hatte, über gute 
Deutsch-Kenntnisse verfügte und selbständig erwerbstätig war: Der Verwaltungsgerichtshof wies darauf hin, 
dass eine Reintegration des Beschwerdeführers (nicht zuletzt auch aufgrund seines Schulbesuchs in seiner 
Heimat) trotz behaupteter Schwierigkeiten bei der Arbeitsplatzsuche in Georgien weder unmöglich noch 
unzumutbar erscheine (VwGH 6.7.2010, 2010/22/0081). 
 

Unter Berücksichtigung dieser Judikatur ergib sich Folgendes: 
 

Die Aufenthaltsdauer der BF im Bundesgebiet ist demnach als kurz zu bezeichnen und kann der Dauer des 
Aufenthaltes im Bundesgebiet allein keine hervorgehobene Bedeutung für den Verbleib zugemessen werden. In 
dieser Zeit des Aufenthaltes haben die BF keine nennenswerte und schon gar keine fortgeschrittene Integration 
dargelegt. 
 

Der BF1 hat sich hier bislang sonst auch nicht aus-, fort- oder weitergebildet. Er ist in Österreich auch in keinem 
Verein Mitglied und auch nicht karitativ tätig. 
 

Die BF haben geringe Deutschkenntnisse erlangt (A1, A2) 
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Was die Finanzierung des Unterhaltes für eine fünfköpfige Familie betrifft, können die BF überhaupt nur darauf 
hinweisen, dass sie von der Grundversorgung leben und der BF1 "allgemeine Zusagen" hat, er hacke Holz und 
heize ein und räume Schnee in seiner Gemeinde. 
 

Es ergibt sich somit das Bild einer tschetschenischen Familie, die seit Jahren sich ausschließlich – abgesehen 
vom gesetzlich normierten Schulbesuch der Kinder und den damit einhergehenden Freizeitaktivitäten - mit 
angebotenen Deutschkursen beschäftigt. 
 

Sonstige integrative Aspekte wurden in der Beschwerdeverhandlung und auch im sonstigen Verfahren nicht 
vorgetragen, sodass angesichts des vom Grunde auf unwahren Vorbringens jedenfalls die öffentlichen Interessen 
an einer Außerlandesbringung die privaten Interessen an einem Aufenthalt im Bundesgebiet überwiegen. BF2 
hat nach eigenen Angaben bis zur Ausreise in Tschetschenien gearbeitet, es ist nicht ersichtlich, warum den BF 
eine Arbeitsaufnahme im Herkunftsstaat in der Zukunft unmöglich sein sollte. 
 

Im Übrigen sind nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch Schwierigkeiten beim 
Wiederaufbau einer Existenz im Herkunftsstaat letztlich auch als Folge des Verlassens des Heimatlandes ohne 
ausreichenden (die Asylgewährung oder Einräumung von subsidiären Schutz rechtfertigenden) Grund für eine 
Flucht nach Österreich – im öffentlichen Interesse an einem geordneten Fremdenwesen hinzunehmen (vgl. 
VwGH 29.4.2010, 2009/21/0055). 
 

Die Unbescholtenheit der BF fällt bei der vorzunehmenden Abwägung nach der Judikatur des 
Verwaltungsgerichtshofes nicht ins Gewicht. Laut Judikatur bewirkt die strafrechtliche Unbescholtenheit weder 
eine Stärkung der persönlichen Interessen noch eine Schwächung der öffentlichen Interessen. (VwGH 21.1.1999, 
Zahl 98/18/0420). Der VwGH geht wohl davon aus, dass es von einem Fremden, welcher sich im Bundesgebiet 
aufhält als selbstverständlich anzunehmen ist, dass er die geltenden Rechtsvorschriften einhält. Zu Lasten eines 
Fremden ins Gewicht fallen jedoch sehr wohl rechtskräftige Verurteilungen durch ein inländisches Gericht (vgl. 
Erk. d. VwGH vom 27.2.2007, 2006/21/0164, mwN, wo dieser zum wiederholten Male klarstellt, dass das 
Vorliegen einer rechtskräftigen Verurteilung den öffentlichen Interessen im Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK eine 
besondere Gewichtung zukommen lässt). 
 

Die minderjährigen BF haben mit der Sozialisation eben erst begonnen bzw. befinden sich noch in einem 
anpassungsfähigen Alter. Keinesfalls kann für die BF2 bis BF5 eine derart fortgeschrittene Integration 
angenommen werden, dass eine Rückkehr – gemeinsam mit den Eltern – schon allein deshalb unzumutbar wäre. 
Solches wurde in der Beschwerdeverhandlung auch nicht substantiiert vorgetragen. Die mj. Kinder sprechen in 
der Familie ausschließlich in der Muttersprache, im Herkunftsstaat befinden sich zudem sämtliche nahe 
Angehörige. 
 

Es ist daher von einem anpassungsfähigen Alter der mj. BF2 bis BF5 auszugehen, denen der weitere Besuch von 
Schulen auch im Herkunftsstaat jedenfalls zumutbar ist (vgl. VwGH vom 23.02.2017, Ra 2017/19/ 0001 bis 
0006). 
 

Die Tatsache, dass den Eltern der unsichere Aufenthaltsstatus bekannt sein musste, schlägt sich auch auf die 
Kinder durch, wenngleich diesen für fremdenrechtliches Fehlverhalten kein Vorwurf zu machen ist. 
 

Besonders schwerwiegend ist im vorliegenden Fall, dass die BF einen offensichtlich unbegründeten Antrag auf 
internationalen Schutz gestellt hat und evidenter Maßen mit dem Ziel nach Österreich gekommen ist, sich hier 
auf Dauer niederzulassen. 
 

Bei einer Zusammenschau all dieser Umstände überwiegen im vorliegenden Fall jene Umstände, die für eine 
Rückkehr der BF in den Herkunftsstaat sprechen, wobei der nicht vorhandenen Integration sowie dem 
offensichtlichen Asylmissbrauch zur Immigration besonderes Gewicht zukommt. 
 

Den Interessen der BF an einem weiteren Aufenthalt in Österreich stehen die öffentlichen Interessen an einem 
geordneten Fremdenwesen gegenüber. Nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den 
Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Artikel 8 Abs. 2 EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH v. 
16.01.2001, Zl. 2000/18/0251, u.v.a.). 
 

Nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes überwiegen daher derzeit die öffentlichen Interessen an der 
Aufenthaltsbeendigung, insbesondere das Interesse an der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und des 
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Schutzes der die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden Bestimmungen die privaten Interessen der 
BF am Verbleib im Bundesgebiet (vgl. dazu VfSlg. 17.516/2005 sowie ferner VwGH 26.6.2007, 2007/01/0479). 
 

Die öffentlichen Interessen an der Aufenthaltsbeendigung, die sich insbesondere im Interesse an der Einhaltung 
fremdenrechtlicher Vorschriften sowie darin manifestieren, dass das Asylrecht (und die mit der Einbringung 
eines Asylantrags verbundene vorläufige Aufenthaltsberechtigung) nicht zur Umgehung der allgemeinen 
Regelungen eines geordneten Zuwanderungswesens dienen darf (vgl. dazu im Allgemeinen und zur Gewichtung 
der maßgeblichen Kriterien VfGH 29.9.2007, B 1150/07), wiegen im vorliegenden Fall schwerer als die 
Interessen der BF am Verbleib in Österreich, zumal im vorliegenden Fall evident ist, dass die Antragstellung 
ausschließlich zur Umgehung der allgemeinen Regelungen eines geordneten Zuwanderungswesens erfolgt ist. 
 

Zusammengefasst ist deshalb in Übereinstimmung mit dem BFA davon auszugehen, dass die Interessen der BF 
an einem Verbleib im Bundesgebiet nur geringes Gewicht haben und gegenüber dem öffentlichen Interesse an 
der Einhaltung der die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden Bestimmungen aus der Sicht des 
Schutzes der öffentlichen Ordnung, dem nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ein hoher 
Stellenwert zukommt, jedenfalls in den Hintergrund treten. 
 

Dem BFA war jedenfalls beizupflichten, dass kein Sachverhalt hervorkam, welcher bei Berücksichtigung 
sämtlicher bekannter Tatsachen den Schluss zuließe, dass der angefochtene Bescheid einen Eingriff in das durch 
Art. 8 EMRK geschützte Privat- und Familienleben darstellt. 
 

Die Verfügung der Rückkehrentscheidung war daher im vorliegenden Fall dringend geboten und erscheint auch 
nicht unverhältnismäßig. Daher sind auch die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltsberechtigung 
nach § 55 AsylG 2005 nicht gegeben. 
 

Gemäß § 52 Abs. 9 FPG hat das Bundesamt mit einer Rückkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine 
Abschiebung eines Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulässig ist, es 
sei denn, dass dies aus vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden Gründen nicht möglich ist. 
 

Nach § 50 Abs. 1 FPG ist die Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 
zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe 
verletzt würde oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre. 
 

Nach § 50 Abs. 2 FPG ist Abschiebung in einen Staat unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme 
bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 
der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche 
Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005). 
 

Nach § 50 Abs. 3 FPG ist Abschiebung in einen Staat unzulässig, solange der Abschiebung die Empfehlung 
einer vorläufigen Maßnahme durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte entgegensteht. 
 

Die Zulässigkeit der Abschiebung des BF in die Russische Föderation ist gegeben, da nach den die Abweisung 
des Antrages auf internationalen Schutz tragenden Feststellungen der vorliegenden Entscheidung keine Gründe 
vorliegen, aus denen sich eine Unzulässigkeit der Abschiebung im Sinne des § 50 FPG ergeben würde. 
 

Gemäß § 55 Abs. 1 FPG wird mit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 zugleich eine Frist für die freiwillige 
Ausreise festgelegt. Die Frist für die freiwillige Ausreise beträgt nach § 55 Abs. 2 FPG 14 Tage ab Rechtskraft 
des Bescheides, sofern nicht im Rahmen einer vom Bundesamt vorzunehmenden Abwägung festgestellt wurde, 
dass besondere Umstände, die der Drittstaatsangehörige bei der Regelung seiner persönlichen Verhältnisse zu 
berücksichtigen hat, die Gründe, die zur Erlassung der Rückkehrentscheidung geführt haben, überwiegen. Da 
derartige Gründe im Verfahren nicht vorgebracht wurden, ist die Frist zu Recht mit 14 Tagen festgelegt worden. 
 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
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Die ordentliche Revision gem. Art. 133 Abs. 4 B-VG erweist sich insofern als nicht zulässig, als der 
gegenständliche Fall ausschließlich tatsachenlastig ist und keinerlei Rechtsfragen – schon gar nicht von 
grundsätzlicher Bedeutung – aufwirft. Die gegenständliche Entscheidung weicht weder von der bisherigen 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es zu irgendeinem Sachverhaltsaspekt des 
gegenständlichen Falles an einer Rechtsprechung. Auch ist die im gegenständlichen Fall maßgebende 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Im Übrigen liegen keine 
sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der gegenständlich zu lösenden Rechtsfragen vor. 
 

Die oben in der rechtlichen Beurteilung angeführte Judikatur des VwGH ist zwar teils zu früheren Rechtslagen 
ergangen, sie ist jedoch nach Ansicht des erkennenden Gerichts auf die inhaltlich meist völlig gleichlautenden 
Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage unverändert übertragbar. 
 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 
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